
  1 

 Protokoll des Zürcher Kantonsrates 

 

 

134. Sitzung, Montag, 13. September 2021, 08:15 Uhr 

Vorsitz: Benno Scherrer (GLP, Uster) 

 

Verhandlungsgegenstände  

1. Mitteilungen ............................................................................... 2 

Antworten auf Anfragen 

Ratsprotokoll zur Einsichtnahme 

Zuweisung von neuen Vorlagen 

2. Neubeurteilung der Bürobedarfsplanung durch das 

Immobilienamt ........................................................................... 4 

Dringliches Postulat Domenik Ledergerber (SVP, Herrliberg), 

Stephan Weber (FDP, Wetzikon), Thomas Wirth (GLP, 

Hombrechtikon) vom 28. Juni 2021 

KR-Nr. 253/2021, Entgegennahme 

3. Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch 

(Änderung, Elektronische Überwachung zum Schutz 

gewaltbetroffener Personen) ..................................................... 5 

Antrag des Regierungsrates vom 20. Januar 2021 und 

gleichlautender Antrag der Kommission für Justiz und öffentliche 

Sicherheit vom 3. Juni 2021 

Vorlage 5675 

4. Polizeiorganisationsgesetz (POG) (Änderung, Zuständigkeit 

für den Betrieb der Polizeigefängnisse) .................................. 13 

Antrag des Regierungsrates vom 20. Januar 2021 und 

gleichlautender Antrag der Kommission für Justiz und öffentliche 

Sicherheit vom 3. Juni 2021 

Vorlage 5710a 

5. Kantonales Bürgerrechtsgesetz KBüG ................................... 19 



2 

Antrag des Regierungsrates vom 27. Mai 2020 und geänderter 

Antrag der Kommission für Staat und Gemeinden vom 16. April 

2021 

Vorlage 5630a (gemeinsame Behandlung mit KR-Nrn. 190a/2018, 

193a/2018, 194a/2018 und 382a/2018) 

6. Bürgerrecht, Erhöhung Wohnsitzfristen ................................ 19 

Parlamentarische Initiative Ulrich Pfister vom 25. Juni 2018 

KR-Nr. 190a/2018 (gemeinsame Behandlung mit Vorlage 5630a, 

KR-Nrn. 193a/2018, 194a/2018, 382a/2018) 

7. Bürgerrecht, Erhöhung wirtschaftlicher Selbsterhalt ........... 19 

Parlamentarische Initiative Stefan Schmid vom 25. Juni 2018 

KR-Nr. 193a/2018 (gemeinsame Behandlung mit Vorlage 5630a, 

KR-Nrn. 190a/2018, 194a/2018, 382a/2018) 

8. Bürgerrecht, Erhöhung von Ordnung und Sicherheit ........... 20 

Parlamentarische Initiative Stefan Schmid vom 25. Juni 2018 

KR-Nr. 194a/2018 (gemeinsame Behandlung mit Vorlage 5630a, 

KR-Nrn. 190a/2018, 193a/2018, 382a/2018) 

9. Bürgerrecht, schnellere Integration dank tieferen 

Einbürgerungshürden für junge Erwachsene ........................ 20 

Parlamentarische Initiative Hannah Pfalzgraf vom 10. Dezember 

2018 

KR-Nr. 382a/2018 (gemeinsame Behandlung mit Vorlage 5630a, 

KR-Nrn. 190a/2018, 193a/2018, 194a/2018) 

10. Verschiedenes ........................................................................... 71 

Fraktions- und persönliche Erklärungen 

Neu eingereichte parlamentarische Vorstösse 

 

 

 

 

1. Mitteilungen 

 

Geschäftsordnung 

Ratspräsident Benno Scherrer: Ich beantrage Ihnen folgende Änderung 

der Geschäftsliste: Das heutige Traktandum 7, Vorlage 5646a, Gesetz 
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über die BVG-und Stiftungsaufsicht, BVSG, und Einführungsgesetz 

zum Zivilgesetzbuch, EG ZGB, Änderung Zuständigkeit der Stiftungs-

aufsicht, ist für heute von der Traktandenliste abzusetzen. Sie sind da-

mit einverstanden. 

Wird das Wort zur Geschäftsliste weiter gewünscht? Das ist nicht der 

Fall. Die Geschäftsliste ist damit bereinigt und genehmigt.  

 

Antworten auf Anfragen 

Ratspräsident Benno Scherrer: Der Regierungsrat hat uns die Antwor-

ten auf sieben Anfragen zugestellt: 

– KR-Nr. 164/2021, Doppelmoral der kantonalen Steuerverwalter 

 Claudio Schmid (SVP, Bülach) 

– KR-Nr. 166/2021, Verkehrspolitische Interessenverbände und Lob-

byorganisationen im Dienste und mit beratender Tätigkeit für das 

Amt für Mobilität (AFM), vormals Amt für Verkehr (AFV) 

 Hans-Peter Amrein (SVP, Küsnacht; fraktionslos) 

– KR-Nr. 173/2021 Harmonisierung und Verkürzung der Aufbewah-

rungsfristen am Beispiel Schulzeugnisse und Absenzenlisten 

 Thomas Lamprecht (EDU, Bassersdorf), Rochus Burtscher (SVP, 

Dietikon) 

– KR-Nr. 174/2021, Steuergelder für Väterberatung im Zusammen-

hang mit dem Projekt «Greenhouse» des AJB 

 Paul von Euw (SVP, Bauma), Tobias Weidmann (SVP, Hettlingen), 

Jürg Sulser (SVP, Otelfingen)  

– KR-Nr. 175/2021, Beratung der ersten Stunde für Opfer 

 Rafael Steiner (SP, Winterthur)  

– KR-Nr. 247/2021, Wahrung der Interessen des Kantons Zürich bei 

den Verhandlungen der Schweiz mit der EU 

 Franziska Barmettler (GLP, Zürich), Tobias Langenegger (SP, Zü-

rich), Michael Zeugin (GLP, Winterthur) 

– KR-Nr. 303/2021, Pilotprojekt «Wirtschaftliche Basishilfe» Sozial-

departement Stadt Zürich 

 Linda Camenisch (FDP, Wallisellen), Susanna Lisibach (SVP, Win-

terthur 

 

Ratsprotokoll zur Einsichtnahme 

Auf der Webseite des Kantonsrates ist einsehbar: 

– Protokoll der 130. Sitzung vom 23. August 2021, 8.15 Uhr 

– Protokoll der 131. Sitzung vom 30. August 2021, 8.15 Uhr 
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Zuweisung von neuen Vorlagen 

Zuweisung an die Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit: 

– Genehmigung der Ersatzwahl eines Mitglieds des Spitalrates des 

Kantonsspitals Winterthur 

 Beschluss des Kantonsrates, Vorlage 5738 

Zuweisung an die Kommission für Planung und Bau: 

– Genehmigung der langfristigen, strategischen Immobilienpla-

nung LSI 2021 

 Beschluss des Kantonsrates, Vorlage 5741 

Zuweisung an die Kommission für Wirtschaft und Abgaben: 

– Vermeidung der Jugendarbeitslosigkeit durch Erleichterung des 

Berufseinstiegs 

 Beschluss des Kantonsrates zum dringlichen Postulat KR-Nr. 

209/2020, Vorlage 5744 

Zuweisung an die Kommission für Energie, Verkehr und Umwelt: 

– Selbstfahrende Autos als Teil des öffentlichen Verkehrs 

 Beschluss des Kantonsrates zum Postulat KR-Nr. 46/2019, Vorlage 

5745 

– Shared Mobility mit Autostopp-Haltstellen 

 Beschluss des Kantonsrates zum Postulat KR-Nr. 379/2018, Vorlage 

5746 

Zuweisung an die Kommission für Staat und Gemeinden: 

– Stellvertretungsregelung für Zürcher Parlamente 

 Parlamentarische Initiative KR-Nr. 420/2021 

 

 

2. Neubeurteilung der Bürobedarfsplanung durch das Immobilien-

amt 

Dringliches Postulat Domenik Ledergerber (SVP, Herrliberg), Stephan 

Weber (FDP, Wetzikon), Thomas Wirth (GLP, Hombrechtikon) vom 

28. Juni 2021 

KR-Nr. 253/2021, Entgegennahme 

 

Ratspräsident Benno Scherrer: Der Regierungsrat ist bereit, das dring-

liche Postulat entgegenzunehmen. Gemäss Paragraf 55 des Kantons-

ratsgesetzes haben wir heute über die Überweisung oder Ablehnung zu 

entscheiden. Wird ein Ablehnungsantrag gestellt? Das ist nicht der Fall. 

Das dringliche Postulat KR-Nr. 253/2021 ist überwiesen.  

Das Geschäft geht an den Regierungsrat zur Ausarbeitung eines Be-

richts innert einem Jahr.  
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Das Geschäft ist für heute erledigt.  

 

 

3. Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch (Ände-

rung, Elektronische Überwachung zum Schutz gewaltbetroffener 

Personen) 

Antrag des Regierungsrates vom 20. Januar 2021 und gleichlautender 

Antrag der Kommission für Justiz und öffentliche Sicherheit vom 3. 

Juni 2021 

Vorlage 5675 

 

Tobias Mani (EVP, Wädenswil), Präsident der Kommission für Justiz 

und öffentliche Sicherheit (KJS): Die Kommission für Justiz und öffent-

liche Sicherheit begrüsst die vom Regierungsrat beantragte Änderung 

des Einführungsgesetzes (EG) zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch 

(ZGB) betreffend elektronische Überwachung zum Schutz gewaltbe-

troffener Personen. Die elektronische Überwachung wird auch Electro-

nic Monitoring, kurz EM, genannt. Darunter ist eine elektronische Fuss-

fessel zu verstehen. Bisher wurde Electronic Monitoring nur im Straf-

recht eingesetzt. Gemäss Bundesrecht kann EM neu auch in zivilrecht-

lichen Verfahren durch ein Gericht angeordnet werden, um die Einhal-

tung von Schutzmassnahmen nach ZGB, also Kontakt-, Annäherungs- 

und insbesondere Ortsverbote, zu überwachen. Damit werden Opfer 

von häuslicher Gewalt oder Stalking noch besser geschützt. Die gefähr-

dete Person muss EM beantragen, wobei das Gericht diese nur anord-

nen kann, wenn sich diese sehr einschneidende Massnahme als verhält-

nismässig erweist.  

Der Kanton muss diese bundesrechtlichen Vorgaben nun umsetzen, das 

heisst, die gesetzlichen Grundlagen schaffen und die Infrastruktur zur 

Verfügung stellen. Der Kanton setzt die bundesrechtlichen Vorgaben 

mit dieser Vorlage um. Was macht er? Er bezeichnet die Stelle, welche 

das EM im Zivilrecht durchführt, und regelt das Vollzugsverfahren. Die 

Einzelheiten zum Ablauf und zum Vollzugsverfahren, für die keine ge-

setzliche Grundlage im formellen Sinne nötig ist, sollen in einer Ver-

ordnung des Regierungsrates geregelt werden. 

Als zuständige Stelle wird im EG ZGB – das überrascht nicht – die Di-

rektion der Justiz und des Innern und konkret dann in der regierungs-

rätlichen Verordnung das Amt für Justizvollzug und Wiedereingliede-

rung, JuWe, bezeichnet. Das macht aus Sicht der KJS Sinn, zumal das 
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JuWe bereits heute die Vollzugstelle für EM im Strafrecht ist. So kann 

auf die etablierten Strukturen und Erfahrungen zurückgegriffen werden. 

Zudem wird das Einzelgericht als zuständiges Gericht gemäss Paragraf 

42 litera e GOG (Gesetz über die Gerichts- und Behördenorganisation 

im Zivil- und Strafprozess) für eine allfällige Verlängerung von EM be-

zeichnet, da das Bundesrecht diese Frage offenlässt. Dagegen ist aus 

Sicht der KJS nichts einzuwenden.  

Zu Diskussionen Anlass gab in der KJS die Frage der Kostentragung, 

zumal die EM-Kosten, das heisst Abklärungsauftrag, Installation, De-

installation, Überwachung und Miete Feldgerät, doch beträchtlich sind. 

Die überwachten Personen können die hohen Überwachungskosten 

sehr oft nicht vollständig bezahlen. Der Bund gibt vor, dass die Kosten 

der gefährdenden Person auferlegt werden können. Die KJS kommt 

zum Schluss, dass die Regelung gemäss Vorlage sachgerecht ist: Die 

Kosten des Vollzugs sollen grundsätzlich der gefährdenden Person, die 

die EM ja verursacht hat, auferlegt werden, aber nur soweit, als dass die 

finanziellen Verhältnisse eine Kostentragung auch effektiv zulassen. 

Letzteres soll im Ermessen des anordnenden Gerichts liegen, das die 

finanziellen Verhältnisse und damit die Verhältnismässigkeit im Ein-

zelfall zu prüfen hat.  

Insgesamt verblieben in der KJS gewisse Zweifel in Bezug auf die 

Wirksamkeit und den Nutzen der bundesrechtlichen Neuerungen, die 

wohl nur sehr selten zum Tragen kommen dürften. Schon bisher haben 

die Gerichte von den zivilrechtlichen Personenschutz-Massnahmen 

kaum Gebrauch gemacht. Die Massnahmen nach Gewaltschutzgesetz 

erweisen sich in aller Regel als das griffigere Mittel. EM bedeutet zu-

dem namentlich keine Echtzeitintervention wie im Krimi, das heisst, 

EM bietet zwar einen verbesserten, aber jedenfalls keinen umfassenden 

Schutz der gefährdeten Person.  

Die kantonale Umsetzung der zivilrechtlichen EM erweist sich also als 

wenig prickelnd: Der Kanton ist verpflichtet, die bundesrechtlichen 

Vorgaben per 1. Januar 2022 umzusetzen. Dabei besteht kaum gesetz-

geberischer Spielraum. Darüber hinaus ist davon auszugehen, dass die 

Staatskasse durch die Neuerungen höchstens marginal belastet wird, da 

die EM zwar sehr teuer sind und deshalb in aller Regel von der gefähr-

denden Person nicht voll bezahlt werden müssen, die Anordnung von 

EM aber nur sehr selten vorkommen wird.  

Die Kommission für Justiz und öffentliche Sicherheit beantragt dem 

Kantonsrat mit Beschluss vom 3. Juni 2021 einstimmig, der vom Re-
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gierungsrat beantragten Änderung des EG ZGB betreffend elektroni-

sches Monitoring zuzustimmen. Im Namen der EVP-Fraktion kann ich 

Ihnen mitteilen, dass wir gleicher Meinung sind. Danke. 

 

Beatrix Stüssi (SP, Niederhasli): Die Vorlage wurde von Tobias Mani 

ausführlich erklärt, deshalb fasse ich mich kurz: Opfer von häuslicher 

Gewalt oder Stalking sollen besser geschützt werden. Um dies umzu-

setzen, müssen die bundesrechtlichen Vorgaben mit einer Änderung 

des kantonalen Einführungsgesetzes zum Schweizerischen Zivilgesetz-

buch geändert werden. Der Regierungsrat beabsichtigt, im Kanton Zü-

rich das bereits bestehende JuWe als Stelle, welche bereits Electronic 

Monitorings durchführt, mit dieser Aufgabe zu beauftragen. Eine sorg-

fältig getrennte Bearbeitung von zivilrechtlichem und strafrechtlichem 

Electronic Monitoring ist möglich. Dabei stellen organisatorische und 

technische Massnahmen sicher, dass der Datenschutz gewährleistet 

bleibt. Die gewählte Lösung ist ressourcenschonend, nutzt vorhandenes 

Know-how und wird von der SP unterstützt.  

 

Daniel Wäfler (SVP, Gossau): Die SVP-Fraktion wird dieser Änderung 

ebenfalls zustimmen, dies schon mal vorweg, ich kann mich da auch 

den Gedanken meiner Vorredner anschliessen. Wir haben die Erarbei-

tung dieses neuen Einführungsgesetzes kritisch verfolgt. Immerhin geht 

es hier um neue Überwachungsmöglichkeiten. Diese dienen jedoch der 

Verhinderung von Gewalt und sind deshalb sicher gerechtfertigt, und 

wir wollen unseren Behörden diese neuen Mittel zur Verfügung stellen. 

Wir werden es aber weiterhin kritisch begutachten und verfolgen, wie 

sich das entwickelt, ob auch diese Mittel wirklich genutzt werden, und 

auch die Kostenzuweisung soll im Ermessen der Richter liegen; das 

wurde in der Kommission auch diskutiert. Das ist sicher richtig, dass 

die Justiz diese Abwägung machen kann, aber hier muss sicher in ein 

paar Jahren einmal eine Bilanz gezogen werden und es muss vorbehal-

ten bleiben, weitere Anpassungen vorzunehmen. Danke vielmals.  

 

Andrea Gisler (GLP, Gossau): Um was geht es bei dieser Vorlage? Im 

Dezember 2018 hat das Bundesparlament beschlossen, gewaltbe-

troffene Personen besser zu schützen. Am 1. Januar 2022 tritt ein neuer 

Gesetzesartikel im Zivilgesetzbuch in Kraft, der es ermöglicht, bei 

häuslicher Gewalt und Stalking die elektronische Überwachung anzu-

ordnen. Der kantonale Gesetzgeber hat nun die Aufgabe, Vollzugsbe-

stimmungen zu erlassen. Weshalb wir das erst jetzt tun, verstehe ich 

eigentlich nicht, da die Vorlage aber unbestritten ist, werden wir es 



8 

gleichwohl pünktlich auf den 1. Januar 2022 schaffen. Aus rechtsstaat-

licher Sicht ist es zu begrüssen, dass ein Richter oder eine Richterin 

entscheidet, ob jemand eine elektronische Fussfessel oder ein elektro-

nisches Armband tragen soll. Auch ist es richtig, dass der gewaltaus-

übenden Person ein Teil der Vollzugskosten auferlegt werden kann. 

Dank der Istanbul-Konvention (Übereinkommen zur Verhütung und 

Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt) ist der 

politische Wille, Gewalt im sozialen Nahraum zu bekämpfen, grösser 

als auch schon. Die besseren Gesetze nützen jedoch nichts, wenn sie 

nicht konsequent angewendet werden. Und hier besteht gerade bei 

häuslicher Gewalt und Stalking noch viel Luft nach oben. Es gibt immer 

noch Leute, die elektronische Fussfesseln oder Armbänder in erster Li-

nie als Eingriff in die Grundrechte sehen. Sie sorgen sich jeweils sehr 

um die persönliche Freiheit der gewaltausübenden Person. Und was ist 

mit den Grundrechten der Opfer? Auch gewaltbetroffene Personen ha-

ben Grundrechte. Sie möchten sich frei und unbehelligt bewegen kön-

nen. Sie möchten nicht ständig Angst haben, verfolgt, beschimpft, ver-

letzt oder gar getötet zu werden. Oft kommt das Argument, die Fuss-

fesseln gäben dem Opfer eine Scheinsicherheit. Opfer sind nicht blöd. 

Sie wissen sehr wohl, dass es keine 100-prozentige Sicherheit gibt. 

Aber die elektronische Überwachung kann, auch wenn sie nicht in Echt-

zeit erfolgt, je nach Situation das Opfer beruhigen und ihm zeigen, dass 

es mit seinen Bedürfnissen ernst genommen wird. Häusliche Gewalt ist 

eine schwere Menschenrechtsverletzung. Sie muss verhindert und kon-

sequent verfolgt werden. Die Grünliberalen stimmen der Vorlage des-

halb zu, auch wenn sie in der Praxis wohl eher selten zur Anwendung 

kommen wird.  

 

Florian Heer (Grüne, Winterthur): Auch ich möchte mich kurzfassen: 

Vorliegende Gesetzesanpassung ist, wie erwähnt, eine Übernahme von 

Bundesrecht. Die Einführung der elektronischen Fussfessel ermöglicht 

es dem Zivilgericht, eine neue Technologie zu verwenden und die bis-

herigen Massnahmen, wie Annäherungs-, Orts- und Kontaktaufnahme-

verbote, werden somit sinnvoll und technologisch ergänzt. Es ist davon 

auszugehen, dass das EM im Zivilrecht eher in seltenen Ausnahmefäl-

len zur Anwendung kommen wird. Meine Recherchen an zufälligen Zi-

vilgerichten der Schweiz ergaben jetzt keine unbedingt dringende Not-

wendigkeit von EM. Oftmals wirkt schon ein Termin beim Gericht al-

lenfalls mit einer Androhung zum Kontaktverbot. Im Bereich von häus-

licher Gewalt und Stalking jedoch weitere Möglichkeiten zu haben, er-

achten wir trotz der etwas fehlenden Dringlichkeit als sinnvoll. Damit 
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können die angeordneten Schutzmassnahmen allenfalls besser kontrol-

liert und durchgesetzt werden. Beim EM nach ZGB handelt es sich um 

einen schweren Eingriff in die Persönlichkeitsrechte der betroffenen 

Personen. Hier werden besondere Personendaten ermittelt und erhoben, 

weshalb wir Grünen sehr dafür plädierten, die Vorlage auch den Daten-

schutzbeauftragten zur Prüfung vorzulegen, was bekanntlich auch ge-

schah. Wir begrüssen auch, dass der Bund nur eine passive Form der 

GPS-Überwachung vorschreibt. Hier Augenmass zu wahren, erachten 

wir als äusserst sinnvoll.  

Die Zuständigkeit bei der bestehenden EM-Vollzugsstelle des JuWe ist 

sachlogisch und greift auf bestehende Strukturen, vorhandenes Wissen 

und viel Erfahrung zurück. Alles andere wäre widersinnig, auch dies 

begrüssen wir. Wir Grünen stimmen der Gesetzesanpassung zu.  

 

Janine Vannaz (Die Mitte, Aesch): Zuerst einmal finde ich es sehr be-

grüssenswert, dass zusätzliche Massnahmen zum Schutz gewaltbe-

troffener Personen, also Opfer und mehrheitlich Frauen, umgesetzt wer-

den sollen. Die Änderung und somit die gesetzliche Grundlage im Ein-

führungsgesetz ZGB von 1911 wird daher von der KJS auch einstimmig 

empfohlen. Das elektronische Monitoring, kurz EM genannt, über-

wacht die Einhaltung von Schutzmassnahmen, wie Kontakt-, Annähe-

rungs- und Ortsverbote. Damit wird der Schutz vor häuslicher Gewalt 

und Stalking verbessert, was ich als sehr wichtig empfinde. Das 

Electronic Monitoring kam bislang einzig im Strafrecht zum Einsatz, 

um zum Beispiel einen Gefängnisaufenthalt zu vermeiden oder zumin-

dest zu verkürzen. Das ZGB kann zwar bereits auf entsprechende An-

ordnungen zurückgreifen, mit dem EM können diese jedoch besser 

durchgesetzt werden. Natürlich gehen auch mit diesem neuen Instru-

ment Kosten einher. In einem Berechnungsbeispiel für einen Vollzug 

von drei Monaten geht man von rund 11'700 Franken Gesamtkosten 

aus. Dies würde Abklärungen, Installation, Deinstallation, Überwa-

chung und Miete eines Gerätes beinhalten. Das Gericht legt je nachdem 

die Kosten fest und muss bei der Auferlegung die finanziellen Verhält-

nisse der zu überwachenden Person berücksichtigen und die Verhält-

nismässigkeit beachten. Es würde in der Praxis wohl eine Pauschale 

verrechnet werden. Da der Kanton Zürich heute schon über die nötige 

Infrastruktur für die Durchführung von GPS-Überwachungen und über 

die notwendigen technischen Geräte sowie die IT-Infrastruktur verfügt, 

können die bereits vorhandenen Prozesse grösstenteils übernommen 

werden und insofern fallen keine grösseren Kosten mehr an. Die EM-



10 

Vollzugsstelle verfügt zudem über das notwendige Wissen und ge-

schulte Mitarbeitende. Es ist allerdings sowieso davon auszugehen, 

dass nur eine geringe Anzahl zu überwachende Personen eine EM-

Verordnung erhalten wird, da das Verfahren aufwendig und schwer 

durchsetzbar ist und wenige griffe Sanktionsmöglichkeiten bestehen – 

leider. Die Mitte stimmt der Vorlage zu. Besten Dank für die Aufmerk-

samkeit.  

 

Anne-Claude Hensch Frei (AL, Zürich): Wie Sie bereits mehrfach ge-

hört haben, geht es letztlich darum, den Schutz von gewaltbetroffenen 

Personen vor häuslicher Gewalt und Stalking zu verbessern. Durch die 

Einführung eines Gesetzes auf Bundesebene wurden die Kantone be-

auftragt, im ZGB neu die gerichtliche Anordnung einer elektronischen 

Überwachung in diesen Fällen festzulegen. Das elektronische Monito-

ring ist im Strafrecht bereits geregelt, aber im Zivilrecht ein neues In-

strument. Von nun an können also auch Eheschutzgerichte, Schei-

dungsgerichte und andere mehr auf Antrag der klagenden Person EM 

als Schutzmassnahme anordnen. Im Gegensatz zum Strafrecht hat das 

EM im Zivilrecht allerdings nur Beweissicherungsfunktion. Somit dient 

es dazu, die vom Gericht angedrohten Strafen und Bussen bei einem 

Verstoss durchsetzen zu können. Aus diesem Grund wird davon ausge-

gangen, dass diese Möglichkeit von den Klägerinnen – es sind halt 

meistens oder überwiegend Frauen – nicht häufig ergriffen werden 

wird, sondern eher via Gewaltschutzgesetz vorgegangen wird. Daher 

hält sich wohl die allgemeine Begeisterung über diese Einführung auch 

in engen Grenzen, zumindest war es so in der Kommission. Dieser 

Rechtsweg wird nämlich voraussichtlich eher selten beschritten wer-

den.  

Die Alternative Liste findet es sinnvoll, dass bei den überwachten Per-

sonen die Verhältnismässigkeit bei der Auferlegung der Kosten beach-

tet wird. Die Anordnung des EM ist bereits ein schwerer Eingriff in die 

Bewegungsfreiheit und die Persönlichkeitsrechte dieser Menschen. Es 

sollte deshalb nicht noch eine übermässige finanzielle Belastung mit 

der Auferlegung der Kosten hinzugefügt werden. denn im Zivilverfah-

ren kann die gefährdende Person die Kooperation verweigern, anders 

als im Strafrechtsverfahren. Dort kann ein effizienterer und effektiverer 

Schutz angeboten werden. Daher ist dort auch ein Kontakt- oder Annä-

herungs- und Rayonverbot einfacher durchzusetzen. Richtig befriedi-

gend ist diese Lösung via ZGB betreffend die Schutzwirkung von ge-

waltbetroffenen Frauen daher nicht. Es liegt letztlich an den Möglich-

keiten des Zivilrechts. Der Kanton muss jedoch eine Regelung bis zum 



  11 

1. Januar 2022 vorweisen können. Die Alternative Liste wird daher 

ohne grosse Begeisterung dieser Vorlage zustimmen. Besten Dank. 

 

Martin Huber (FDP, Neftenbach): Die Überwachung zum Schutz ge-

waltbetroffener Personen begrüsst die FDP. Neu kann das Gericht EM 

auch im Zivilrecht verfügen. Wir gehen aber davon aus, dass es eher 

wenige Fälle sein werden. Wir hoffen, dass die Kosten vor allem den 

Verursachern übertragen werden. Die FDP stimmt diesem Gesetz zu.  

 

Valentin Landmann (SVP, Zürich): Auch ich stimme der Vorlage 

grundsätzlich zu. Es gibt einiges zu bemerken: Der Ausdruck «Fussfes-

sel» ist grundlegend falsch. Die betreffende Person ist in keiner Weise 

gefesselt. Es findet auch keine Einschränkung der Bewegungsfreiheit 

statt, sondern es geht lediglich um eine elektronische Meldung, wo sich 

die betreffende Person aufhält. Die Vertreterin der Alternativen Liste 

hat gesagt, es gehe nur um Beweissicherung. Dieser Meinung bin ich 

letztlich nicht. Denn der Sinn dieser gesetzlichen Bestimmungen in den 

neuen Bestimmungen des Zivilrechts ist, dass man auch eingreifen 

kann, bevor etwas passiert ist. Es kann also nicht darum gehen, dass 

man nur nachher beweisen kann, «die Person war da», wenn die ge-

schützte Person inzwischen umgebracht worden ist, sondern es geht da-

rum, eine Möglichkeit einzubauen, damit die geschützte Person gege-

benenfalls auch gewarnt werden kann, wenn eine als gewaltbereit be-

kannte und zu diesem Electronic Monitoring quasi verurteilte Person 

sich in die Nähe begibt. Das ist wiederum Sache der Praxis und des 

Vollzugs im Kanton: Wie kann man diese Möglichkeit schaffen? Dies 

wäre eine Frage an Frau Justizdirektorin Jacqueline Fehr, ob an diese 

Möglichkeit gedacht wurde, wie die Warnung der betreffenden Person 

stattfinden soll.  

Was natürlich ein Electronic Monitoring auch nicht bewirken kann, ist, 

dass eine Person einer anderen Person nirgends mehr begegnet. Die 

Wegweisungen enthalten meistens eine Weisung, sich nicht mehr zum 

Beispiel auf das Grundstück der gefährdeten Person zu begeben oder 

einen gewissen Abstand zu diesem Grundstück zu halten. Wenn man 

einkaufen geht und dabei der anderen Person begegnet oder auf der 

Strasse der anderen Person begegnet, ist das logischerweise nicht er-

fasst. Hier könnte wieder die Funktion einer Beweissicherung Platz 

greifen, wenn es dann zu einem Übergriff kommen sollte. Die kantona-

len Behörden, Vollzugsbehörden und das Zwangsmassnahmengericht 

– ich nehme an, es wird das Zwangsmassnahmengericht sein, das hier 

die Entscheide trifft –, müssen aber auch ein Mass im Auge behalten. 
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Denn es kann nicht sein, dass jede Wegweisung mit einem Electronic 

Monitoring begleitet ist. Das ist ein nicht unerheblicher Aufwand, das 

auch wirklich zu verfolgen, wenn man es denn ernst nimmt und nicht 

nur, um einfach einen Datensatz zu speichern. Es sollte für diejenigen 

Fälle in der Praxis reserviert bleiben, in denen eine ernsthafte Gefähr-

dung anzunehmen ist. Hier haben wir auch eine Überschneidung mit 

dem Strafrecht. Zwar geht es im Strafrecht meistens darum, dass eine 

Person einen Ort nicht verlassen darf. Das ist im Zivilrecht nicht der 

Fall, sondern hier geht es um Annäherung an einen Ort und so weiter. 

Aber wir haben von den Grundlagen her eine Annäherung ans Straf-

recht, wenn gleichzeitig strafrechtliche Aktionen gegen die gefährdete 

Person erfolgt sind. Ich danke euch für die Aufmerksamkeit.  

 

Eintreten 

ist beschlossen, nachdem kein anderer Antrag gestellt worden ist.  

 

Detailberatung 

 

Titel und Ingress 

I. Das Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch (EG 

ZGB) vom 2. April 1911 wird wie folgt geändert:  

A. Elektronische Überwachung zum Schutz gewaltbetroffener Personen 

§ 48 

Titel vor § 49 

 

Keine Bemerkungen; genehmigt. 

 

Ratspräsident Benno Scherrer: Damit ist die Vorlage materiell durch-

beraten. Sie geht an die Redaktionskommission. An der Redaktionsle-

sung befinden wir dann auch über Ziffern römisch II und III der Vor-

lage. 

 

Das Geschäft ist für heute erledigt. 
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4. Polizeiorganisationsgesetz (POG) (Änderung, Zuständigkeit für 

den Betrieb der Polizeigefängnisse) 

Antrag des Regierungsrates vom 20. Januar 2021 und gleichlautender 

Antrag der Kommission für Justiz und öffentliche Sicherheit vom 3. 

Juni 2021 

Vorlage 5710a 

 

Tobias Mani (EVP, Wädenswil), Präsident der Kommission für Justiz 

und öffentliche Sicherheit (KJS): Die Kommission für Justiz und öffent-

liche Sicherheit begrüsst die vom Regierungsrat beantragte Änderung 

des Polizeiorganisationsgesetzes betreffend Zuständigkeit für den Be-

trieb der Polizeigefängnisse. Auch hier sind wir – wie bei der vorher 

behandelten Vorlage (5675) – zeitlich rechtzeitig unterwegs, auch hier 

beantragt die Kommission einstimmig, der Vorlage zuzustimmen, was 

jetzt nicht dazu verleiten darf zu denken, wir seien in der Kommission 

immer einstimmig und harmonisch unterwegs.  

Polizeigefängnisse werden aktuell und auch künftig noch durch die 

Kantonspolizei (Kapo) betrieben. Künftig soll der Regierungsrat den 

Betrieb im Einzelfall aber auf eine andere Stelle, so der Antrag des Re-

gierungsrates, beziehungsweise auf eine andere Verwaltungseinheit, so 

der Antrag der KJS, übertragen können. Die Gesetzesänderung bewirkt, 

dass der Regierungsrat, namentlich die Direktion der Justiz und des In-

nern (JI) beziehungsweise das JuWe (Amt für Justizvollzug und Wie-

dereingliederung) berechtigen kann, auch die Haft für polizeilich fest-

genommene Personen durchzuführen. Konkret wird ermöglicht, dass 

das Polizeigefängnis, also das provisorische Polizeigefängnis, Propog, 

in der Kaserne und einzelne weitere Haftplätze, aktuell durch die Kapo 

(Kantonspolizei) betrieben, und das Bezirksgefängnis, durch die Justiz-

direktion betrieben, im neuen Polizei- und Justizzentrum Zürich, PJZ, 

zusammengeführt und unter einheitlicher Leitung betrieben werden 

können. Das neue Gefängnis Zürich West, GZW, soll im Frühjahr 2022 

in Betrieb gehen, unter der Führung der Direktion für Justiz und Inneres 

beziehungsweise des Amtes für Justizvollzug und Wiedereingliede-

rung. 

Die Grundlagen für das PJZ und auch für diese Vorlage wurden bereits 

vor fast 20 Jahren geschaffen, als 2003 im PJZ-Gesetz festgelegt wurde, 

dass zentrale Abteilungen der Kantonspolizei und der Strafverfolgungs-

behörden, Ausbildungsreinrichtungen der Polizei sowie das Polizeige-

fängnis und ein weiteres Bezirksgefängnis dort zusammengeführt wer-

den und zeitgleich das provisorische Polizeigefängnis auf dem Kaser-

nenareal aufgehoben und dieses für eine andere Nutzung freigegeben 
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wird. Die Vorlage ist nun der rein formale, gesetzliche Nachvollzug der 

Vorgaben des PJZ-Gesetzes, das vom Volk angenommen wurde.  

In der KJS gaben vor allem die bereits erfolgten Stellenverschiebungen 

von der Sicherheitsdirektion zur Direktion der Justiz und des Innern zu 

reden, die die Politik nun vor vollendete Tatsachen stellt, indem die 

noch nicht beschlossene Vorlage faktisch bereits umgesetzt wurde. Bei 

der Kapo kommt es zu Stellenreduktionen, da es weniger Personal für 

Gefangenenbetreuung braucht. Betroffen sind nicht vereidigte Polizis-

ten, sondern die polizeiliche Sicherheitsassistenz als separater Perso-

nalkörper der Kapo. Die personalrechtlichen Interessen der Kapo wur-

den in der Projektgruppe durch den Verband der Kapo vertreten und es 

wurde niemand entlassen; es gab eine natürliche Fluktuation. Bei der 

Direktion der Justiz und des Innern kommt es zu Neueinstellungen, wo-

bei diese Stellen bereits ausgeschrieben und besetzt wurden, zumal die 

Probephase für das GZW schon sehr bald beginnt.  

Nachdem aufgrund der Vorgaben im PJZ-Gesetz betreffend die Zusam-

menführung der Gefängnisse im PJZ kein gesetzgeberischer Spielraum 

besteht und dadurch eigentlich auch klar ist, dass dies unter einheitli-

cher Führung erfolgen sollte, wurden die Diskussionen um die Stellen 

und das PJZ allgemein auf die Budgetdebatte in der KJS vertagt. Inhalt-

lich erweist sich die Vorlage jedenfalls als legitim. Es wäre offensicht-

lich nicht sachgerecht, ein Gefängnis zeitgleich durch zwei Direktionen 

zu betreiben. Zwei Strukturen unter einem Dach zu haben, würde zu 

höheren Kosten, unklaren Schnittstellen und fachlichen Herausforde-

rungen führen. Die Vorlage findet deshalb breite Unterstützung, na-

mentlich auch bei der Kapo, die hiermit eine Aufgabe abgeben muss. 

Seitens Kapo wird angeführt, dass der Betrieb eines Gefängnisses als 

Vollzugsaufgabe eigentlich keine polizeiliche Aufgabe sei und sich die 

Kapo so verstärkt auf ihre Kernaufgaben, die Gewährleistung von Si-

cherheit, konzentrieren könne.  

Die KJS erachtete die geänderte Terminologie, also «Verwaltungsein-

heit» statt «Stelle», als besser geeignet, um klarzustellen, dass es sich 

um eine Stelle des Kantons handeln müsse. «Verwaltungseinheit» ent-

spricht auch der Terminologie anderer Gesetze, weitere Änderungen 

der Vorlage wurden nicht vorgenommen.  

Die Kommission für Justiz und öffentliche Sicherheit beantragt dem 

Kantonsrat einstimmig, der vom Regierungsrat beantragten Änderung 

des POG betreffend Zuständigkeit für den Betrieb der Polizeigefäng-

nisse zuzustimmen, bei der es einzig um eine verwaltungsinterne orga-

nisatorische Aufgabenübertragung geht.  
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Im Namen der EVP-Fraktion und gleich auch im Namen der Mitte – es 

freut mich – kann ich Ihnen mitteilen, dass beide Fraktionen der Vor-

lage zustimmen. Die gesetzliche Änderung ist nötig, alles andere wäre 

nicht nachvollziehbar. Denn die entsprechenden Beschlüsse und Vor-

kehrungen wurden bereits getroffen. Für uns ist es keine Frage: Als 

Mitte und als EVP sind wir dafür.  

 

Daniel Wäfler (SVP, Gossau): Vorweg: Die SVP-Fraktion wird der An-

passung ebenfalls zustimmen und heisst den Entscheid der KJS gut. Ich 

möchte noch zu den vollständigen Ausführungen meines Kommissi-

onspräsidenten zwei Bemerkungen hinzufügen, die eine ist die Ge-

schichte des Polizeigefängnisses: Das Polizeigefängnis steht für eine 

pragmatische Lösung in einer stürmischen Zeit anfangs der 90er-Jahre, 

als ein Zustrom an Flüchtlingen und eine steigende Kriminalität das 

Justizsystem damals etwas an die Grenzen gebracht haben. Da wurde 

mit diesem Bau eine pragmatische Lösung gefunden, die dann etwas in 

ein Providurium überging, aber bis heute ihren Zweck erfüllt hat. Der 

Übergang ins PJZ und auch die Frage der Stellen werden wir mit dem 

Budget genau anschauen und weiterhin kritisch begleiten. Aber grund-

sätzlich, würde ich sagen, ist die ganze Polizeigefängnis-Geschichte 

eine Erfolgsstory, und ich möchte überleiten zum zweiten Teil meiner 

Ausführungen: Ich möchte den Angestellten, den Polizistinnen und Po-

lizisten, die in diesen Jahren einen guten Job gemacht haben zugunsten 

unserer Sicherheit, im Namen der SVP-Fraktion danken. Es ist sicher 

angebracht, dort einen würdevollen Abschied zur Schliessung zu ma-

chen, und ich wünsche dann einen guten Start unter der neuen Direktion 

am neuen Ort. Danke vielmals.  

 

Susanne Trost Vetter (SP, Winterthur): Ich kann es kurz machen: Mit 

der Vorlage 5710a wird ein gesetzlicher Nachvollzug vorgenommen, 

der auch in der SP unbestritten ist. Die Änderung von Paragraf 14 Ab-

satz 2 des Polizeiorganisationsgesetzes steht im Zusammenhang mit der 

Inbetriebnahme des PJZ beziehungsweise des Gefängnisses Zürich 

West und schafft die gesetzliche Grundlage, dass das Amt für Justiz-

vollzug und Wiedereingliederung, welches das GZW führt, nicht nur 

die Untersuchungshaft vollziehen kann, sondern auch den Vollzug von 

polizeirechtlicher Haft durchführt, der Kommissionspräsident Tobias 

Mani hat das alles schon ausführlich erklärt. Seit der Annahme des PJZ-

Gesetzes durch die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger wurde immer 

wieder festgehalten, dass diese Kompetenzübertragung passiert, zum 

Beispiel in der Vereinbarung zwischen den beiden Direktionen JI und 
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DS (Sicherheitsdirektion) am 1. Juli 2005, ich zitiere: «Mit der Inbe-

triebnahme des PJZ werden die Aufgaben der Polizeigefängnisse bezie-

hungsweise der Betrieb des Polizeigefängnisses auf die JI übertragen.» 

Dass diese Vorlage erst mit grosser zeitlicher Verzögerung in den Rat 

kommt und die Übertragung in der Praxis bereits eingeleitet wurde, ist 

laut Erläuterungen der JI kein ungewöhnlicher Prozess und hat in die-

sem Falle auch mit der Arbeits- und Stellensicherheit des betreffenden 

Personals zu tun. Das ganze Projekt PJZ musste erst weit entwickelt 

werden, damit klar war, wer wann und wo konkret gebraucht wird. Das 

ist angesichts der Grösse der gesamten Unternehmung zumindest nach-

vollziehbar.  

Die SP stimmt der Vorlage 5710a zu. Vielen Dank.  

 

Martin Huber (FDP, Neftenbach): Mit dem Gesetz für ein Polizei- und 

Justizzentrum Zürich vom 7. Juli 2003 wurde die Grundlage für den 

Bau eines Polizei- und Justizzentrums Zürich geschaffen. Für den Be-

trieb von Polizeigefängnissen ist bis jetzt nach der geltenden Regelung 

die Kantonspolizei zuständig. Voraussichtlich im Frühjahr 2022 wird 

im PJZ das Gefängnis Zürich West in Betrieb gehen und wird von der 

Direktion der Justiz und des Innern beziehungsweise vom Amt für Jus-

tizvollzug und Wiedereingliederung geführt werden. In diesem Gefäng-

nis wird einerseits Untersuchungshaft vollzogen und andererseits wer-

den dort auch polizeirechtlich festgenommene Personen untergebracht 

werden. Es liegt aus Effizienzgründen nahe, dass nur eine Direktion 

beide Haftformen betreibt. Die FDP stört sich daran, dass die Gesetzes-

änderung auf den letzten Drücker vorgelegt wird, mit der Konsequenz, 

dass wir hier drin nur noch Ja sagen können. Ein weiterer Punkt ist stö-

rend, ich zitiere aus der Vorlage: «Es entstehen keine finanziellen 

Mehrbelastungen für den Kanton und es entstehen keine zusätzlichen 

administrativen Belastungen der Unternehmen.» Wenn der Bürger so 

viel Geld für den Bau des PJZ gesprochen hat, ist, dass die Kosten 

gleich bleiben, das minimale Ziel. Unser Verständnis ist, dass die Pro-

zessgeschwindigkeiten bei so hohen Investitionen verbessert werden. 

Wir werden die Personalrochaden und die Kosten genau beobachten. 

Die FDP stimmt aber der Änderung im POG zu. Besten Dank. 

 

Andrea Gisler (GLP, Gossau): Wie schon beim vorhergehenden Trak-

tandum besteht auch bei der Änderung des Polizeiorganisationsgesetzes 

eher seltene, parteiübergreifende Harmonie. Die Änderung steht im Zu-

sammenhang mit dem Polizei- und Justizzentrum, PJZ. Im Gesetz für 

ein Polizei- und Justizzentrum Zürich vom 7. Juli 2003 – das ist doch 
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schon eine lange Zeit her – ist vorgesehen, dass im PJZ das Polizeige-

fängnis und ein Bezirksgefängnis zusammengeführt werden. Das Ge-

fängnis Zürich West im PJZ geht voraussichtlich im Frühling 2022 in 

Betrieb und wird vom JuWe geführt werden. Wir sind also in der Tat 

eigentlich auf dem letzten Drücker. Es macht keinen Sinn, dass die Kan-

tonspolizei unter dem gleichen Dach in einer Parallelstruktur ein eige-

nes Gefängnis führt. Die Aufgabenstellung ist die gleiche. Es ist des-

halb sinnvoll, dass der Betrieb aus einer Hand erfolgt und das JuWe 

auch die Haft für polizeirechtlich festgenommene Personen im PJZ 

durchführt. Mit der neuen Zuständigkeit werden 56 Stellen von der 

Kantonspolizei ins JuWe verschoben. Die Grünliberalen stimmen der 

Vorlage zu, werden aber ein besonderes Augenmerk auf die Stellenent-

wicklung richten.  

 

Florian Heer (Grüne, Winterthur): Das bisherige Kasernenareal wird 

langsam aber sicher Geschichte und wir vollziehen einen kleinen wei-

teren Schritt und eine bereits lang angedachte und sinnvolle Anpassung. 

Es war eine Art Versprechen an die Stimmbevölkerung, welche mit der 

Abstimmung über das PJZ und die Kaserne gegeben wurde: Die Ka-

serne wird frei, die Polizei zieht um und die Polizeihaft kommt ins PJZ. 

Beide Direktionen und involvierten Ämter sind mit dem Wechsel seit 

langem einverstanden und beide betonten während der Beratung, wie 

unsinnig, kostspielig und aufwendig die Weiterführung des Status quo 

im neuen Gebäude wäre. Wir Grünen begrüssen die Rückgabe der Auf-

gabe an das JuWe. Die Kapo hat die Aufgabe über Jahrzehnte gut aus-

geführt, und auch wenn aus dem Provisorium, wie allen bekannt ist, ein 

überlanges Providurium wurde: Ihr gebührt ein ausdrücklicher Dank. 

Wir begrüssen, dass trotz effektivem leichten Stellenabbau bei der 

Kapo von 15 Vollzeitstellen dies über natürliche Fluktuation geschehen 

konnte und niemand entlassen wurde. Der laufende Rekrutierungspro-

zess beim JuWe zeigt wiederum, wie vielfältig sowohl der Hintergrund 

als auch die Aufgabe der Fachangestellten im Justizvollzug sein kann. 

Auch wenn schlussendlich keine Person, welche jetzt das Propog be-

treibt, im PJZ dieselbe Aufgabe ausführen wird, wird die Übergabe si-

cher gut verlaufen und kein immenser Know-how-Verlust zu erwarten 

sein. Die Identifikation mit der Kapo als Organisation wurde vermutlich 

für die einzelnen Personen stärker gewichtet als eine konkrete Aufgabe 

im Betrieb des Polizeigefängnisses. Wir Grünen möchten dies nicht 

werten und sehen auch, dass es an der neuen Adresse unter neuen Vor-

zeichen nicht gleich weitergehen wird. So begrüssen wir auch aus-

drücklich die Schaffung und den Aufbau des Gesundheitsdienstes. Wir 
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teilen den Grundsatz, dass die Inhaftierten das PJZ sicherlich nicht in 

einem schlechteren Zustand verlassen sollten, als sie es beim Eintreten 

hatten. Dafür braucht es den Gesundheitsdienst mit Fachkräften aus 

Medizin- und Pflegeberufen. Wir wünschen der gesamten Belegschaft 

einen guten Start im neuen Gebäude. Das wirklich Brisante an der Vor-

lage wurde in der Kommission rasch erkannt, mit bekanntem Resultat: 

Der einstimmige Antrag der KJS, dass die Aufgabe nur an eine andere 

Verwaltungseinheit delegiert werden darf, war für uns Grüne unverhan-

delbar, ja, undenkbar, dass diese hoheitliche Aufgabe allenfalls an Pri-

vate abgegeben werden könnte. Wir stimmen der geänderten Vorlage 

selbstredend zu.  

 

Anne-Claude Hensch Frei (AL, Zürich): Auch die Alternative Liste 

kann hier vorbehaltlos dieser Gesetzesänderung zustimmen. Angestos-

sen wurde sie durch die neue Situation im zukünftigen PJZ, der Rege-

lungsbedarf war eindeutig und ermöglicht überhaupt erst die Zusam-

menführung des Polizeigefängnisses mit dem Bezirksgefängnis im PJZ. 

Die Organisation des Betriebs kann somit nämlich möglichst einfach 

gehalten werden, nur neu unter der Führung der Justizdirektion. Aller-

dings wird die Zukunft dann weisen, ob die Massierung so vieler unter-

schiedlicher Verwaltungseinheiten, vom Gefängnis über die Polizei-

schule, dem Forensischen Institut und dann noch von Staatsanwalt-

schaften – ich habe sicher noch irgendetwas oder mehrere Stellen ver-

gessen –, wirklich einen derartigen Synergieeffekt ergeben, dass sich 

die stark erhöhten Anforderungen an das Gebäude und dessen Sicher-

heit wirklich lohnen, und damit der viel teurere Preis für das Gesamt-

paket. Wir von der AL werden diese Frage interessiert verfolgen, ge-

nauso wie wir natürlich ein Auge auf die Stellenentwicklung in diesem 

Gebäude haben werden. Sämtlichen Parteien war es übrigens wichtig, 

dass durch die Verwendung des Wortes «Verwaltungseinheit» eindeu-

tig festgelegt wird, dass der Betrieb der Polizeigefängnisse sicher in 

staatlicher Hand bleibt. Eine solche Einigkeit ist in Justizfragen eher 

selten und daher erfreulich. Besten Dank.  

 

Eintreten 

ist beschlossen, nachdem kein anderer Antrag gestellt worden ist.  

 

Detailberatung 

 

Titel und Ingress 
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I. Das Polizeiorganisationsgesetz vom 29. November 2004 wird wie 

folgt geändert:  

§ 14 

 

Keine Bemerkungen; genehmigt. 

 

Ratspräsident Benno Scherrer: Damit ist die Vorlage materiell durch-

beraten. Sie geht an die Redaktionskommission. An der Redaktionsle-

sung befinden wir dann auch über Ziffern römisch II und III der Vor-

lage. 

 

Das Geschäft ist für heute erledigt. 

 

 

5. Kantonales Bürgerrechtsgesetz KBüG 

Antrag des Regierungsrates vom 27. Mai 2020 und geänderter Antrag 

der Kommission für Staat und Gemeinden vom 16. April 2021 

Vorlage 5630a 

(gemeinsame Behandlung mit KR-Nrn. 190a/2018, 193a/2018, 

194a/2018 und 382a/2018) 

 

6. Bürgerrecht, Erhöhung Wohnsitzfristen 

Parlamentarische Initiative Ulrich Pfister vom 25. Juni 2018 

KR-Nr. 190a/2018 

(gemeinsame Behandlung mit Vorlage 5630a, KR-Nrn. 193a/2018, 

194a/2018, 382a/2018) 

 

7. Bürgerrecht, Erhöhung wirtschaftlicher Selbsterhalt 

Parlamentarische Initiative Stefan Schmid vom 25. Juni 2018 

KR-Nr. 193a/2018 

(gemeinsame Behandlung mit Vorlage 5630a, KR-Nrn. 190a/2018, 

194a/2018, 382a/2018) 
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8. Bürgerrecht, Erhöhung von Ordnung und Sicherheit 

Parlamentarische Initiative Stefan Schmid vom 25. Juni 2018 

KR-Nr. 194a/2018 

(gemeinsame Behandlung mit Vorlage 5630a, KR-Nrn. 190a/2018, 

193a/2018, 382a/2018) 

 

9. Bürgerrecht, schnellere Integration dank tieferen Einbürge-

rungshürden für junge Erwachsene 

Parlamentarische Initiative Hannah Pfalzgraf vom 10. Dezember 2018 

KR-Nr. 382a/2018 (gemeinsame Behandlung mit Vorlage 5630a, KR-

Nrn. 190a/2018, 193a/2018, 194a/2018) 

 

Ratspräsident Benno Scherrer: Sie haben am 6. September 2021 ge-

meinsame Beratung dieser Geschäfte beschlossen. Wir werden also 

diese Geschäfte gemeinsam in freier Debatte behandeln.  

 

Minderheitsantrag Diego Bonato, Stefan Schmid, Erika Zahler, 

Christina Zurfluh Fraefel: 

I. Auf die Vorlage wird nicht eingetreten. 

II. Mitteilung an den Regierungsrat. 

 

Stefan Schmid (SVP, Niederglatt), Präsident der Kommission für Staat 

und Gemeinden (STGK): Die Vorlage 5630 beinhaltet den Erlass des 

neuen Kantonalen Bürgerrechtsgesetzes (KBüG) und die Aufhebung 

des Gesetzes über das Bürgerrecht vom 6. Juni 1926. Sie haben das 

richtig gehört: 1926. 

Der Kantonsrat hat in Bezug auf das bisherige kantonale Bürgerrecht 

folgende vier PI vorläufig unterstützt und der Kommission für Staat und 

Gemeinden zur Vorberatung überwiesen: Das ist die Kantonsratsnum-

mer 190/2018 von Ulrich Pfister, die Nummern 193/2018 und 

194/2018, erstunterzeichnet von mir selber, und die PI 382/2018 von 

Hannah Pfalzgraf. 

Die STGK beantragt dem Kantonsrat mit 11 zu 4 Stimmen den Erlass 

des Kantonalen Bürgerrechtsgesetzes, KBüG, und die Aufhebung des 

bisherigen kantonalen Gesetzes über das Bürgerrecht gemäss der un-

veränderten Vorlage des Regierungsrates und mit 15 zu 0 Stimmen die 

Ablehnung der vier genannten parlamentarischen Initiativen. Insofern 

wird Ihnen auch Antrag gestellt, auf die Vorlage einzutreten.  

Die parlamentarischen Initiativen beziehen sich allesamt auf das noch 

geltende Recht. Der Regierungsrat hat seine Vorlage in Kenntnis der 
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und unter Bezugnahme auf die parlamentarischen Initiativen ausgear-

beitet. Die Anliegen dieser PI wurden bei der Vorberatung der Vorlage 

in der STGK mittels Anträgen auch eingebracht und eingehend disku-

tiert. Die Anträge wurden als Minderheitsanträge aufrechterhalten und 

werden somit, sofern Sie Eintreten beschliessen, auch hier im Plenum 

dann diskutiert werden können. Aus diesem Grund erscheint es im 

Sinne der Ratseffizienz als zweckmässig, die parlamentarischen Initia-

tiven heute gemeinsam mit der Vorlage inhaltlich zu beraten, wie dies 

bereits in der vorberatenden Kommission gemacht wurde. Formell soll 

im Anschluss an die Beratung des KBüG mittels Schlussabstimmung 

nach Sichtweise der STGK über die PI befunden werden. Die Mitglie-

der der STGK werden sich aber einzeln nicht mehr dazu äussern, son-

dern lediglich im Rahmen der Beratung des KBüG. 

Nun aber zur Vorlage und zum Eintreten: Auslöser der Gesetzesrevi-

sion bildet die Überarbeitung der Rechtsgrundlagen für die Erteilung 

des Schweizer Bürgerrechts auf Bundesebene. Das vollständig überar-

beitete Bürgerrechtsgesetz des Bundes trat am 1. Januar 2018 in Kraft. 

Es harmonisiert und konkretisiert die Einbürgerungsvoraussetzungen in 

der Schweiz. Den Kantonen stehen somit keine umfassenden Rechtset-

zungskompetenzen mehr zu, sondern lediglich die Spezifizierungen ge-

mäss Massgabe des Bundesgesetzes.  

In Ergänzung zur Bürgerrechtsgesetzgebung des Bundes regelt das kan-

tonale Bürgerrechtsgesetz den Erwerb und den Verlust des Kantonsbür-

gerrechts und des Gemeindebürgerrechts; dies von Schweizerinnen und 

Schweizern, aber auch von Ausländerinnen und Ausländern. Die Ge-

setzesvorlage regelt die Einbürgerungsvoraussetzungen und das Ein-

bürgerungsverfahren. Bewährte Regeln der bisherigen Zürcher Praxis 

bleiben bestehen, Neuerungen werden zurückhaltend vorgenommen. 

Zudem sollen sich Einbürgerungen künftig digital abwickeln lassen.  

Die Kommissionsmehrheit nimmt den Antrag des Regierungsrates zum 

KBüG grundsätzlich positiv auf und erkennt darin eine politisch einge-

mittete Vorlage. 

Zu den Voraussetzungen die wichtigsten Kernpunkte: Für die Erteilung 

des kantonalen und des Gemeindebürgerrechts sollen grundsätzlich die 

gleichen Voraussetzungen gelten wie auf Bundesebene. Von den Ein-

bürgerungswilligen wird namentlich verlangt, dass sie mit den hiesigen 

Verhältnissen vertraut sind, über angemessene Deutschkenntnisse ver-

fügen, am Wirtschaftsleben und am Erwerb von Bildung teilnehmen, 

die Rechtsordnung beachten und die Regeln respektieren, die für ein 

Zusammenleben in unserer Gesellschaft elementar sind.  
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Die Einbürgerungsvoraussetzungen gemäss Vorlage, die letztendlich in 

der Kommission mehrheitsfähig waren, entsprechen weitestgehend der 

heutigen Einbürgerungspraxis im Kanton Zürich. Die Einbürgerung 

soll durch das neue KBüG demnach grundsätzlich weder erleichtert 

noch erschwert werden. Es gibt hier eine Ausnahme, nämlich eine ge-

wisse Verschärfung bezüglich straffälliger Jugendlicher. Bestimmte 

Einbürgerungsvoraussetzungen, insbesondere in Bezug auf die Einbür-

gerung von Ausländerinnen und Ausländern, wurden in der Kommis-

sion aber durchaus kontrovers diskutiert, beispielsweise die Aufent-

haltsdauer in Kanton und Gemeinde, der massgebliche Zeitraum bezüg-

lich Erfüllung von Zahlungsverpflichtungen, die Wartefrist für jugend-

liche Straftäterinnen und Straftäter und das Niveau der Deutschkennt-

nisse. 

Die Neuregelung des Einbürgerungsverfahrens orientiert sich am 

Grundsatz, dass es sich bei der Erteilung des Bürgerrechts um einen 

Rechtsanwendungsakt handelt, wie es das Bundesgericht in langjähri-

ger Rechtsprechung festgehalten hat. Wer die Einbürgerungsvorausset-

zungen des Bundes und des Kantons erfüllt, hat grundsätzlich Anspruch 

auf Erteilung des Bürgerrechts. Deshalb soll künftig nur noch ein ein-

ziges Gemeindeorgan für die Erteilung des Bürgerrechts zuständig sein. 

Eine Aufteilung auf ein Legislativ- und ein Exekutivorgan, wie sie 

heute noch 35 Gemeinden in unserem Kanton kennen, soll nicht mehr 

möglich sein. Zudem klärt die Vorlage die Aufgabenteilung zwischen 

Kanton und Gemeinden. So soll der Kanton beispielsweise alle Regis-

ter-Abklärungen vornehmen, während die Gemeinden die Integrations-

kriterien mit Ermessensspielraum prüfen können. Die Gebühren für die 

Erteilung des Gemeindebürgerrechts sollen weiterhin die Gemeinden 

festlegen.  

Diese erwähnten Zuständigkeitsregelungen blieben in der Kommission 

grundsätzlich unbestritten. Umstritten waren hingegen gewisse Verfah-

rensfragen, wie Kostenvorschuss, Mitwirkungspflicht, zusätzliche Po-

lizeiberichte und -auskünfte sowie die Höhe der Gebühren.  

Ich komme zum Fazit: Letztlich fanden alle Änderungsanträge, über die 

im Rahmen der Detailberatung noch zu diskutieren sein wird, sofern 

Sie eintreten, in der Kommission keine Mehrheiten. Das zeigt, dass der 

Regierungsrat grundsätzlich eine durchdachte und politisch ausgewo-

gene Vorlage präsentiert hat. An dieser Stelle möchte ich mich insbe-

sondere bei Roland Wetli, dem ehemaligen stellvertretenden Abtei-

lungsleiter der Abteilung Gemeinderecht der JI (Direktion der Justiz 

und des Innern) bedanken. Er ist seit Juli dieses Jahres im verdienten 
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Ruhestand. Den Dank für diese Vorlage und deren umsichtige und fach-

kundige Begleitung durch Roland Wetli möchte ich im Namen der 

STGK explizit aussprechen.  

Namens der Kommissionsmehrheit bitte ich Sie, den Anträgen des Re-

gierungsrates betreffend Erlass des KBüG sodann zuzustimmen. Die 

SVP-Kommissionsminderheit lehnt, wie eingangs durch den Ratspräsi-

denten erwähnt, die Vorlage wegen fehlender Verschärfungen gegen-

über dem BüG ab und beantragt Nichteintreten.  

 

Diego Bonato (SVP, Aesch): Als Allererstes: Das Bürgerrecht in unse-

rer direkten Demokratie ist das alles überragende politische Recht, das 

ein erwachsener Mensch bei uns haben kann. Es gibt wenige politische 

Rechte, die eine ähnlich hohe Bedeutung haben wie das Bürgerrecht. 

Eines davon ist die freie Meinungsäusserung. Aber die Mitbestimmung 

in unserer direkten Demokratie ist, politisch gesehen, das absolut 

höchste Gut. Wir von der SVP schauen beim Bürgerrecht entsprechend 

sehr genau hin. Und wir haben uns eine klare Meinung zu diesem Ent-

wurf des Zürcher Bürgerrechtsgesetzes gebildet; mehr als ein Entwurf 

ist es für uns nicht. Nun, die Meinung der SVP ist: Diese Vorlage ist 

viel zu weich und macht Geschenke. Sie ist eine sehr grosse Enttäu-

schung. Es ist eine ganze Reihe von Punkten, die wir kritisieren, später 

dazu mehr. Die Enttäuschung ist so gross, dass wir das Referendum zu 

dieser Gesetzesvorlage vorsehen. Denn es ist absehbar: Sie winken das 

hier im Rat durch und ich komme am Eindruck nicht vorbei, dass Sie 

trotz des grossen Ratsbetriebs völlig verkennen, was für eine Bedeutung 

diese Vorlage hat. Ich sehe es als meine Aufgabe, hier und jetzt der 

Enttäuschung der SVP Ausdruck zu verschaffen. Und es ist nicht nur 

die Meinung der Fraktion, die ich hier vertrete, es ist die Meinung der 

ganzen SVP des Kantons Zürich. Wir haben bei uns nämlich Themen-

gruppen, eine davon widmete sich dem Bürgerrecht. Das sind enga-

gierte Mitglieder unserer Partei, und entsprechend kommt diese Mei-

nung aus den Tiefen unserer Partei. Und sie ist sehr volksnah. Die Ent-

täuschung der SVP ist bereits vier Jahre alt. Damals, 2017, lag das vom 

Bund revidierte Bürgerrechtsgesetz bereits seit Jahren vor. Was machte 

die Zürcher Regierung unter der Justizdirektion und Regierungspräsi-

dentin Jacqueline Fehr? Sie verabschiedete im Jahre 2017 eine Bürger-

rechtsverordnung, keine Gesetzesvorlage weit und breit. Die Verord-

nung ist so weich wie das vorliegende Gesetz. Aber nicht nur das ge-

schah 2017. Die Regierung verfasste ein öffentliches Schreiben mit 

dem Aufruf an die Gemeinden des Kantons: Kontaktieren Sie umge-
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hend alle Ausländer. Die sollen noch im Jahr 2017 ein Einbürgerungs-

gesuch einreichen, denn das revidierte Bundesgesetz ist ja viel strenger 

geworden als das bisherige; unterschrieben von Jacqueline Fehr. Wer 

setzte das umgehend und weitgehend mit 40'000 Briefen um? Die Stadt 

Zürich. Übersetzt lautet dieses Schreiben aber: Umgehen Sie das neue 

Gesetz, es ist in den Augen des Regierungsrates viel zu streng. Seien 

Sie schlau! Auch wenn Sie nach den neuen Regeln nicht einbürgerungs-

reif sind, tun Sie's! Sie können dann überall mitbestimmen, obwohl Sie 

es vielleicht nicht recht begreifen. Dieses Vorgehen, nämlich einfach 

die Zeit verstreichen zu lassen, um dann 2017 eine weiche Verordnung 

zu erlassen, verbunden mit dem unserer Ansicht nach krassen Aufruf, 

diese weiche Verordnung kurzerhand sogar auszutricksen, dieses Vor-

gehen hat überhaupt nicht geholfen, die Akzeptanz zu erhöhen – weder 

diejenige der Verordnung noch des Gesetzes, sicherlich nicht bei der 

SVP und – wir sind überzeugt davon, Sie werden es erleben – auch nicht 

bei der Mehrheit der Zürcher Bevölkerung.  

Was kritisieren wir nun in diesem Bürgerrechtsentwurf? Es ist einer-

seits die unsägliche Haltung zum Integrationsprozess von Ausländerin-

nen und Ausländern und andererseits sind es viele konkrete Punkte, die 

den Ausdruck dieser Haltung darstellen. Das vorliegende Bürgerrechts-

gesetz ist nämlich vom Gedanken geprägt, dass eine frühe und schnelle 

Einbürgerung Integration fördert. Diese Haltung von Regierungspräsi-

dentin Jacqueline Fehr wird bei jeder Gelegenheit kräftig betont. Und 

diese Haltung wird von links über die Mitte-Parteien bis zu den halben 

Rechten in diesem Rat immer wieder widerspruchslos zur Kenntnis ge-

nommen. Aber ich muss Ihnen sagen: Was ist das für eine verquere 

Idee, dass man die Einbürgerung als frühes Element der Integration be-

trachtet? Also diese Meinung ist in unseren Augen völlig abwegig. Es 

ist schlicht der gesunde Menschenverstand, der einem sagt, dass nur, 

wer sich erfolgreich integriert hat, die Möglichkeit erhalten sollte, sich 

einbürgern zu lassen. Für die SVP des Kantons Zürich ist sonnenklar, 

dass die Verleihung des Zürcher Bürgerrechts der Abschluss einer er-

folgreichen Assimilation und Integration ist, nicht der Anfang. Schauen 

Sie, es ist wie bei den Olympischen Spielen, beispielsweise im 800-

Meter-Lauf: Sie erhalten die Goldmedaille nicht, wenn Sie nach 400 

Metern als Erster durchlaufen, ohne fertigzulaufen, und zwar erfolg-

reich. Das ist einfach nur logisch. Und die Verleihung des Bürgerrechts 

ist für die SVP ganz klar vergleichbar mit einer Goldmedaille. Und alle 

Personen, die in übertragenem Sinne diesen Lauf erfolgreich absolvie-

ren, diese Personen nehmen wir sehr gerne auf in unser bedeutendes 

Bürgerrecht der Schweiz, des Kantons und der Gemeinde. Wir sind 
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nicht gegen Einbürgerung, sondern für korrekte Einbürgerung zum 

richtigen Zeitpunkt. Wenn man die Beratung des Bundes heranzieht, 

dann werden Sie die korrekte Haltung zum Bürgerrecht unmittelbar er-

kennen. Die Einbürgerung ist nämlich nach der Auffassung des Bun-

desgesetzgebers explizit keine Massnahme zur Integration, sondern 

darf erst erteilt werden, wenn der Integrationsprozess abgeschlossen ist. 

Was tut die Zürcher Regierung unter der Justizdirektion der links-

schlauen Regierungspräsidentin Jacqueline Fehr nun konkret? Sie 

nimmt das Bundesgesetz, schaut alle Mindestanforderungen an, aber 

wirklich konsequent alle Mindestanforderungen, und legt einen Ent-

wurf vor, der keine einzige Verschärfung zum Bürgerrecht enthält, lei-

der. Und das löst bei uns in der SVP einfach nur Kopfschütteln aus. 

Dieses Gesetz können wir getrost dem Absender zurückschicken, das 

heisst, in diesem Rat auf das Eintreten verzichten. Denn es bringt ja gar 

nichts.  

Die Einbürgerung im Kanton Zürich hat im schweizweiten Vergleich 

eine überdurchschnittliche Bedeutung. Die Einbürgerungen betragen 

mittlerweile über 10'000 Einbürgerungen pro Jahr, davon vier Fünftel 

ordentliche und ein Fünftel erleichterte. Diese Zahl von 10'000 Einbür-

gerungen pro Jahr ist so hoch wie fast alle Einbürgerungen in allen an-

deren Schweizer Kantonen zusammen. Der Kanton Zürich trägt eine 

grosse Verantwortung bei Einbürgerungen, schweizweit betrachtet. Er 

hat ja auch mit Abstand am meisten Ausländerinnen und Ausländer, die 

hier wohnen, nämlich 400'000 Personen. Und die Zusammensetzung 

dieser 400'000 Personen zudem ausgesprochen multikulti. Das ist nicht 

despektierlich gemeint, es ist absolut spannend und schön, in unserem 

Kanton so viele Kulturen zusammenzusehen. Aber je höher der Multi-

kulti-Anteil in der Bevölkerung ist, umso schärfer muss man auf die 

Einbürgerung achten. Der vorliegende Entwurf ist, wie gesagt, überall 

vom Minimum geprägt, entsprechend haben wir viele Punkte, die wir 

kritisieren. Es sind dies die Aufenthaltsdauer in der Gemeinde, die 

Dauer der Erfüllung von Zahlungsverpflichtungen, die Anforderungen 

an die Deutschkenntnisse, die Anforderungen an die Mitwirkungs-

pflicht der Bewerbenden, die fehlende Erhebung von Einträgen bei der 

Kantonspolizei, die fehlende Erhebung von Einträgen bei der Gemein-

depolizei, die Kürzung von Gebühren bei jungen Erwachsenen.  

Der Gesetzesentwurf setzt aus SVP-Sicht insgesamt ein fatales Signal, 

dass unser Bürgerrecht nämlich im Vorbeigehen erworben werden kann 

und nichts wert ist. Dies ist inakzeptabel für die SVP des Kantons Zü-

rich.  
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Sibylle Marti (SP, Zürich): Der Kanton Zürich soll endlich ein Bürger-

rechtsgesetz bekommen, das begrüsst die SP ausdrücklich. Aktuell 

existieren lediglich die Bundesgesetzgebung und die kantonale Bürger-

rechtsverordnung sowie einige veraltete und mitunter nicht mehr 

rechtsgültige Bestimmungen. Diese Situation ist unbefriedigend. Das 

Bürgerrecht spielt nämlich im Leben eines Menschen eine zentrale 

Rolle und es ist die Voraussetzung für die Ausübung der politischen 

Rechte auf der Ebene des Bundes, des Kantons und der Gemeinden. 

Allein schon aufgrund der grossen Bedeutung des Bürgerrechts für die 

einzelne Person und die Gesellschaft ist es angezeigt, die wesentlichen 

Bestimmungen auf Gesetzesstufe und nicht nur in einer Verordnung 

festzulegen. Hinzu kommt, dass rund ein Viertel aller Einbürgerungen 

in der Schweiz im Kanton Zürich erfolgen.  

Trotz dieser Sympathie für das grundsätzliche Anliegen, ein kantonales 

Bürgerrecht zu schaffen, lässt die heute zur Debatte stehende Vorlage 

in einigen Punkten zu wünschen übrig: So ist es aus Sicht der SP ent-

täuschend, dass die Vorlage den kleinen Spielraum, den die Bundesge-

setzgebung bietet, nicht konsequent ausnutzt und die Hürden im Ver-

gleich zum Bundesgesetz punktuell sogar noch erhöht hat. Das ist be-

dauerlich, denn dadurch vergibt sich der Kanton Zürich die Chance, die 

Einbürgerung als wichtigen Faktor und positiven Verstärker eines In-

tegrationsprozesses zu stärken. Gleichzeitig ist es der SP in den Ver-

handlungen mit den anderen Parteien jedoch gelungen, von bürgerli-

cher Seite eingebrachte Verschärfungen im Einbürgerungsverfahren er-

folgreich abzuwehren; dies insbesondere bei den zentralen Punkten der 

Wohnsitzfristen und den Sprachanforderungen. Ebenfalls positiv zu 

werten sind die vorgenommenen Harmonisierungen, zum Beispiel be-

züglich der Anforderungen an den Grundkenntnistest, den die einbür-

gerungswilligen Personen absolvieren müssen. 

Was bleibt unter dem Strich? Was wir im Rahmen der Kommissionsar-

beit erreicht haben, ist ein breit abgestützter Kompromiss. Er basiert auf 

der Vorlage des Regierungsrates, die im Wesentlichen die Vorgaben 

der heutigen Verordnung ins Gesetz überführt. Die SP-Fraktion trägt 

diesen Kompromiss unter der Bedingung mit, dass die Vorlage des Re-

gierungsrates ohne weitere Verschärfungen angenommen wird. Dass 

dieser Kompromiss weder die linke noch die bürgerliche Ratsseite 

gänzlich zufriedenstellt, kann als Zeichen dafür gewertet werden, dass 

es ein guter Kompromiss ist. Dass die SVP als einzige Partei ausschert, 

den Kompromiss nicht mitträgt und mit dem Referendum droht, zeigt 

einmal mehr, dass sie keine konstruktive Politik betreibt und primär 

«täubelet». Doch bei aller Kompromissbereitschaft, die wir hier und 
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heute zeigen, wird sich die SP weiterhin auf allen föderalistischen Ebe-

nen für eine Senkung der Einbürgerungshürden einsetzen. Denn die 

Einbürgerung ist nicht, wie die SVP behauptet, der Abschluss, sondern 

ein zentrales Element während des Integrationsprozesses. Zudem muss 

es das Ziel einer demokratischen Gesellschaft sein, dass möglichst alle 

ihre Mitbürgerinnen und Mitbürger auch tatsächlich mitbestimmen und 

sich einbringen können. So unterstützt die SP die Aktion «Vier Vier-

tel», die sich für ein Grundrecht auf Einbürgerung einsetzt und bei-

spielsweise das Ius soli für die in der Schweiz geborenen Kinder for-

dert.  

Noch etwas Letztes: Nach der Debatte zum kantonalen Bürgerrechtsge-

setz – wir haben es gehört – werden wir auch noch über vier parlamen-

tarische Initiativen abstimmen. Die SP wird all diese vier PI ablehnen, 

und zwar nicht nur diejenigen der SVP, sondern auch unsere eigene, die 

einen Erlass der Einbürgerungsgebühren für junge Menschen bis zum 

25. Altersjahr verlangt. Es ist nicht so, dass wir diese Forderung nicht 

mehr unterstützen, aber dieses und alle anderen Anliegen sind in die 

Behandlung des kantonalen Bürgerrechtsgesetzes eingeflossen und wir 

haben sie in diesem Rahmen eingehend diskutiert. Nochmals kurz zu-

sammengefasst: Die SP-Fraktion hofft, dass der Kanton Zürich bald ein 

kantonales Bürgerrechtsgesetz haben wird. Wir unterstützen den vor-

liegenden Kompromiss und treten auf die Vorlage ein. Wir bitten Sie 

alle, dies auch zu tun und dem vorliegenden Gesetz dann in der Schluss-

abstimmung zuzustimmen. Besten Dank.  

 

Michael Biber (FDP, Bachenbülach): Ich nehme es vorweg, auch die 

FDP wird auf diese Vorlage eintreten, dies aus zwei Gründen. Einer-

seits ein etwas formeller Grund: Unsere Kantonsverfassung fordert uns 

auf, eine gesetzliche Grundlage für diesen doch sehr wichtigen Bereich 

zu erlassen. In dem Sinne überrascht mich dieser Nichteintretensantrag 

etwas; es wird nicht einmal versucht, eine gesetzliche Grundlage zu er-

arbeiten. Dann aber der zweite Grund: Die FDP ist überzeugt – auch 

aus innerem Antrieb –, dass dieser wichtige, ganz wichtige Bereich eine 

solide gesetzliche Grundlage verdient hat. Gerade im Kanton Zürich – 

wir haben es gehört –, der auch zahlenmässig sehr viele Einbürgerungs-

gesuche hat, ist es angezeigt, dass hier endlich eine solide gesetzliche 

Grundlage geschaffen wird, wenn auch der Spielraum mit den neuen 

bundesrechtlichen Vorgaben eingeschränkter ist als auch schon. Wir 

treten aber nicht planlos, sage ich jetzt mal, auf diese Vorlage ein, nein, 

wir haben klare Vorstellungen zum Bürgerrecht, und ich erläutere Ihnen 

diese Vorstellungen gerne anhand von drei Punkten:  
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Der erste Punkt, er ist essenziell: Für die FDP ist die Einbürgerung der 

krönende Abschluss eines gelungenen Integrationsprozesses. Und da-

mit, mit dieser Haltung, darf in diesem teilweise lange dauernden Pro-

zess wirklich auch etwas gefordert werden. Denn am Ende erhält man 

so viel wie wohl nirgends sonst auf der Welt. Aber – und jetzt komme 

ich zum zweiten Punkt – die FDP vertritt auch klar die Meinung, dass 

niemandem künstliche Hürden oder Steine in den Weg gelegt werden 

sollen. Wer sich engagiert, motiviert ist und die Voraussetzungen er-

füllt, der oder die soll sich selbstverständlich einbürgern lassen können; 

das ist staatspolitisch wünschenswert. Und dann der dritte Punkt: Wir 

bekennen uns zur Dreistufigkeit des Verfahrens. Unser Schweizer Bür-

gerrecht bildet unsere föderalen Strukturen bestens ab: Zuerst erhält 

man das Gemeindebürgerrecht, dann das Kantonsbürgerrecht und am 

Schluss das eidgenössische Bürgerrecht. Und so verhält es sich auch 

mit dem Verfahren: Jede Staatsebene trägt ihren Teil zu einem gelun-

genen Einbürgerungsprozess bei. Aber – und das ist ganz wichtig – 

wenn man zum dreistufigen Verfahren steht, jeder Ebene ihren Auftrag 

gibt, dann muss man auch jeder Ebene die Mittel und Möglichkeiten in 

die Hände legen, damit sie ihre Aufgabe auch wahrnehmen kann. Die-

sen Grundsätzen entsprechend, haben wir unsere Anträge eingereicht, 

Anträge, die aus unserer Sicht zeigen, wie wir diese Vorlage in unserem 

Sinn noch optimieren möchten. Aber wir anerkennen auch, dass der 

Status quo grundsätzlich gut funktioniert. Wir anerkennen auch, dass 

die ursprüngliche regierungsrätliche Vorlage diesen Status quo gut ab-

bildet. Es sind sinnvolle Verschärfungen enthalten – das sind sie, Diego 

Bonato, es sind Verschärfungen enthalten – und es sind verkraftbare 

Erleichterungen enthalten. Damit ist auch unsere Kompromissbereit-

schaft bereits dargelegt. Sollte nämlich die regierungsrätliche Vorlage 

nicht in unserem Sinn weiter aufgeweicht werden, dann würden wir uns 

ein Ablehnen der Vorlage vorbehalten. Aber wir hoffen, dass es nicht 

so weit kommt.  

In dem Sinne: Treten auch Sie auf die Vorlage ein! Besten Dank für die 

Aufmerksamkeit.  

 

Sonja Gehrig (GLP, Urdorf): Das überarbeitete und vorliegende Bür-

gerrechtsgesetz passt zum weltoffenen Einwanderungskanton Zürich, 

der Menschen grundsätzlich willkommen heisst. Es regelt die Einbür-

gerungsvoraussetzungen für Ausländerinnen wie auch Schweizer im 

Kanton Zürich. Immerhin hat fast jeder zweite Spitalarzt in der Schweiz 

einen ausländischen Pass. Der Ausländeranteil im Kanton Zürich be-

trägt gut ein Viertel, und etwa ein Viertel aller Einbürgerungen der 
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Schweiz geschehen im Kanton Zürich. Auf nationaler Ebene wurden 

die Einbürgerungsvoraussetzungen überarbeitet und harmonisiert. Un-

ter Berücksichtigung der Grenzen, die unser nationales Gesetz seit drei-

einhalb Jahren vorgibt, werden im KBüG, im Bürgerrechtsgesetz, das 

Verfahren geregelt und Bestimmungen zum Kantons- und Gemeinde-

bürgerrecht ergänzt und präzisiert. Vergleicht man das Bürgerrechtsge-

setz mit einem Tisch, so sähe dieser wie folgt aus: Die Tischplatte sel-

ber, das Herzstück des Tisches, ist aus einheimischem Holz, schlank, 

ohne grosse Verzierungen, ohne Schnickschnack und gut gemittet, ge-

nau wie die Gesetzesvorlage. Diese kann als schlank bezeichnet wer-

den. Auf nationaler Ebene bereits geregelte Einbürgerungsvorschriften 

werden nicht unnötig wiederholt, sondern nur ergänzt. Es wäre ein run-

der Tisch. Die Gesetzesvorlage ist, basierend auf den Vernehmlas-

sungsantworten, dem Vorschlag der Regierung, den Anhörungen und 

den Diskussionen in der STGK gut austariert. Ecken und Kanten auf 

der linken wie auch auf der rechten Seite des Tisches wurden wegge-

schmirgelt und geglättet. Das Gesetz ist gut gemittet, auch wenn wir 

Grünliberale, genauso wie Vertreterinnen von ganz links wie auch von 

rechts, gerne noch die eine oder andere Anpassung der Form gesehen 

hätten. Der Tisch steht auf vier stabilen Beinen, das ist wichtig. Diese 

vier Beine entsprechen den vier Hauptanliegen, welche mit dem Gesetz 

umgesetzt werden. Erstens: Das Gesetz ist nicht nur ein Nice-to-have-

Gesetz, sondern ein notwendiges Gesetz als Ergänzung zum nationalen 

Bürgerrechtsgesetz. Und es dient der Harmonisierung im Kanton. Be-

kanntlich gelten heute von Gemeinde zu Gemeinde sehr unterschiedli-

che Einbürgerungsvoraussetzungen und -chancen. Das zweite Stand-

bein steht für die Integration, ein wichtiges Anliegen der Grünliberalen. 

Einbürgerungen beschleunigen die wirtschaftliche und gesellschaftli-

che Integration. Sie wirken für die Integration wie ein Katalysator; dies 

wurde 2015 durch den Nationalfonds in einer Studie und 2019 in einer 

Studie der ETH verdeutlicht. Das neue Bürgerrechtsgesetz anerkennt 

die Bedeutung der Einbürgerung für die Integration. Wo Spielraum sei-

tens nationaler Gesetzgebung besteht, wird dieser mit Blick auf die 

Vielfalt im Kanton Zürich und die Wichtigkeit der Integration umge-

setzt. Das dritte Tischbein steht für die Demokratie. Einbürgerungen 

stärken die Demokratie. Eingebürgerte Personen engagieren sich mehr 

in unserer Gesellschaft und erhalten wichtige Mitbestimmungsrechte. 

Das vierte Bein dient der Stabilität selber. Es steht für die breite Akzep-

tanz der Vorlage, denn schliesslich wollen wir keinen Wackeltisch, son-
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dern ein standfestes Exemplar. Mit diesem vierten Bein zur breiten Ak-

zeptanz der Gesetzesvorlage steht der Tisch also insgesamt auf vier 

stabilen Beinen. Für Gemeinden bringt es wenig Veränderungen.  

Auf die einzelnen Punkte werden wir bei der Detailberatung noch zu 

sprechen kommen. Zu den umstrittensten Punkten ganz kurz hier ein 

paar Sätze schon vorweg: Bei Sprachkenntnissen orientiert sich das Ge-

setz an den Realitäten und Möglichkeiten. Für die Grünliberalen ist das 

Beherrschen der Sprache eine wichtige Voraussetzung für Einbürge-

rungen. Unrealistische Wunschforderungen und Verschärfungen, wel-

che von einem Grossteil der einbürgerungswilligen Bevölkerung nicht 

hätten erfüllt werden können, haben da genauso wenig Platz wie das 

Öffnen der Sprachkenntnisse auf nur eine Landessprache. Bei uns im 

Kanton Zürich eingebürgerte Personen sollen sich im Alltag mit 

Deutsch verständigen können. Bezüglich Wohnsitzfrist hätten sich die 

Grünliberalen gewünscht, dass die minimale Wohnsitzfrist von zwei 

Jahren nur auf Ebene Kanton und nicht auf Ebene Gemeinde gilt; dies 

aufgrund der stetig zunehmenden und auf dem Arbeitsmarkt eingefor-

derten Mobilität für Menschen sämtlicher Altersklassen. Leider fand 

hier unser Vorschlag keine Mehrheit in der Kommission. Ebenso hätten 

sich die Grünliberalen gewünscht, dass junge Einbürgerungswillige bis 

25 Jahre keine kantonale und kommunale Gebühr bezahlen müssen. 

Dies wäre ein Anreiz zur Einbürgerung von Jugendlichen, die in der 

Regel schon hier zur Schule gingen und gut integriert sind. Allerdings 

können wir auch gut mit dem Vorschlag der Regierung für eine Gebüh-

renbefreiung bis 20 Jahre und eine Halbierung der Gebühr bis 25 Jahre 

leben. Zusammengefasst: Der Regierungsrat hat bei der Erarbeitung der 

Vorlage gute Arbeit geleistet. Die Diskussionen in der STGK waren 

interessant und angeregt, aber immer auch fair und der Sache dienend. 

Das neue Bürgerrechtsgesetz ist gegenüber heute eine deutliche Ver-

besserung und überfällig. Wir Grünliberale sind überzeugt, dass mit 

dem Vorschlag der Regierung und der Kommissionsmehrheit ein gut 

austariertes, schlankes und mehrheitsfähiges Bürgerrechtsgesetz vor-

liegt, eines, das zum weltoffenen, wirtschafts- und gesellschaftslibera-

len Kanton Zürich passt, und eines, das auch Unterstützung in der Be-

völkerung erfahren wird. Denn es wird, wir haben es gehört, ziemlich 

sicher noch das Volk darüber zu befinden haben.  

Die Grünliberalen treten auf die Vorlage ein.  

 

Silvia Rigoni (Grüne, Zürich): Der Anteil der Ausländerinnen und Aus-

länder im Kanton Zürich ist sehr hoch, es sind ja über 25 Prozent und 

in einzelnen Gemeinden ist es sogar ein Drittel der Einwohnerinnen und 
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Einwohner, das keinen Schweizer Pass hat. Das wäre ja nicht weiter 

schlimm, wenn diese Menschen in unserer Gesellschaft vergleichbare 

Rechte wie die Schweizerinnen und Schweizer hätten. Nun, Sie wissen, 

das ist bei weitem nicht so. Ohne Schweizer Pass keine politischen 

Rechte und nur eine fragile soziale Sicherheit. Arbeiten, Steuern zahlen, 

Gebühren zahlen – ja, gerne, aber mitbestimmen? Nein, Danke. Aus-

länderrinnen und Ausländern, die nach einem Schicksalsschlag Sozial-

hilfe beziehen müssen, droht bereits nach kurzer Zeit eine Ausweisung 

aus der Schweiz, auch wenn sie viele Jahre hier gelebt und gearbeitet 

haben. Wir haben im Kanton Zürich einen dringenden Handlungsbe-

darf. Wir müssen die Rechte der Ausländerinnen und Ausländer stärken 

und wir müssen die Einbürgerung erleichtern. Nur so können wir dem 

herrschenden Demokratiedefizit begegnen und soziale und wirtschaft-

liche Marginalisierung von Menschen ohne Schweizer Pass verhindern.  

Mit einem kantonalen Einbürgerungsgesetz hätten wir eine Chance ge-

habt, die Einbürgerungshürden etwas zu senken. Das Bürgerrecht auf 

Bundesebene wurde zwar verschärft, lässt aber den Kantonen einen 

kleinen Spielraum für Erleichterung. Aus grüner Sicht wurde mit dieser 

Vorlage der Regierung diese Chance kaum genutzt.  

So sind wir von der Vorlage wenig begeistert. Wie das Bundesgesetz 

ist sie geprägt vom Geist, dass man das Schweizer Bürgerrecht mit har-

ten Anstrengungen im Schweisse seines Angesichts verdienen muss, 

geprägt vom Geist, dass wir nur wenige Auserwählte in unseren Kreis 

aufnehmen wollen, und auch geprägt von der falschen Annahme, dass 

eine Einbürgerung erst spät auf dem Weg zur Integration zu erlauben 

sei. Die Sicht der Grünen ist da ganz anders. Die Schweiz ist ein Ein-

wanderungsland und ist darauf angewiesen, dass Menschen, welcher 

Herkunft auch immer, sich bei uns schnell und gut einleben, sich schnell 

beteiligen, engagieren und an den komplexen Fragestellungen und 

Problemen mitarbeiten und mitbestimmen können. Eine Haltung und 

ein Gesetz, das mehr Interesse an neuen Mitbürgerinnen und Mitbür-

gern zeigt, hätte dem Kanton Zürich gutgetan. Nun, es ist anders ge-

kommen. Obwohl wir von der Vorlage und den Beratungsergebnissen 

der Kommission wenig begeistert sind, werden wir aber trotzdem ein-

treten.  

Unsere Gründe für das Eintreten sind folgende: Aktuell hat der Kanton 

kein eigenes Einbürgerungsgesetz, wir haben nur eine Verordnung, und 

das ist auf lange Sicht ein unbefriedigender Zustand. Zudem könnten in 

dieser Vorlage gewisse positive Aspekte mehrheitsfähig werden. Zum 

Beispiel wird die Anforderung der Deutschkenntnisse, entsprechend 

der Bundesregelung, wahrscheinlich ins Gesetz geschrieben und kann 
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so durch politische Wetteränderungen nicht ohne weiteres verschärft 

werden. Auch scheint es darauf hinaus zu laufen, dass es im Kanton 

eine einheitliche Prüfung der erforderlichen Kenntnisse über die hiesi-

gen Verhältnisse geben wird. Dies ermöglicht eine gewisse Rechtssi-

cherheit bei der Einbürgerung und verunmöglicht situationsbedingte 

und manchmal auch eher bizarre Vorstellungen darüber, was zu den 

Grundkenntnissen bezüglich Funktionieren unserer Gesellschaft ge-

hört.  

Wir haben Anträge eingebracht beziehungsweise unterstützen Anträge, 

die den Spielraum, den der Kanton gegenüber dem Bundesgesetz ei-

gentlich hätte, ausnützen, um diese Erleichterungen auch zu ermögli-

chen. Weiter haben wir uns gegen die geplanten Verschärfungen des 

Kantons gegenüber den bereits harten Bundesregelungen ausgespro-

chen. Eine Verschärfung ist durch die Regierung zum Beispiel bei den 

Betreibungen und bei der Berücksichtigung der Einträge gemäss Ju-

gendstrafrecht geplant. Diese Verschärfungen gegenüber dem Bundes-

gesetz lehnen wir ab. Zahlreiche Anträge von bürgerlicher Seite, wel-

che die Schraube noch weiter anziehen und noch mehr Menschen von 

einer Einbürgerung ausschliessen möchten, werden wir selbstverständ-

lich nicht unterstützen. Sollten diese Anträge eine Mehrheit finden, 

werden wir das gesamte Bürgerrechtsgesetz in der Schlussabstimmung 

ablehnen. Wir zeigen uns aber – vorläufig zumindest und ich hoffe, es 

bleibt auch dabei – kompromissbereit. Die kantonale Vorlage der Re-

gierung ist wohl im Moment das Maximum, was in diesem Kanton be-

züglich Einbürgerungsregelung zu realisieren ist. Bitte lehnen Sie den 

Antrag der SVP ab und stimmen Sie mit der Kommissionsmehrheit für 

Eintreten.  

 

Jean-Philippe Pinto (Die Mitte, Volketswil): Die Einbürgerung ist in 

der Schweiz ein heisses Eisen, dies dürfte auch die heutige Debatte auf-

zeigen. Tatsache ist, dass es, um Schweizer oder Schweizerin zu wer-

den, viel Zeit und Energie braucht. Tatsache ist auch, dass viele auslän-

dische Staatsangehörige sich mit den Vorteilen einer Niederlassungs-

bewilligung zufriedengeben und sich gar nicht einbürgern lassen. Die 

Schweiz hat eine tiefe Einbürgerungsquote. Vor allem junge Menschen 

sollten aber ermutigt werden, Schweizer Bürger, Schweizer Bürgerin 

zu werden und an der politischen Teilhabe zu partizipieren. Es macht 

wenig Sinn, wenn viele junge Menschen hier die Einstellung haben: 

«Okay, wir leben zwar hier, aber für die Politik interessieren wir uns 

nicht.» 
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Das Bürgerrecht spielt im Leben eines Menschen eine zentrale Rolle. 

Als Voraussetzung für die politische Teilnahme in der Gemeinde, im 

Kanton und auf Bundesebene kommt ihm hierzulande eine besondere 

Bedeutung zu. Als direkte Demokratie ist die Schweiz darauf angewie-

sen, dass sich die hier lebenden Menschen mit dem gesellschaftlichen 

und politischen Leben identifizieren und sich an ihm beteiligen können. 

Die Einbürgerung ist ein Weg, um die demokratische Beteiligung zu 

stärken. 

Am 1. Januar 2018 trat das vollständig überarbeitete Bürgerrechtsge-

setz des Bundes in Kraft, das eine landesweite Harmonisierung der Ein-

bürgerungsvoraussetzungen anstrebt. Im Sinne einer Übergangslösung 

hat der Kanton Zürich auf denselben Zeitpunkt hin seine Bürgerrechts-

verordnung geändert, um den verschärften Bestimmungen gerecht zu 

werden. In einem zweiten Schritt muss auch das kantonale Bürger-

rechtsgesetz, KBüG, angepasst werden. Dabei wird der Kanton Zürich 

endlich als letzter Kanton in der Schweiz ein modernes Bürgerrechts-

gesetz erhalten. Nachdem ein Gesetzesentwurf in der Vernehmlassung 

grundsätzlich gut aufgenommen wurde, hat der Regierungsrat zuhan-

den des Kantonsrates eine Vorlage für ein totalrevidiertes Zürcher Bür-

gerrechtsgesetz verabschiedet. Die vorberatende Kommission STGK 

folgt mehrheitlich dem Antrag des Regierungsrates. 

Inhaltlich umstritten sind vor allem einzelne Voraussetzungen für die 

Einbürgerung. Dabei zeigt sich nicht überraschend ein uneinheitliches 

Bild: Es gibt sowohl Stimmen, die sich für eine Verschärfung der An-

forderungen aussprechen, als auch solche, denen die vorgeschlagenen 

Anforderungen zu weit gehen.  

Rund ein Viertel aller Einbürgerungen in der Schweiz erfolgt im Kan-

ton Zürich. Er kann somit einen gewichtigen Beitrag an eine landes-

weite Vereinheitlichung der Einbürgerungspraxis leisten. Deshalb sol-

len für die Erteilung des Kantons- und Gemeindebürgerrechts grund-

sätzlich die gleichen Voraussetzungen gelten wie auf Bundesebene. 

Weil der Bund diese bereits detailliert regelt, ist der Spielraum für den 

kantonalen Gesetzgeber klein. Entsprechend ist die Vorlage ein schlan-

ker Erlass mit 23 Bestimmungen. Damit sollen die bisher provisorisch 

in der kantonalen Bürgerrechtsverordnung statuierten Regelungen nun 

stufengerecht in ein Gesetz einfliessen. 

Die Mitte hat sich mit der Vorlage eingehend auseinandergesetzt. Ins-

besondere die Gemeindevertreter konnten ihre Praxiserfahrungen ein-

bringen. Ein Teil der Gemeindevertreter war für eher strengere Bestim-

mungen. Als Präsident des Einbürgerungsausschusses in Volketswil 

habe ich mit den bisherigen strengen, aber fairen Bestimmungen gute 
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Erfahrungen gemacht. Die Zeiten, wie im Film «Die Schweizermacher» 

(von Rolf Lyssy) dargestellt, die der Sprechende noch selber erlebt hat, 

und die Bürgergemeindeversammlungen sind zum Glück vorbei. Die 

Einbürgerung muss der letzte Schritt einer erfolgreichen Integration 

sein. Dadurch, dass in Volketswil die Exekutive entscheidet, hat sich 

die politische Diskussion versachlicht. 

Schlussendlich, nach intensiven Diskussionen, setzte sich bei der Mitte 

aber bei fast allen Anträgen die Regierungsvorlage durch. Die Ausnah-

men betreffen Paragraf 10a, wo die Mitte den Minderheitsantrag von 

SVP und FDP zur Mitwirkungspflicht unterstützt, und Paragraf 20, wo 

die Mitte bei den Gebühren der Minderheit IV folgt. Wer bei Einrei-

chung des Gesuchs das 25. Altersjahr noch nicht vollendet hat, soll 

nicht die volle, aber zumindest die Hälfte der Gebühr bezahlen. Bei den 

vier parlamentarischen Initiativen zum Bürgerrecht beantragt die Mitte 

wie die einstimmige Kommission STGK die Ablehnung. Die Mitte tritt 

auf die Vorlage 5630a ein.  

 

Walter Meier (EVP, Uster): Nur weil wir das Schweizer Bürgerrecht 

besitzen, konnten uns die Wählerinnen und Wähler des Kantons Zürich 

in den Kantonsrat wählen. Das Bürgerrecht macht uns zu vollwertigen 

Mitgliedern der Gesellschaft. Es ist deshalb nicht egal, wie man zum 

Bürgerrecht kommt. Ich zitiere aus dem Parteiprogramm der EVP 

Schweiz: «Wir wollen faire und einheitliche Einbürgerungen. Wer in-

tegriert ist und die Sprache genügend beherrscht, soll auf sein Begehren 

hin unkompliziert eingebürgert werden». 

Mit dem totalrevidierten Bundesgesetz über das Schweizer Bürgerrecht 

werden die Einbürgerungskriterien weitgehend vereinheitlicht. Wir 

können in den Kantonen an Details schrauben. Für die EVP sind die 

Bundesvorgaben sowie auch der Vorschlag der Regierung genügend 

restriktiv. Weitere Verschärfungen braucht es nicht. Die EVP-Fraktion 

wird deshalb jeweils gemäss dem Antrag der Regierung stimmen und 

fast alle Minderheitsanträge ablehnen. 

An dieser Stelle gehe ich auf die wichtigsten Minderheitsanträge ein, 

damit ich später nicht noch einmal das Wort ergreifen muss. Zur Auf-

enthaltsdauer: Grundsätzlich muss jemand zehn Jahre in der Schweiz 

gelebt haben, damit sie oder er überhaupt ein Gesuch stellen darf. Von 

diesen zehn Jahren muss jemand einen Aufenthalt in der Gemeinde 

nachweisen, in welcher das Einbürgerungsgesuch eingereicht wird. 

Zwei Jahre genügen. Erfüllung von wichtigen Zahlungsverpflichtun-

gen: Mit dem Antrag des Regierungsrates könnten wir leben. Noch bes-
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ser erscheint uns der Antrag der Grünen, welcher die Bundeslösung vor-

schlägt. Zu den Deutschkenntnissen: Hier sind für die EVP die Bundes-

vorgaben genügend. Bewerberinnen und Bewerber für das Bürgerrecht 

müssen sich im Alltag in Wort und Schrift verständigen können. Die 

Forderung von SVP und FDP, das Niveau mündlich auf B2 und schrift-

lich auf B1 festzulegen, ist für uns nicht sachdienlich. Wir könnten so-

mit nur noch überdurchschnittlich intelligente Ausländer einbürgern. 

Zu den Paragrafen 11 und 12: Es geht um zusätzliche Auskünfte der 

Kantons- oder der Gemeindepolizei. Eine Einbürgerung umfasst 25 Ab-

klärungsschritte; davon geht es bei acht Schritten um Abklärungen bei 

ZEMIS (Zentrales Migrationsinformationssystem), VOSTRA (Verord-

nung über das Strafregister), bei Kantons- und Gemeindepolizei, und 

dies zu verschiedenen Zeitpunkten des Einbürgerungsverfahrens. Die 

Minderheitsanträge sind nicht nötig. 

Mit der Annahme des neuen kantonalen Bürgerrechtsgesetzes haben 

sich auch die vier PI zum Bürgerrecht erledigt. Sie können abgelehnt 

werden. 

 

Anne-Claude Hensch Frei (AL, Zürich): Bürgerrechtsgesetze und -ver-

ordnungen spiegeln immer die Haltung der gesellschaftlichen Mehrheit 

gegenüber den Ausländerinnen und Ausländern in einem Land wider. 

Wenn wir auf die Geschichte des modernen Bundesstaates seit seiner 

Gründung 1848 zurückschauen, sehen wir, dass unser Umgang mit der 

Einbürgerung immer schon zögerlich und eher abwehrend war. So 

wurde zum Beispiel 1903 vom Bund aus den Kantonen zugestanden, 

dass sie ausländische Kinder bei der Geburt automatisch einbürgern 

können. Dieses Ius soli wurde aber von keinem einzigen Kanton jemals 

angewendet. Auch schwächere Formen des Ius soli hatten nie eine 

Chance an der Urne. In der Folge wurde die Gesetzgebung immer stren-

ger und die Anforderungen zur Einbürgerung laufend erhöht. Nach dem 

Zweiten Weltkrieg wurde gar die schweizerische Nationalität zum Re-

fugium der Rechtlichkeit und Menschlichkeit emporstilisiert. Manch-

mal dünkt es mich, wir seien immer noch in dieser Mentalität stecken-

geblieben. Und oft kommt es mir vor, wir seien als Schweizer Gesell-

schaft immer noch nicht fähig, einen unverkrampften und offenen Um-

gang mit unseren ausländischen Einwohnerinnen und Einwohnern bei 

jedwelchen gesetzlichen Regelungen zu finden. Zu stark betonen wir 

die Unterschiede und die Andersartigkeit, zu wenig sehen wir ihre Res-

sourcen, von denen unser Land immer schon stark profitiert hat, sei es 

nun als Mitarbeitende in Spitälern, in Pflege- und Altersheimen, in vie-
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len Dienstleistungssektoren, im Verkauf oder auch als dringend benö-

tigte Facharbeiterinnen und -arbeiter oder als Studierte. Wir Schweize-

rinnen und Schweizer schätzen diese Leistung oft viel zu wenig. Wie 

vieles würde denn in unserem Land funktionieren ohne sie? Ihre Ar-

beitskraft, oft unter schwierigen Bedingungen, nehmen wir als selbst-

verständlich hin, aber Mitredenkönnen auf Augenhöhe ist bereits zu 

viel verlangt.  

Es wird Sie alle nicht erstaunen, dass die AL sich ein fortschrittlicheres 

kantonales Bürgerrechtsgesetz wünscht. Die Alternative Liste tritt 

selbstverständlich für das Ius soli ein, dies wäre in unseren Augen die 

wirksamste integrative beziehungsweise inkludierende Massnahme. 

Wir gehören zusammen, müssen die Probleme des Landes gemeinsam 

lösen, da wir auch gemeinsam dafür verantwortlich sind. Auch die 

Wohnsitzfristen der Gemeinden für Personen ab 26 Jahren sind in un-

seren Augen ein alter Zopf. Einerseits wird für die Einbürgerung ver-

langt, dass die Gesuchstellenden ihren Lebenskosten selber finanzieren 

können, andererseits hat sich der Arbeitsmarkt seit den 50er-Jahren 

doch grundsätzlich verändert. Früher war es ein Zeichen von Seriosität, 

dass man möglichst lange an einer Arbeitsstelle verbrachte, das ist heute 

definitiv vorbei. Flexibilität ist für Arbeitnehmende unter den momen-

tanen Verhältnissen des Arbeitsmarktes ein Muss. Hier nun eine mini-

male Wohnsitzfrist von zwei Jahren in einer Gemeinde zu verlangen, 

ist letztlich schikanös und, wie es die GLP mit ihrem Lieblingswort aus-

drücken würde, nicht mehr zeitgemäss. Aus der AL-Perspektive sollte 

eine Wohnsitzfrist von zwei Jahren im Kanton für alle Alterskategorien 

gelten. Dies wäre ein fairerer Umgang mit den Gesuchstellenden.  

Nun wissen wir von der AL-Fraktion natürlich, dass unsere Meinung 

momentan überhaupt nicht mehrheitsfähig ist, auch wenn wir durchaus 

nicht die Einzigen sind, die diese Sichtweise haben. Wir sind nicht nur 

links, wir sind auch pragmatisch. Wir werden daher auf die Gesetzes-

vorlage eintreten, auch wenn sie uns inhaltlich zu wenig in die richtige 

Richtung geht beziehungsweise sogar punktuelle Verschärfungen ge-

genüber der heutigen Verordnung bringt, Verschärfungen, die Diego 

Bonato in seinem Votum elegant unter den Tisch gekehrt hat. Im Ge-

gensatz zur SVP legen wir aber keinen Trotzanfall hin mit einem Antrag 

auf Nichteintreten, weil das Gesetz nicht unserem Willen entspricht. Da 

das neue kantonale Bürgerrechtsgesetz noch zwei gewichtige Vorteile 

für einbürgerungswillige Ausländerinnen und Ausländer bringt, ist es 

uns wichtig, dass wir diese nun festschreiben können. Würde dies wei-

ter auf Verordnungsebene gelöst, wären sie nicht gesichert, da hier der 

Regierungsrat jederzeit die Kompetenz hat, dies zu ändern. Das wollen 
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wir vermeiden und wir sind froh, wenn mit der heutigen Vorlage das 

Sprachniveau nun definitiv auf dem aktuellen Anforderungsstand von 

B1 mündlich und A2 schriftlich festgesetzt wird; dies ist realistisch. 

Ebenso ist die AL froh über die Regelung, dass der Grundkenntnistest 

mindestens nach vom Kanton vorgegebenen Kriterien durchgeführt 

werden muss. Wir hoffen auf einen einheitlichen kantonalen Grund-

kenntnistest und dass der Regierungsrat hier eine solche Regelung fa-

vorisiert. Immerhin werden nun Kriterien gewährleistet, was ein Fort-

schritt für die Gesuchstellenden darstellt. Das etwas beliebige Testan-

gebots-Jekami durch einzelne Gemeinden wird endlich beendet. Anzu-

fügen bleibt: Grundsätzlich wissen wir, dass im schweizerischen Bür-

gerrechtsgesetz und in der schweizerischen Bürgerrechtsverordnung 

die Hürden für eine Einbürgerung bereits sehr hoch gelegt sind und 

nicht noch durch das neue kantonale Gesetz verschärft werden müssen. 

Wer diese Anforderungen gemäss aktuellem Bundesrecht erfüllt, wurde 

bereits gründlich durchleuchtet. Daher lehnt die AL Verschärfungen, 

die über den Mehrheitsantrag der Kommission hinausgehen, katego-

risch ab.  

Die Alternative Liste wird auf die neuerstellte Gesetzesvorlage des kan-

tonalen Bürgerrechtsgesetzes eintreten und mit dem Mehrheitsantrag 

der Kommission stimmen. Wir werden sämtliche bürgerlichen Anträge 

ablehnen und uns den Minderheitsanträgen der Grünen anschliessen. 

Besten Dank.  

 

Ratspräsident Benno Scherrer: Damit haben die Fraktionen ihre Posi-

tionen zum Eintreten präsentiert.  

 

Christina Zurfluh Fraefel (SVP, Wädenswil): Wie durch unseren Kom-

missionssprecher bereits festgestellt, fehlen für die SVP mögliche Ver-

schärfungen. Wir möchten einer Einbürgerung nämlich den notwendig 

hohen Status geben, diesen untermauern und kein Downgrading des 

Zürcher Rechts. So geht es dabei zum Beispiel um die Mindestaufent-

haltsdauer in der Gemeinde, welche wir bei zwei Jahren in der Ge-

meinde und bei drei Jahren im Kanton sehen möchten, damit die Frist 

mindestens so lange dauert, wie der Bezug von Sozialhilfe gemäss Bun-

desrecht ein Einbürgerungshindernis darstellt. Ein Einbürgerungswilli-

ger soll somit also mit den Gepflogenheiten in der Gemeinde vertraut 

sein, und diese sind nun mal in Sternenberg andere als zum Beispiel bei 

uns in Wädenswil. Wir möchten auch keine Sonderbehandlung von Un-

ter-25-jährigen, bei denen von einer Mindestaufenthaltsdauer abgese-
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hen werden soll. Wir finden, Zahlungsverpflichtungen soll nachgekom-

men werden, und wir sehen keinen Grund für eine Verwässerung bei 

diesem Thema, im Gegenteil: Wir würden gerne den Zeitraum auf zehn 

Jahre ausweiten, damit die finanzielle Eigenständigkeit auch gewähr-

leistet ist. Vergehen und Verbrechen sollen immer ein Einbürgerungs-

hindernis darstellen, auch bei Jugendlichen. Nach einer Verurteilung 

soll die Frist zwei Jahre bei Vergehen und fünf Jahre bei Verbrechen 

betragen. Weiter sehen wir gute Deutschkenntnisse als unabdingbar für 

eine erfolgreiche Integration. Deshalb erachten wir das Nivea B2 für 

Mündlich und B1 für Schriftlich als angemessen. Einen Gebührenerlass 

für junge Erwachsene erachten wir als falsches Zeichen, heisst es doch 

nicht umsonst: Was nichts kostet, ist auch nichts wert. Oder ein anderer 

Vergleich: Bei Banken erhalten Sie auch keinen Kredit, ohne dass Sie 

die definierten Vorgaben erfüllen, das System würde sonst kollabieren. 

Wir möchten das im Kanton Zürich verhindern. Danke.  

 

Valentin Landmann (SVP, Zürich): Wir haben von allen Seiten viel 

Prinzipielles gehört. Ich möchte Ihnen einige Auffälligkeiten aus der 

Praxis berichten: Es kommt in der Praxis immer wieder vor – auch bei 

mir persönlich –, dass ich zum Beispiel Mandanten begegne, die einge-

bürgert sind und die praktisch kein Wort Deutsch können und auch 

keine andere Landessprache. Man braucht für einfachste Gespräche ei-

nen Dolmetscher. Da stimmt etwas nicht. Es gibt auch andere Auffäl-

ligkeiten: Es gibt diejenigen, die sich völlig unintegriert rein nur im 

Kreis der Leute aus ihren Ländern bewegen. Ich hatte einen Mandanten, 

ursprünglich Iraner, der war seit 40 Jahren in der Schweiz. Er hatte 

seine Frau umgebracht. Ich versuchte, beim Richter etwas Verständnis 

für das aufbrausende Verhalten des Klienten zu wecken, indem ich 

schilderte, wie er im Keller des Hauses der Frau, das er nicht mehr be-

treten durfte, auf den Hof geschaut hatte, wo die Kinder spielten, und 

dann weinte, weil er sie nicht sehen durfte, und explodierte, als die Frau 

dann herunterkam. Der Richter fragte ihn fast einfühlend, ob er noch 

ein Schlusswort habe, und der Mandant sagte: «Sie können mir nicht 

vorschreiben, wann ich meine Frau töten darf.» Das spricht nicht für 

wirkliche Integration. Zur Integration gehört, dass man das schweizeri-

sche Recht akzeptiert, das schweizerische Recht auch mit dem Primat 

vor religiöser Gesetzgebung. Das muss sein. 

Es ist schade, dass man es hier verpasst hat, einige Sachen zu verdeut-

lichen und noch einzuführen. Es gibt natürlich auch das Gegenteil. Das 

Bundesamt für Ausländerfragen hat vor einigen Jahren auf den Einbür-
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gerungsantrag einer Spanierin, die mit ihrem Mann sechs Jahre zusam-

menlebte und bereits vier Kinder hatte, geantwortet: «Ihre Klientin be-

treibt einen kleinen Erotiksalon. Eine Frau, die in der Erotik tätig ist, 

kann niemals eine wirkliche Ehe führen.» Das war ein krasser Blödsinn. 

Man fragte: «Wollen Sie es zurückziehen oder bestehen Sie auf einer 

Verfügung?» Ich bestand auf einer Verfügung, und 14 Tage später war 

die Klientin eingebürgert. Aber es gibt in jeder Richtung Mist. Es gibt 

das Bundesgericht, es schreibt den Rahmen vor, und die kantonale Ge-

setzgebung. Aber es gibt auch sehr viel Praxis. Und ich sehe es mit der 

SVP so, dass man leider die Gelegenheit versäumt hat, hier zu verdeut-

lichen und einiges zur Praxis beizutragen. Schauen Sie zum Beispiel die 

Bestimmung über Straftaten an: Da ist nur von Verurteilungen die 

Rede. Es gibt aber auch hängige Strafprozesse. Die können auch relativ 

lange gehen, das ist unglücklich, aber es ist Tatsache. Nach diesem Bür-

gerrechtsgesetz könnte jemand eingebürgert werden, der sich gerade in 

Untersuchungshaft wegen Doppelmords befindet, aber noch nicht ver-

urteilt ist. Das kann's auch nicht sein. Wie gesagt, vieles ist Sache der 

Praxis. Echter Blödsinn passiert oft in der praktischen Anwendung. Ich 

verstehe, dass man hier eine sinnvolle gesetzliche Regelung machen 

möchte. Schade einfach, dass man nicht noch stärker die Voraussetzun-

gen verdeutlicht hat, gerade betreffend Integration und korrektes Ver-

halten. Die einzige Verschärfung, die das Zürcher Gesetz vorsieht, ist, 

dass der Einzubürgernde die zürcherischen Gebühren bezahlt haben 

muss. Ich danke euch für die Aufmerksamkeit.  

 

Regierungspräsidentin Jacqueline Fehr: Danke für die gute Aufnahme 

des Gesetzes. An dieser Stelle möchte ich auch explizit für die ausge-

zeichnete Begleitung der Beratungen danken, einerseits den Parla-

mentsdiensten und anderseits den Expertinnen und Experten der Direk-

tion, allen voran dem bereits erwähnten Roland Wetli.  

Nun zur Vorlage: Das Gesetz führt die Einbürgerungspraxis weiter, die 

seit rund vier Jahren in Kraft ist und seither problemlos funktioniert. Es 

wurde mehrfach gesagt, das Bürgerrecht entscheidet über die Stärke ei-

ner Demokratie. Dahinter steckt die tief im modernen Rechtsstaat ver-

ankerte Überzeugung, dass mitbestimmen können soll, wer steuer-

pflichtig ist: No taxation without representation. Das Bürgerrecht ist 

prägend für die Identität und das Selbstverständnis jeder einzelnen Per-

son und hat eine starke emotionale und symbolische Bedeutung für die 

betroffenen Menschen und die Gesellschaft als Ganzes. Einbürgerun-

gen sind keine willkürlichen politischen Akte, sondern sie sind ein ver-

waltungsrechtlicher Prozess. Diese Klärung ist wichtig, weil sie in der 
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aktuellen Diskussion immer noch mitschwingt, diese Klärung hat das 

Bundesgericht 2003 in zwei Leitentscheiden erwirkt. Diese Urteile 

wurden seither laufend bestätigt, das Rad kann also politisch nicht zu-

rückgedreht werden, und auch die SVP ist in einem Rechtsstaat gehal-

ten, übergeordnetes Recht und Gerichtsentscheide zu akzeptieren. Ein-

bürgerungen sind kein politisch willkürlicher Akt. Es geht nicht nach 

Daumen rauf und Daumen runter, sondern es ist ein verwaltungsrecht-

licher Prozess, und wer die Voraussetzungen erfüllt, ist einzubürgern.  

Die vorliegende Vorlage ist ein Kompromiss. Es ist ein Gesetz mit Au-

genmass. Ja, es ist, wie gesagt, die Weiterführung der bisherigen Praxis, 

einer Praxis, die, auch mehrmals gesagt, bisher zu keinerlei Problemen 

geführt hat. Ich danke Ihnen, dass Sie dies in Ihren Voten auch so ge-

würdigt haben. Der Sprecher der FDP hat es gesagt: Die Verfassung 

gibt uns vor, dass die Regelungen der Einbürgerung in einem Gesetz 

festgehalten werden müssen. Und die letzten gescheiterten Vorlagen 

machen klar: Damit uns dies in dieser umstrittenen Frage gelingt, 

braucht es von allen Seiten Kompromissbereitschaft. Und dass diese in 

der grossen Mehrheit dieses Rates vorhanden ist, dafür bin ich Ihnen 

sehr dankbar. Ich beantrage Ihnen ebenfalls Eintreten.  

 

Abstimmung 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Diego 

Bonato gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 124 : 48 

Stimmen (bei 0 Enthaltungen), dem Antrag der Kommission zuzu-

stimmen und auf die Vorlage 5630a einzutreten.  

 

Ratspräsident Benno Scherrer: Es wurde kein Antrag auf Nichteintre-

ten auf die Vorlagen 190a/2018, 193a/2018, 194a/2018 und 382a/2018 

gestellt, somit ist Eintreten dort auch beschlossen.  

 

Detailberatung 

 

Titel und Ingress 

I. Es wird folgendes Gesetz erlassen:  

A. Gegenstand 

§ 1 

 

Keine Bemerkungen; genehmigt. 

 

B. Einbürgerung von Schweizerinnen und Schweizern 
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Keine Bemerkungen; genehmigt. 

 

§ 2. Voraussetzungen 

Minderheitsantrag Silvia Rigoni, Urs Dietschi, Michèle Dünki-Bät-

tig, Sonja Gehrig, Karin Joss, Davide Loss (in Vertretung von Nicola 

Yuste), Sibylle Marti: 

lit. a streichen.  

lit. b und c werden zu lit. a und b. 

 

Silvia Rigoni (Grüne, Zürich): Mit unserem Antrag möchten wir die 

zweijährige Wohnsitzpflicht in der Gemeinde bei der Einbürgerung von 

Schweizerinnen und Schweizern abschaffen. Man kann sich schon fra-

gen, warum Schweizerinnen und Schweizer, welche ein anderes Kan-

tons- und Gemeindebürgerrecht wollen, nicht schon zwei Jahre in der 

Gemeinde wohnen müssen. In der Realität wechselt man ja als Schwei-

zerin oder Schweizer das Bürgerrecht, wenn man sich einer Wohnge-

meinde verbunden fühlt. Dass wir hier diesen Antrag stellen, hat damit 

zu tun, dass wir die zweijährige Wohnsitzpflicht in der Gemeinde für 

die Einbürgerung von Ausländerinnen und Ausländern abschaffen wol-

len. In der heutigen Zeit macht es einfach keinen Sinn mehr, die Iden-

tifikation mit einer einzelnen Wohngemeinde durch eine lange Wohn-

sitzpflicht vorauszusetzen. Die Menschen sind mobiler, alle, auch die 

Schweizerinnen und Schweizer identifizieren sich primär mit ihrem 

Land und ihrer Region und immer weniger mit der Wohngemeinde. 

Hier im Rat mag das in der Mehrheit vielleicht anders aussehen, aber 

als Politikerinnen und Politiker sind wir da nicht ganz repräsentativ. 

Wir werden bei Paragraf 5 den Antrag der GLP unterstützen und dort 

für die Streichung der Wohnsitzpflicht der Ausländerinnen und Auslän-

der stimmen. Aus Gründen der Gleichberechtigung soll die Wohnsitz-

pflicht für alle Einbürgerungswilligen, auch für Schweizerinnen und 

Schweizer fallen.  

 

Diego Bonato (SVP, Aesch): Die Aufenthaltsdauer in der Gemeinde ist 

sehr wohl von Bedeutung. Man muss auch als Schweizer eine Ge-

meinde gut kennen, um da Bürger zu werden. Wir als SVP würden ja 

bei den Ausländerinnen und Ausländern für vier Jahre Aufenthaltsdauer 

in der Gemeinde plädieren, genau darum, weil man seine Gemeinde gut 

kennen sollte. Bei Schweizer Bürgern kann eine gute Erfahrung voraus-

gesetzt werden, wie die Gemeinden funktionieren. Aber die Gemeinde 

sollte man doch zunächst kennenlernen. Zwei Jahre Wohnsitz in der 



42 

Gemeinde scheint uns angemessen. Belassen wir den Paragrafen 2 litera 

a und lehnen den Antrag ab. 

 

Sibylle Marti (SP, Zürich): Wenn Schweizer Bürgerinnen und Bürger 

zusätzlich zu einem bereits bestehenden Bürgerrecht in einer bestimm-

ten Gemeinde noch ein weiteres Bürgerrecht beantragen, vielleicht, 

weil sie neu dort wohnen oder sonst eine spezielle Beziehung zu dieser 

Gemeinde haben, sollen sie dies aus Sicht der SP ohne eine zweijährige 

Wohnsitzpflicht tun können. In den meisten Fällen kommt diesem 

neuen zusätzlichen Bürgerrecht ja in erster Linie eine symbolische Be-

deutung zu, da sich ja an den bereits bestehenden Bürgerrechten und -

pflichten nichts ändert. Aus diesem Grund macht eine Wohnsitzpflicht 

keinen Sinn und ist unnötig. Wir unterstützen den Antrag der Grünen.  

 

Michael Biber (FDP, Bachenbülach): Hier wird ein Scheinproblem be-

handelt, anders kann man es nicht ausdrücken. Faktisch – das behaupte 

ich jetzt – existiert der Wunsch doch nicht, sich von irgendwoher in 

einer Zürcher Gemeinde einbürgern zu lassen. Wenn man aber einige 

Zeit in einer Gemeinde gewohnt hat, sich mit dieser Gemeinde identi-

fiziert, dann kann durchaus der Wunsch auftreten, sich dort auch ein-

bürgern zu lassen. Aber dann ist die Wohnsitzpflicht ohnehin erfüllt und 

damit eigentlich kein Problem. Wichtiger ist, dass wir die Systematik 

beibehalten, dass auch für Schweizerinnen und Schweizer eine Wohn-

sitzfrist in der Gemeinde gilt, und so die Systematik nicht stören. Damit 

ist auch gerade der grössere Kontext dieses Antrags beschrieben. Auch 

der linken Ratsseite geht es nicht primär um diesen Antrag, es geht 

grundsätzlich um die Wohnsitzfrist in den Gemeinden. Das ist der lin-

ken Ratsseite grundsätzlich ein Dorn im Auge und darum wird jetzt prä-

ventiv hier schon ein Nebenschauplatz eröffnet. Kurz: Lehnen Sie die-

sen Antrag ab. Danke.  

 

Abstimmung 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Silvia 

Rigoni gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 90 : 81 

Stimmen (bei 0 Enthaltungen), dem Antrag der Kommission zuzu-

stimmen.  

 

§ 3. Verfahren 

C. Einbürgerung von Ausländerinnen und Ausländern 

§ 4. Grundsatz 
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Keine Bemerkungen; genehmigt. 

 

§ 5. Kantonale Voraussetzungen 

a. Aufenthaltsdauer 

Abs. 1 

 

Minderheitsantrag I Sonja Gehrig, Urs Dietschi, Michèle Dünki-Bät-

tig, Karin Joss, Davide Loss (in Vertretung von Nicola Yuste), Sibylle 

Marti, Silvia Rigoni: 

§ 5. 1 …seit zwei Jahren im Kanton aufhalten. 

 

Minderheitsantrag II Diego Bonato, Stefan Schmid, Erika Zahler, 

Christina Zurfluh Fraefel: 

§ 5. 1 … seit vier Jahren in der Gemeinde aufhalten. 

 

Minderheit III Michael Biber, Diego Bonato, Hans-Peter Brunner, 

Fabian Müller, Stefan Schmid, Erika Zahler, Christina Zurfluh 

Fraefel: 

§ 5. 1 … seit zwei Jahren in der Gemeinde und seit drei Jahren im Kan-

ton aufhalten. 

 

Ratspräsident Benno Scherrer: Hier liegen neben dem Kommissions-

mehrheitsantrag der Minderheitsantrag I von Sonja Gehrig und Mitun-

terzeichnende, der Minderheitsantrag II von Diego Bonato und Mitun-

terzeichnende und der Minderheitsantrag III von Michael Biber und 

Mitunterzeichnende vor. Wir stellen zuerst die Minderheitsanträge II 

und III dem Kommissionsmehrheitsantrag im Cupsystem gegenüber. 

Danach bereinigen wir Absatz 2 und stellen hierzu den Minderheitsan-

trag Biber dem Kommissionsmehrheitsantrag gegenüber. Das Resultat 

wird dann dem Minderheitsantrag Gehrig gegenübergestellt.  

 

Stefan Schmid (SVP, Niederglatt), Präsident der STGK: Wir sind nun, 

wie erwähnt, bei der Mindestaufenthaltsdauer für Ausländerinnen und 

Ausländer, und Sie haben es gehört: Die STGK-Deputationen haben 

hier ein ganzes Sammelsurium von verschiedenen Lösungsansätzen in 

Form von Anträgen eingebracht. Zu Absatz 1: Einbürgerungswillige 

Ausländerinnen und Ausländer müssen sich im Zeitpunkt der Gesuch-

stellung seit zwei Jahren in der Gemeinde aufhalten. Verschiedene Min-

derheiten – ich habe das erwähnt – fordern abweichende Fristen für den 

Mindestaufenthalt im Kanton und/oder in der Gemeinde. Die Minder-
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heit I, GLP, SP und Grüne, ist für eine Erleichterung: zwei Jahre Auf-

enthalt nur im Kanton statt in der Gemeinde, damit die hohe innerkan-

tonale Mobilität, die heutzutage eine Realität darstellt, nicht eine Ein-

bürgerung verhindert. Dies hat Streichung von Absatz 2 in Paragraf 5 

zur Folge. Dieser wird bei entsprechender Anpassung von Absatz 1 ob-

solet. Dann die Minderheiten II und III, das sind einerseits die SVP und 

die FDP und andererseits – in Sachen Eventualantrag, welcher ausge-

mehrt wird – auch die SVP allein sind für eine Verschärfung. Die SVP 

steht grundsätzlich für vier Jahre in der Gemeinde. Sie unterstützt aber 

auch den Antrag der FDP auf zwei Jahre in der Gemeinde und insge-

samt drei Jahre im Kanton, dies, damit die Frist mindestens so lange 

dauert, wie der Bezug von Sozialhilfe gemäss Bundesrecht ein Einbür-

gerungshindernis darstellt, da andernfalls diese Bundesvorgabe auf-

grund des beschränkten Austauschs zwischen den Kantonen gar nicht 

hinreichend überprüft werden könnte. Dann gibt es letztendlich noch 

die Deputation der EVP: Sie votiert gemäss dem Antrag des Regie-

rungsrates. Wir haben das Prozedere vom Ratspräsidenten gehört, es 

erfolgt die Abstimmung im Cupsystem mit Ausmehrung.  

 

Sonja Gehrig (GLP, Urdorf): Die GLP beantragen mit einer Kommis-

sionsminderheit, dass die Mindestaufenthaltsdauer von zwei Jahren auf 

Ebene Kanton statt auf Ebene Gemeinde nicht nur für Unter-25-jährige, 

sondern für sämtliche Bewerberinnen und Bewerber, ungeachtet ihres 

Alters, gelten soll. Die Einbürgerungswilligen müssten als Vorausset-

zung für die Einbürgerung mindestens zwei Jahre im Kanton Zürich 

wohnen statt in einer Gemeinde. Das ist die Forderung. Dies zusätzlich 

zur geltenden Zehn-Jahres-Frist auf Ebene Schweiz. Wir sind der Mei-

nung, dass eine generelle zweijährige Wohnsitzpflicht im Kanton der 

stetig zunehmenden und auch am Arbeitsmarkt eingeforderten Mobili-

tät besser Rechnung trägt. Die Suche nach günstigem und freiem Wohn-

raum oder ein Wechseln der Arbeits- und Ausbildungstätigkeit führt öf-

ters zu einem Wohnortswechsel, das ist so und das kann man nicht än-

dern. Ein arbeitsbedingter Wechsel hat schliesslich nichts mit Integra-

tion zu tun, und indem die kommunale Wohnsitzfrist von zwei Jahren 

für alle in eine kantonale Frist umgewandelt wird, wird diesem höheren 

Mobilitätsbedürfnis besser Rechnung getragen. Dies ist im Interesse 

des Wirtschaftskantons Zürich und es unterstützt das Ziel, mit einer 

früheren Einbürgerung die Integration zu beschleunigen. Die Minder-

heitsanträge II und III der SVP und FDP lehnen die Grünliberalen ab.  
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Diego Bonato (SVP, Aesch): Zur Aufenthaltsdauer für Ausländerinnen 

und Ausländer wurde 2018 eine parlamentarische Initiative eingereicht, 

die Nummer 190/2018. Erstunterzeichner war SVP-Kantonsrat Ulrich 

Pfister. Die PI wollte die minimale Aufenthaltsdauer in der Gemeinde 

auf vier Jahre setzen. In der STGK haben wir diese Forderung analog 

eingebracht. Klar ist mittlerweile, dass die unsägliche Haltung der Re-

gierung, dass eine frühe und schnelle Einbürgerung zur Integration ge-

höre, hier das Minimum des Rahmens gemäss Bundesgesetz geboren 

hat. Die Regierung hat den vom Bund gegebenen Rahmen von zwei bis 

fünf Jahren nicht ausgeschöpft. Man muss die Gemeinde aber gut ken-

nen, um eingebürgert zu werden, das ist die klare Meinung der SVP. 

Und jetzt kommt noch etwas Wesentliches hinzu: Das ist nicht nur die 

Meinung der SVP, sondern in der Vernehmlassung zum Bürgerrechts-

gesetz sprachen sich der GPV (Gemeindepräsidienverband), der VZGV 

(Verein Zürcher Gemeindeschreiber und Verwaltungsfachleute) – 

schauen Sie nach, was das alles heisst – und die Mehrheit der Gemein-

den für eine höhere Wohnsitzdauer als zwei Jahre aus. Nehmen wir es 

zur Kenntnis, die Regierung hat sich darum foutiert. Wir in der 

SVP/EDU-Fraktion stellen den Antrag, den Paragrafen 5 Absatz 1 ab-

zuändern, von zwei auf vier Jahre minimale Aufenthaltsdauer. Uns 

kümmert die gute Kenntnis der Gemeinde. Und wie bereits in der dann-

zumaligen Debatte zur PI gesagt, geht es nicht darum, Hürden für die 

Einbürgerung aufzubauen, sondern schlicht und ergreifend darum, eine 

vernünftige Aufenthaltsdauer festzulegen. Andere Kantone haben den 

Spielraum gemäss Bundesgesetz sehr wohl ausgenützt, etwa der Kan-

ton Sankt Gallen kennt eine Wohnsitzdauer von fünf Jahren. Tun wir es 

analog.  

 

Michael Biber (FDP, Bachenbülach): Die Mindestaufenthaltsdauer in 

den Gemeinden aufzuheben, das wäre für uns ein Fehler. Warum? Die 

Gemeinden erfüllen einen wichtigen Auftrag im Einbürgerungsprozess. 

Sie prüfen nämlich die lokale Integration der Bewerberinnen und Be-

werber. Dass dazu ein Minimum an Wohnsitzdauer gehört, scheint doch 

völlig klar. Wie bitteschön soll eine Gemeinde die Integration bei einer 

Person überprüfen, die nicht einmal mehr dort wohnt. Das Minimum, 

angesetzt bei zwei Jahren, ist also mehr als erfüllbar und legt nieman-

dem einen unnötigen Stein in den Weg. Mein Vorredner hat es erwähnt: 

Wenn wir die Gemeinden fragen würden, dann wäre die Frist wahr-

scheinlich noch höher anzusetzen. Davon zeugt auch der spannende 

Fakt, dass im Jahr 2018, bevor die neuen übergeordneten Gesetzgebun-
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gen in Kraft traten, nur noch drei der 15 bevölkerungsreichsten Gemein-

den eine Wohnsitzpflicht von zwei Jahren hatten, alle anderen hatten 

bereits die Wohnsitzpflicht auf drei oder mehr Jahre erhöht. Wenn wir 

also die Gemeinden fragen würden, die Direktbetroffenen in dem Sinne, 

wäre die Frist wahrscheinlich höher.  

Und dann ein zweiter Punkt, ich habe es einleitend erwähnt: Wer die 

Wohnsitzfrist in den Gemeinden aufheben will, der sägt ganz klar an 

der Dreistufigkeit des Verfahrens. Dem ist so, denn wenn man die 

Wohnsitzfrist den Gemeinden entzieht, entzieht man ihnen auch ein 

wirklich wichtiges Mittel zur Erfüllung ihres Auftrags. Wer die Wohn-

sitzfrist in den Gemeinden aufheben will, der schwächt das Kriterium 

der Überprüfung der Integration einer Person, und das wollen wir nicht.  

Weiter noch zu unserem Antrag: Unser Antrag will nichts weiter als 

einen konsequenten Vollzug. Wir haben übergeordnete Gesetze, die be-

sagen, dass mindestens drei Jahre keine Sozialhilfe bezogen haben darf, 

wer sich einbürgern lassen will. Wenn wir jetzt aber die kantonale Frist 

beziehungsweise die Minimumfrist in den Gemeinden auf zwei Jahre 

festsetzen, dann laufen wir Gefahr und Sie nehmen bewusst in Kauf, 

dass diese Vorgabe nicht konsequent überprüft werden kann, weil – ja, 

es ist leider so, auch im Jahr 2021 – in diesem Bereich der interkanto-

nale Austausch nicht vollständig funktioniert. Das müssen Sie zur 

Kenntnis nehmen. In dem Zusammenhang ist auch unser Antrag zu ver-

stehen. Wir legen keine Steine in den Weg. Die Gemeinde bleibt bei 

zwei Jahren, aber die kantonale Frist soll auf drei Jahre erhöht werden, 

damit dieses Bundeskriterium wirklich konsequent vollzogen werden 

kann. Bitte stimmen Sie also dem Minderheitsantrag III zu.  

 

Sibylle Marti (SP, Zürich): Aus Sicht der SP genügt die Mindestvor-

gabe des Bundesrechts, die mindestens eine zweijährige Wohnsitzdauer 

im Kanton verlangt. Ausländische Personen, die das Schweizer Bürger-

recht erlangen wollen, müssen in den meisten Fällen sowieso schon ins-

gesamt mindestens zehn Jahre lang in der Schweiz gelebt haben und 

zusätzlich zwei Jahre im selben Kanton, in unserem Fall eben hier im 

Kanton Zürich. Dann aber sollen sie sich einbürgern lassen können, un-

abhängig davon, wie lange sie schon in der Gemeinde leben, in der sie 

dann das Einbürgerungsgesuch stellen. Wir unterstützen den Antrag der 

GLP, und die Anträge der SVP und der FDP auf eine Erhöhung der 

Wohnsitzfristen lehnen wir selbstverständlich ab.  
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Silvia Rigoni (Grüne, Zürich): Ich habe es schon bei meinen Ausfüh-

rungen zu Paragraf 2 gesagt: Wir Grünen sind klar gegen eine Wohn-

sitzpflicht in der Gemeinde und unterstützen den Antrag der GLP. Dass 

die FDP auf drei Jahre und die SVP auf vier Jahre erhöhen will und 

dann sogar noch die Lockerung für die einbürgerungswilligen Unter-

25-jährigen aufheben will, ist mehr als fragwürdig. Seit vielen Jahr-

zehnten sind viele Menschen im Kanton mobil und dadurch nicht 

schlechter integriert. Die Identität liegt weniger bei der Gemeinde als 

vielmehr bei der Region und bei der Nation. Zunehmend – die Wirt-

schaft verlangt die Mobilität – wechselt man auch den Wohnsitz in ei-

ner späteren Lebensphase. Dies ist aus verschiedenen Gründen sinnvoll, 

nicht zuletzt, weil lange Arbeitswege unsere Infrastruktur und die Um-

welt stark belasten. Wer sich im Wohnsitz mobil zeigt, tut Gutes und 

soll nicht durch bürokratische Einbürgerungsregelungen bestraft wer-

den. Die Hürden sind hoch genug: Zehn Jahre warten bis zur Gesuch-

stellung und dann noch ein langes Verfahren, das macht in der Realität 

häufig zwölf Jahre Wartefrist für einen Schweizer Pass aus. Da ist es 

nicht nötig, noch zusätzliche Hürden einzubauen.  

 

Abstimmung im Cupsystem 

 

Ratspräsident Benno Scherrer: Der Kommissionsmehrheitsantrag, der 

Minderheitsantrag II und der Minderheitsantrag III sind als gleichwer-

tige Anträge zu behandeln. Wir werden nach Paragraf 76 Kantonsrats-

reglement im sogenannten Cupsystem abstimmen. Wir werden die Zu-

gänge sperren, um die Anwesenden ermitteln zu können. Vereinigt kei-

ner der Anträge die Mehrheit der stimmenden Mitglieder auf sich, wird 

entschieden, welcher der beiden Anträge, die am wenigsten Stimmen 

auf sich vereinigt haben, ausscheidet. In der Folge wird das Verfahren 

fortgesetzt, bis einer der Anträge eine Mehrheit erlangt. Die Zugänge 

sind jetzt zu schliessen und die Anwesenden drücken bitte die Taste «1» 

zur Ermittlung der Präsenz und des absoluten Mehrs.  

 

Anwesende Ratsmitglieder 174 

Absolutes Mehr 88 Stimmen 

Kommissionsmehrheitsantrag 97 Stimmen 

Minderheitsantrag II von Diego Bonato 47 Stimmen 

Minderheitsantrag III von Michael Biber 28 Stimmen 
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Ratspräsident Benno Scherrer: Damit hat der Kommissionsmehrheits-

antrag das absolute Mehr auf sich vereinigt. Das Cupverfahren ist be-

endet, die Zugänge können geöffnet werden.  

 

Abs. 2 

Minderheitsantrag Michael Biber, Diego Bonato, Hans-Peter Brun-

ner, Fabian Müller, Stefan Schmid, Erika Zahler, Christina Zurfluh 

Fraefel:  

Abs. 2 streichen.  

 

Abstimmung 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Michael 

Biber gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 100 : 75 

Stimmen (bei 0 Enthaltungen), dem Antrag der Kommission zuzu-

stimmen.  

 

Ratspräsident Benno Scherrer: Nun stellen wir den Minderheitsantrag 

I von Sonja Gehrig dem Resultat der vorangegangenen Abstimmungen 

gegenüber.  

 

Abstimmung II 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag I von Sonja 

Gehrig gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 93 : 81 

Stimmen (bei 1 Enthaltung), dem Antrag der Kommission zuzu-

stimmen.  

 

§ 6. b. Erfüllung von Zahlungspflichten 

 

Ratspräsident Benno Scherrer: Hier liegen neben dem Kommissions-

mehrheitsantrag der Minderheitsantrag I von Silva Rigoni und Mitun-

terzeichnenden sowie der Minderheitsantrag II von Diego Bonato und 

Mitunterzeichnenden vor. Da den Anträgen verschiedene Anforde-

rungskonzepte zugrunde liegen, werden wir in globo über die Absätze 

von Paragraf 6 abstimmen. Ich stelle in einem ersten Schritt den Kom-

missionsmehrheitsantrag und den Minderheitsantrag Bonato einander 

gegenüber und dann den obsiegenden Antrag dem Minderheitsantrag 

Rigoni. 

 

Minderheitsantrag I Silvia Rigoni, Urs Dietschi, Michèle Dünki-Bät-

tig, Sonja Gehrig, Karin Joss, Davide Loss (in Vertretung von Nicola 

Yuste), Sibylle Marti: 
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Abs. 1 streichen.  
1 Der massgebende Zeitraum für die Erfüllung der Zahlungsverpflich-

tungen nach dem Bundesrecht beginnt … 

Abs. 3 wird zu Abs. 2. 

 

Minderheitsantrag II Diego Bonato, Stefan Schmid, Erika Zahler, 

Christina Zurfluh Fraefel: 
2 … beginnt zehn Jahre vor Einreichung des Gesuchs ... 

 

Stefan Schmid (SVP, Niederglatt), Präsident der STGK: Bewerberinnen 

und Bewerber müssen wichtige öffentlich-rechtliche und privatrechtli-

che Zahlungsverpflichtungen erfüllen. So will es auch die Bundesge-

setzgebung. Massgeblich ist dabei der Zeitraum von fünf Jahren vor 

Gesuchseinreichung bis zum Abschluss des Verfahrens. Wir haben eine 

Minderheit I, bestehend aus Grünen, SP und GLP. Sie sieht in der kan-

tonalen Bestimmung eine unnötige Verschärfung gegenüber den Vor-

gaben des Bundes und will die kantonalen Bestimmungen bezüglich der 

Erfüllung von Zahlungsverpflichtungen in Absatz 1 streichen, sodass 

die Bundesregelung zur Anwendung kommt, die zusätzlich das Krite-

rium der mutwilligen Nichterfüllung aufstellt. Beispielsweise soll die 

unverschuldete Betreibung eines Ehegatten oder einer Ehegattin in So-

lidarhaftung kein Einbürgerungshindernis darstellen. Die STGK-

Mehrheit sowie die JI respektive der Antrag der Regierung wollen das 

geltende Recht, das bei der Beurteilung der Erfüllung von Zahlungsver-

pflichtungen auf Einträge im Betreibungsregister abstellt. Dazu ist zu 

erwähnen, dass sich dies in der Praxis bewährt hat. Es soll unverändert 

ins KBüG übernommen werden. Eine andere Minderheit, die Minder-

heit II, SVP, will den massgeblichen Zeitraum auf zehn Jahre auswei-

ten, um dem Nachweis bezüglich der finanziellen Eigenständigkeit und 

dem Selbsterhalt mehr Gewicht zu geben. FDP und EVP hatten gemäss 

Antrag des Regierungsrates votiert. In der Kommission fand im Gegen-

satz zu Paragrafen 5 und 20 keine Cupabstimmung statt, da es einmal 

um das Kriterium der Mutwilligkeit und einmal um den massgeblichen 

Zeitraum ging. Die Anträge wurden chronologisch je dem Antrag der 

Regierung gegenübergestellt.  

 

Silvia Rigoni (Grüne, Zürich): Mit dem Paragrafen 6 möchte die Regie-

rung die Hürden erhöhen und die Regelungen gegenüber dem Bundes-

gesetz verschärfen. Auf Bundesebene ist geregelt, dass, wer öffentlich-

rechtliche und privatrechtliche Verpflichtungen mutwillig nicht erfüllt, 
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auch die Voraussetzungen für eine Einbürgerung nicht erfüllt. «Mut-

willig» bedeutet, dass jemand selbstverschuldet und absichtlich seinen 

Verpflichtungen nicht nachkommt. Diese Regelung reicht dem Regie-

rungsrat nicht und er hat sie verschärft. Nun heisst es: Wer seine Zah-

lungsverpflichtungen in den letzten fünf Jahren nicht erfüllt hat, wird 

von der Einbürgerung ausgeschlossen. Mutwilligkeit wird nicht mehr 

erwähnt. Auf Nachfragen begründete man, es sei zu aufwendig, die 

Mutwilligkeit nachzuweisen, und deshalb unterscheide man lieber 

nicht. Man lässt dabei unter den Tisch fallen, dass in anderen Rechts-

bereichen, wie zum Beispiel beim AIG, beim Ausländerintegrationsge-

setz, das Kriterium «mutwillig oder nicht» relevant ist für die Entschei-

dungen für den Aufenthaltsstatus. Diese Unterscheidung ist sehr wohl 

möglich und schon lange praxistauglich. 

Diese Erhöhung der Hürden kann sich für Menschen, die eigentlich gut 

integriert sind und sich einbürgern lassen möchten, fatal auswirken. 

Dazu kann ich Ihnen zwei Beispiele geben: Die ausländische Ehefrau 

ist in Solidarhaftung mit ihrem Ehemann. Sie wird gemeinsam mit ih-

rem Mann betrieben für teure Möbel, die er gekauft, aber nicht bezahlt 

hat. Sie hatte, bis die Betreibungen kamen, nicht einmal Kenntnis da-

von, dass die Rechnungen noch offen sind. Sie ist nach langen Jahren 

Ehe in der Trennung und möchte sich einbürgern lassen. Dies wird ihr 

aber wegen der Betreibungen in den nächsten fünf Jahren verwehrt sein, 

obwohl hier keine Mutwilligkeit vorhanden ist. Oder der Inhaber eines 

Familienunternehmens: Nach einem riskanten Geschäftsentscheid gibt 

es Probleme mit der Liquidität und es kommt umgehend zu Betreibun-

gen. Die Krise ist dann bald überwunden und die Schulden sind zurück-

bezahlt. Trotzdem ist der Inhaber nun fünf Jahre, wenn es nach der SVP 

geht, sogar zehn Jahre für eine Einbürgerung gesperrt. Solche Hürden 

wollen wir nicht. Die Einhaltung der Zahlungsverpflichtungen ist nicht 

per se ein Zeichen für die Integration. Wenn es Hinweise auf Schwie-

rigkeiten gibt, wenn es Zweifel an der Willigkeit, seinen Verpflichtun-

gen nachzukommen, kann ohne unverhältnismässigen Aufwand abge-

klärt werden, ob eine Mutwilligkeit vorliegt oder nicht. Wer die Hürden 

für eine Einbürgerung so hoch ansetzt, muss auch bereit sein, ein faires 

Verfahren mit den nötigen Abklärungen zu gewährleisten.  

Bitte unterstützen Sie unseren Antrag für Streichung von Paragraf 6 

Absatz 1. Und den Minderheitsantrag der SVP, den massgeblichen 

Zeitraum von fünf auf zehn Jahre auszudehnen, lehnen wir selbstver-

ständlich ab.  
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Diego Bonato (SVP, Aesch): Wir sind hier bei einem weiteren Punkt, 

den die SVP kritisiert an diesem Bürgerrechtsgesetz. Zur Dauer der Er-

füllung von Zahlungsverpflichtungen für Ausländerinnen und Auslän-

der wurde im Jahre 2018 eine parlamentarische Initiative eingereicht, 

193/2018. Erstunterzeichner war Kantonsrat Stefan Schmid. Die PI 

wollte, dass das Betreibungsregister für den Zeitraum von zehn Jahren 

vor Einreichen des Gesuches keine Einträge über nicht bezahlte, betrie-

bene Forderungen aufweist. In der STGK haben wir dieses Anliegen 

analog eingebracht. Nun gilt es hier zu beachten, dass sich der GPV in 

der Vernehmlassung klar für eine Frist von zehn Jahren aussprach. Neh-

men wir dies ebenfalls zur Kenntnis. Die Regierung beachtet hier den 

GPV nicht, sie setzt sich über die GPV-Forderung hinweg. Wir von der 

SVP/EDU-Fraktion tun dies nicht. Wir stellen den Antrag, den Paragra-

fen 6 Absatz 2 abzuändern und den hier festgelegten Zeitraum von fünf 

Jahren auf zehn Jahre zu erhöhen. Und wie bereits in der dannzumali-

gen Debatte zur PI gesagt: Die SVP will, dass das Bürgerrecht nur Per-

sonen gewährt wird, die auch nachhaltig bewiesen haben, dass sie ihren 

finanziellen Verpflichtungen nachgekommen sind, ganz so wie es der 

GPV will. Und hier geht es nicht um Integration, hier geht es um finan-

zielle Selbstständigkeit. Und bitte sehr, andere Kantone kennen die 

Frist von zehn Jahren ohne Betreibungen vor dem Einbürgerungsge-

such sehr wohl, wie der Kanton Aargau zeigt; dies wurde in unserer 

Diskussion zur PI erwähnt. Tun wir es analog.  

 

Sibylle Marti (SP, Zürich): Das Bundesrecht sieht vor, dass ausländi-

sche Personen, die das Schweizer Bürgerrecht erlangen wollen, be-

stimmte Zahlungsverpflichtungen erfüllen müssen. Dazu gehören ins-

besondere die Bezahlung von Steuern, Mieten, Krankenkassenprämien, 

Bussen sowie von familienrechtlichen Unterhalts- und Unterstützungs-

beiträgen. Aus Sicht der SP genügen hier die Vorgaben des Bundes-

rechts. Diese sehen insbesondere vor, dass es sich um eine mutwillige 

Nichterfüllung der Zahlungsverpflichtungen handeln muss. Dieser 

Punkt ist der SP wichtig. Denn für uns spielt es eine Rolle, ob jemand 

aus nachvollziehbaren Gründen zu einem bestimmten Zeitpunkt 

schlicht nicht in der Lage war, bestimmten finanziellen Forderungen 

nachzukommen, oder ob jemand tatsächlich mutwillig, das heisst mit 

Absicht oder böswillig, den finanziellen Verpflichtungen nicht nach-

kam. Wir befürchten ähnlich wie die Grünen, dass insbesondere Frauen 

durch den geplanten Wegfall des Kriteriums der Mutwilligkeit schwer-

wiegende Einbürgerungshindernisse erfahren können, zum Beispiel 
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dann, wenn sie in Solidarhaftung für bestimmte Schulden ihres Ehe-

manns haften. Das wollen wir möglichst verhindern und das Kriterium 

der Mutwilligkeit könnte in solchen Fällen helfen. Aus diesem Grund 

unterstützen wir den Antrag der Grünen, der keine Verschärfung gegen-

über dem Bundesrecht vorsieht.  

Den Antrag der SVP auf eine Ausweitung des massgeblichen Betrach-

tungszeitraums zur Überprüfung der Zahlungsverpflichtungen lehnen 

wir klar ab. Fünf Jahre genügen vollkommen. Zehn Jahre sind nicht nur 

aus Sicht der einbürgerungswilligen Person unverhältnismässig lang, 

sondern würde in der Umsetzung auch zu einem unverhältnismässigen 

Aufwand der überprüfenden Behörden führen.  

 

Fabian Müller (FDP, Rüschlikon): Die Minderheitsanträge zu Paragraf 

6 zeigen eindrücklich auf, wie man einen durchaus ausgewogenen Pas-

sus ideologisch aufladen und mal von rechter und mal von linker Seite 

verschlimmbessern könnte, wenn der Rat dies denn so beschlösse. In 

keinem der beiden Fälle käme etwas besonders Sachdienliches heraus, 

wir bitten Sie darum, beide Anträge abzulehnen.  

Worum geht es? Im ersten Fall verlangen SP, Grüne und Grünliberale 

die Streichung von Absatz 1, der nichts anderes besagt, als dass Bewer-

berinnen und Bewerber wichtige öffentlich-rechtliche und privatrecht-

liche Zahlungsverpflichtungen auch wirklich erfüllen müssen. Es steht 

also beileibe nichts besonders Verwegenes in diesem ersten Absatz, 

trotzdem soll er weg, weil den Linken und Grünen schon diese Selbst-

verständlichkeit, dass man seine Rechnungen in jedem Fall zahlen 

muss, wenn man sich einbürgern lassen will, irgendwie zu weit geht. 

Der Passus muss weg, damit aus einer klaren und allgemein nachvoll-

ziehbaren und verständlichen Bedingung etwas Unbestimmtes wird, 

das sich aushandeln und nicht in jedem Fall einfordern lässt. Absatz 1 

muss weg, damit die Erfüllung der Zwangsverpflichtung auf die Bür-

gerrechtsverordnung des Bundes verweist, die mit dem Wörtchen 

«mutwillig» eine ganz andere Dimension eröffnet; eine Dimension 

nämlich, wo es nicht mehr nur darauf ankommt, ob Rechnungen tat-

sächlich beglichen werden oder eben nicht, sondern zusätzlich die Ab-

sicht, das innere Motiv, eine Art Beleg für ein böswilliges Verhalten 

eine Rolle spielt, so à la: «Ich komme meinen Verpflichtungen zwar 

nicht nach, aber schuld daran bin ich trotzdem nicht.» Für das Verfah-

ren hiesse dies, dass im Vollzug eine Art Motivforschung betrieben 

werden müsste. Die säumige Bewerberin oder der klamme Bewerber 

könnte also eine Art einzelfallgerechte Beurteilung verlangen und da-
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hingehend argumentieren, dass die Versäumnisse nicht mutwillig ge-

schahen, sondern vielleicht dem Ehepartner oder sonst irgendjemandem 

geschuldet sind. Man kann sich also vorstellen, wie praktikabel und 

vollzugstauglich eine solche Motivforschung wäre. Abgesehen davon, 

dass auch im Regierungsratsentwurf ein gewisses Ermessen bereits vor-

gesehen ist, indem nämlich explizit wichtige Zahlungsverpflichtungen 

erfüllt werden müssen, man sich also durchaus darüber unterhalten 

kann, was jetzt wirklich als relevant beziehungsweise wichtig herange-

zogen wird oder ob man über ein kleines Versäumnis auch mal hinweg-

schauen kann. Es ist unter diesen Prämissen also nicht zu viel verlangt, 

von den Bewerberinnen und Bewerbern einzufordern, dass sie ihre 

Rechnungen schlicht und einfach bezahlen. Und die allermeisten tun 

dies übrigens auch, sie haben eine intakte Zahlungsmoral, und es dürfte 

gerade auch bei vielen von ihnen zu Kopfschütteln führen, wenn man 

im Verfahren auch noch die Motive der Versäumnisse einbringen und 

beurteilen lassen kann. Es gibt keinen Grund, den ersten Absatz zu strei-

chen. Zusätzliche Hintertürchen, die unverhältnismässigen Abklä-

rungsbedarf und Feilschereien hervorrufen, braucht es nicht. Bitte leh-

nen Sie diesen Minderheitsantrag ab.  

Ablehnung empfehlen wir auch für den zweiten Minderheitsantrag. 

Zehn Jahre sind völlig unverhältnismässig. Und eine Goldmedaille für 

vernünftige Rechtsetzung kriegen Sie mit einer solchen übertriebenen 

Forderung sicher nicht, sehr geehrter Herr Kollege Bonato.  

 

Sonja Gehrig (GLP, Urdorf): Die Grünliberalen unterstützen den Min-

derheitsantrag I der Grünen. Das Erfüllen von Zahlungsverpflichtungen 

als Einbürgerungsvoraussetzung steht da noch nicht zur Diskussion, das 

gilt weiterhin und soll es auch weiterhin geben. Dies wird bereits im 

Bundesrecht geregelt und ist auch der Grund, weshalb wir das so unter-

stützen. Denn wir sind der Meinung, dass wir Absatz 1 und 2 schlanker 

formulieren können, dies eben in Anlehnung an das Bundesrecht. Dort 

ist schliesslich auch das Kriterium der Mutwilligkeit bereits ausrei-

chend formuliert und definiert. Den Minderheitsantrag der SVP, eine 

Verdoppelung der Frist für Zahlungsverpflichtungen, wie Betreibungen 

oder Sozialhilfebezug, auf zehn Jahre, lehnen die Grünliberalen ab. Für 

uns Grünliberale ist ein Zeitraum von fünf Jahren ausreichend, um zu 

zeigen, dass die Finanzen in Ordnung sind. Zudem passen die fünf Jahre 

auch mit anderen Fristen zusammen. Eine längere Frist wäre administ-

rativ, wenn überhaupt, nur mühsam zu bewerkstelligen. Stellen Sie sich 

vor, man müsste zum Beispiel bei Betreibungen präventiv abklären, ob 

die Person Ausländerin oder Ausländer ist, nur um zu verhindern, dass 
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die Einträge nach fünf Jahren gelöscht werden, für den Fall, dass die 

Person später einmal eine Einbürgerung beantragen würde. Sorry, aber 

diesen administrativen Mehraufwand können wir uns definitiv sparen.  

 

Abstimmung I 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag II von Diego 

Bonato gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 125 : 47 

Stimmen (bei 0 Enthaltungen), dem Antrag der Kommission zuzu-

stimmen.  

 

Abstimmung II 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag I von Silvia 

Rigoni gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 87 : 84 

Stimmen (bei 0 Enthaltungen), dem Minderheitsantrag I zuzustim-

men. 

 

(Im Verlauf der Sitzungen wird der Kantonsrat Rückkommen und Wie-

derholung der beiden Abstimmungen beschliessen.) 

 

§ 7. c. Beachtung der Strafrechtsordnung  

 

Minderheitsantrag (in Verbindung mit §§ 8 und 9) Sibylle Marti, Urs 

Dietschi, Michèle Dünki-Bättig, Davide Loss (in Vertretung von 

Nicola Yuste), Silvia Rigoni: 

§ 7 streichen.  

 

Sibylle Marti (SP, Zürich): Es gibt noch etwas Verwirrung bezüglich 

der letzten Abstimmung. Wir werden diese Verwirrung vermutlich 

noch klären.  

Jetzt sind wir offensichtlich bei Paragraf 7: Die SP lehnt die in diesem 

Paragrafen vorgesehene neue Hürde für einbürgerungswillige Jugend-

liche ab. Es gibt keinen Grund, im kantonalen Gesetz hier restriktivere 

Bestimmungen einzuführen als im Bundesrecht vorgesehen. Mit dem 

Bundesrecht besteht bereits ein genügendes Einbürgerungshindernis. 

Alle ausländischen Personen, auch Jugendliche, die straffällig gewor-

den und aufgrund dessen im Strafregister vermerkt sind, können sich in 

den meisten Fällen zehn Jahre lang nicht einbürgern lassen. Die Ein-

führung einer Einbürgerungshürde für straffällig gewordene Jugendli-

che ohne Strafregistereintrag, wie sie die Vorlage des Regierungsrates 

vorsieht, wäre in der Schweiz ein Unikum und ist angesichts der Ziele 
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des Jugendstrafrechts, Erziehung statt Pönalisierung, nicht zweckmäs-

sig. Ich bitte Sie, unseren Antrag auf Streichung von Paragraf 7 zu un-

terstützen. Besten Dank.  

 

Diego Bonato (SVP, Aesch): Die Einhaltung unserer Strafrechtsord-

nung ist ein ganz wesentlicher Aspekt bei der Gewährung des Schwei-

zer Bürgerrechts. Das Bundesgesetz gibt hier den Mindestrahmen be-

reits vor. Das eidgenössische Bürgerrechtsgesetz schreibt die Prüfung 

des Strafregisterinformationssystems VOSTRA des Bundes vor. Die 

Mindestdauer für einen Strafregistereintrag beträgt zehn Jahre, ohne 

hier weiter ins Detail zu gehen. Bei Jugendlichen werden nun aber die 

sogenannten Verbrechen und Vergehen aus dem Jugendstrafrecht nicht 

im VOSTRA erfasst, diese bleiben kantonal registriert. Es macht abso-

lut Sinn, bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen diese kantonalen 

Strafen aus dem Jugendstrafrecht zusätzlich zu ermitteln. Bewerberin-

nen oder Bewerber gelten nach dem Bundesrecht als nicht erfolgreich 

integriert, wenn sie Verbrechen und Vergehen begangen haben, das er-

scheint mehr als nur logisch. Das muss selbstverständlich auch für Ju-

gendliche und junge Erwachsene gelten. Es ist ganz klar, der Paragraf 

7 zur Beachtung der Strafrechtsordnung macht viel Sinn. Die 

SVP/EDU-Fraktion lehnt die Streichung ab.  

 

Fabian Müller (FDP, Rüschlikon): Auch hier stört sich die Linke an 

einer Regelung, die eigentlich nur für einen kleinen und ganz spezifi-

schen Teil der Einbürgerungswilligen relevant ist. Man macht sich auch 

hier stark für eine Nische, also eher für wenige statt für viele, nach den 

säumigen Schuldnern nun also die straffälligen Jugendlichen. Und auch 

hier dürfte das Gros der Bewerberinnen und Bewerber – die meisten 

sind nämlich unbescholten – wie wir nicht verstehen, weshalb die re-

gierungsrätliche Vorlage an dieser Stelle und für diese ganz spezielle 

Population aufgeweicht werden soll. Klar ist gemäss Bundesrecht und 

vermutlich auch gemäss dem Rechtsempfinden der allermeisten – mit 

oder ohne Migrationshintergrund: Eine Bewerberin oder ein Bewerber 

gilt als nicht erfolgreich integriert, wenn sie oder er straffällig geworden 

ist. Im Verfahren lässt sich dies bei Erwachsenen auch relativ einfach 

feststellen, ob dies der Fall ist oder nicht, ein Eintrag im Strafregister 

zeigt dies nämlich an. Ist ein solcher vorhanden, besteht ein Einbürge-

rungshindernis. Bei Jugendlichen ist die Sache komplizierter. Hier fehlt 

eine zuverlässige Grundlage, um die Beachtung der Strafrechtsordnung 

überhaupt seriös beurteilen zu können, ganz einfach deshalb, weil die 

allermeisten Taten von Jugendlichen nicht ins Strafregister eingetragen 



56 

werden. Dazu gehören Vergehen wie etwas Körperverletzung, Sachbe-

schädigung, Nötigung, unter Umständen aber auch Raub und sogar 

schwere Gewaltverbrechen, die somit bei Streichung von Paragraf 7 

auch kein Einbürgerungshindernis mehr darstellen würden. Das wäre 

natürlich stossend und ein Schlag ins Gesicht all jener gut integrierten 

Ausländerinnen und Ausländer, die sich an unsere Rechtsordnung hal-

ten und sich ernsthaft um die Einbürgerung bemühen. Und es wäre auch 

entwürdigend für unsere Institutionen, wenn quasi am Tag eins nach 

einer Verurteilung die Einbürgerung möglich wäre, weil die Wartefris-

ten wegfielen. Wie verstörend dies auch für die Opfer von Gewaltver-

brechen wäre, dies mitanzusehen, kann man sich nur ausdenken.  

Wir empfehlen, den Vorschlag des Regierungsrates zu unterstützen. Er 

ist ausgewogen und orientiert sich auch bei Jugendlichen an der 

Schwere der Tat mit vorgesehenen Wartefristen von zwei bis fünf Jah-

ren. Lehnen Sie den Minderheitsantrag der Linken und Grünen ab.  

 

Sonja Gehrig (GLP, Urdorf): Die Grünliberalen unterstützen den An-

trag von SP und Grünen nicht. Wir finden es richtig, dass nur Personen 

ohne Einträge ins Strafregister gemäss Bundesrecht eingebürgert wer-

den sollen. Oder analog dazu sollen nur Jugendliche zur Einbürgerung 

zugelassen werden, wenn sie in den letzten fünf Jahren nicht wegen ei-

nes Verbrechens oder in den letzten zwei Jahren nicht wegen eines Ver-

gehens verurteilt worden sind. Ein Verbrechen bedeutet einen Eintrag 

ins Strafregister. Ein Vergehen wäre zum Beispiel ein einfacher Laden-

diebstahl oder eine Busse beispielsweise wegen Cannabis-Besitzes. 

Kurz: Es kann uns nicht egal sein, ob Einbürgerungswillige Vorstrafen 

oder Anklagen wegen Verbrechen haben oder nicht. Eine Streichung 

des Paragrafen 7 sehen wir weder als zweckmässig noch als verhältnis-

mässig an. Wir würden unserem Kanton einen Bärendienst erweisen. 

Umgekehrt gilt: Dank der verlangten Straffreiheit gibt es einen Anreiz 

für gutes Benehmen. Dies wiederum ist ein zentraler Pfeiler unseres 

Werteverständnisses, fördert den integrativen Grundsatz und gehört 

deshalb ins Gesetz.  

 

Silvia Rigoni (Grüne, Zürich): Straftaten von Jugendlichen werden nur 

im Strafregister VOSTRA verzeichnet, wenn sie schwer sind oder auch 

beträchtliche Sanktionen mit sich ziehen. Ein Gericht kommt bei Ju-

gendlichen und jungen Erwachsenen oft zum Schluss, dass nicht die 

Bestrafung, sondern Schutz und Erziehung im Zentrum stehen, daher 

sind viele Straftaten von Jugendlichen im VOSTRA nicht zu finden. 
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Mord, Vergewaltigung oder Mitgliedschaft in einer terroristischen Or-

ganisation sind aber Taten, die auch bei Jugendlichen im VOSTRA ein-

getragen beziehungsweise vom Bund erfasst werden. Diese Taten ste-

hen einer zeitnahen Einbürgerung im Weg, das regelt der Bund bereits 

so. Mit der Vorlage der Regierung sollen nun zusätzlich Verurteilungen 

nach Jugendstrafrecht berücksichtigt werden. Die Jugendlichen müssen 

nun bei Vergehen zwei, bei Verbrechen fünf Jahre warten, bis sie ein 

Einbürgerungsgesuch stellen können. Die Jugendjahre sind eine sehr 

dynamische Lebensphase, und man kann mit den richtigen Interventio-

nen viel bewirken. Aber das gilt halt auch für die falschen Interventio-

nen. Straftaten wird im Jugendrecht mit verschiedenen Massnahmen 

begegnet: Busse, Aufsicht, persönliche Betreuung oder das Erbringen 

einer persönlichen Leistung. Integrierende Massnahmen werden gegen-

über den Strafen klar bevorzugt. Wir wissen, dass die Einbürgerung ein 

Katalysator der Integration ist. Daher ist es folgerichtig, Jugendliche, 

welche nach dem Jugendstrafrecht verurteilt worden sind, nicht strafes-

halber auf eine Einbürgerung warten zu lassen. vielmehr müssen wir 

alles dafür tun, dass sie ihren Platz in unserer Gesellschaft finden, und 

sie in ihrer Integration unterstützen.  

Wir unterstützen den Antrag der SP, den Paragrafen 7 zu streichen.  

 

Abstimmung 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Sibylle 

Marti gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 112 : 51 

Stimmen (bei 2 Enthaltungen), dem Antrag der Kommission zuzu-

stimmen.  

 

Rückkommensantrag 

 

Michael Biber (FDP, Bachenbülach): Im Sinne der Sache und nicht 

aufgrund des Verhaltens der FDP  

 

beantrage ich Rückkommen, um die Abstimmung zu  

Paragraf 6 zu wiederholen.  

 

Sie werden sehen, weshalb (Heiterkeit). Besten Dank.  

 

Ratspräsident Benno Scherrer: Es ist ein Rückkommensantrag zur Ab-

stimmung über Paragraf 6 eingegangen. Für ein Rückkommen braucht 

es mindestens 20 Stimmen.  
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Abstimmung 

Für den Rückkommensantrag stimmen 106 Ratsmitglieder. Damit 

ist Rückkommen beschlossen.  

 

Wiederholung der Abstimmungen über § 6 

 

Abstimmung I 

Der Kommissionsantrage wird dem Minderheitsantrag II von 

Diego Bonato gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 

125 : 48 Stimmen (bei 1 Enthaltung), dem Antrag der Kommission 

zuzustimmen.  

 

Abstimmung II 

Der Kommissionsantrage wird dem Minderheitsantrag I von Silvia 

Rigoni gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 93 : 80 

Stimmen (bei 1 Enthaltung), dem Antrag der Kommission zuzu-

stimmen.  

 

§ 8. d. Deutschkenntnisse 

 

Minderheit Diego Bonato, Michael Biber, Hans-Peter Brunner, Fa-

bian Müller, Stefan Schmid, Erika Zahler, Christina Zurfluh Frae-

fel: 

§ 8. 1 Bewerberinnen und Bewerber müssen mündliche Deutschkennt-

nisse mindestens auf dem Referenzniveau B2 und schriftliche Deutsch-

kenntnisse mindestens auf dem Referenzniveau B1 des in Europa allge-

mein anerkannten Referenzrahmens für Sprachen nachweisen. 

 

Diego Bonato (SVP, Aesch): Wir sind bei den Deutschkenntnissen, ein 

weiterer Punkt, den die SVP an diesem Gesetz kritisiert. Zu den Anfor-

derungen der Deutschkenntnisse für Ausländerinnen und Ausländer 

wurde im Jahr 2018 eine parlamentarische Initiative eingereicht, 

193/2018, Erstunterzeichner war SVP-Kantonsrat Ulrich Pfister. Die PI 

wollte, das die Bewerberinnen und Bewerber einerseits bei den münd-

lichen Sprachkompetenzen mindestens auf dem Referenzniveau B2 und 

andererseits bei den schriftlichen Sprachkompetenzen mindestens auf 

dem Referenzniveau B1 des in Europa allgemein anerkannten Refe-

renzrahmens für Sprachen einen Nachweis erbringen. In der STGK ha-

ben wir dieses Anliegen analog eingebracht. Die sprachliche Verstän-

digung in Deutsch ist der Schlüssel zur erfolgreichen Integration. Die 

Sprache prägt ganz entscheidend die Identifikation mit dem eigenen 
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Land beziehungsweise mit dem Kanton. Was glauben Sie, wieso gibt 

es seit Jahrhunderten etwa Italien oder Frankreich oder Deutschland? 

Die Sprache verbindet unmittelbar. Wir haben in der Schweiz bekannt-

lich gleich vier Landessprachen und diese prägen ausdrücklich unsere 

Regionen und unseren Stolz, von dort zu stammen; davon ist die SVP 

überzeugt. Nun übernimmt die Regierung bei den Sprachkenntnissen 

die Minimalanforderung des Bundes. Dieser Minimalismus zieht sich 

unsäglich durch alle wichtigen Bereiche des kantonalen Bürgerrechts, 

wir wissen es. Wir von der SVP/EDU-Fraktion stellen den Antrag, den 

Paragrafen 8 Absatz 1 abzuändern und die erwähnten Referenzniveaus 

weg vom Minimum des Bundes hinauf auf das erklärte Referenzniveau 

B2 mündlich beziehungsweise B1 schriftlich anzuheben. Insbesondere 

das Referenzniveau B2 bei den mündlichen Sprachkompetenzen er-

laubt eine spontane und fliessende Verständigung, schauen Sie nach in 

diesem europäischen Referenzrahmen. Eine einfache Diskussion muss 

möglich sein. Und das hat nicht das Niveau von Akademikern oder Stu-

dierten, wie von der EVP kurz vorher durch Walter Meier insinuiert. In 

der Schweiz, im Kanton Zürich und in unseren Gemeinden braucht es 

ein gutes Gespräch über Wahlen und Sachabstimmungen. Es ist für die 

SVP ganz klar: Nur einfache Alltagsgespräche führen zu können – das 

ist das mündliche Niveau B1 –, genügt nicht, um sich in unseren teil-

weise komplexen Themen zurechtzufinden. Es darf nicht sein, wie in 

der Vergangenheit immer mal wieder vorgekommen, dass man bei Be-

hördenkontakten einen Dolmetscher beiziehen muss; dies bei bereits 

Eingebürgerten. Diese Groteske gilt es zu vermeiden. Wir verlangen 

nicht, dass das Sprachniveau so hoch ist wie bei Personen, bei denen 

Deutsch die Muttersprache ist, nein, aber wir wollen eine Diskussion 

mit den Eingebürgerten führen können und nicht nur, dass sie den All-

tag bewältigen können.  

 

Sibylle Marti (SP, Zürich): Die Festsetzung der Sprachanforderungen 

für Einbürgerungen ist einer der Kernpunkte dieser Vorlage. Die SP 

lehnt eine Erhöhung des geforderten Sprachniveaus auf B2 mündlich 

und B1 schriftlich, wie dies der Antrag der SVP fordert, klar ab. Eine 

solche Erhöhung wäre aus mehreren Gründen nicht zielführend: Erstens 

sind die Anforderungen B1 mündlich und A2 schriftlich im Kanton Zü-

rich bereits seit dem 1. Januar 2015 geltendes Recht und haben sich 

bewährt. Sie orientieren sich an den geltenden Sprachanforderungen 

des Bundes und der grossen Mehrheit der Kantone. Der Kanton Zürich 

hat bei der Ausarbeitung von Sprachtests für Einbürgerungen eine Pio-
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nierrolle eingenommen. Viele andere Kantone haben den Zürcher Vor-

schlag inzwischen übernommen. Es gibt also absolut keinen Grund, an 

dieser bewährten Praxis etwas zu ändern. Zweitens müssen die Sprach-

anforderungen verhältnismässig sein. Wir können von einbürgerungs-

willigen Personen nicht verlangen, dass sie viel besser Deutsch können 

müssen als der Durchschnitt der Bevölkerung. Es gibt aus Deutschland 

Studien zu den Sprachkenntnissen der Gesamtbevölkerung, die besa-

gen, dass nur 60 Prozent bei der deutschen Sprache ein Niveau B1 er-

reichen, und es ist davon auszugehen, dass dieser Schnitt in der Schwei-

zer Gesamtbevölkerung nicht wesentlich höher liegen dürfte.  

Und noch etwas Weiteres ist wichtig: Der SVP geht es mit ihrem Antrag 

ja vor allem darum, die Hürden für die Einbürgerung für Personen aus 

bestimmten Ländern zu erhöhen, von denen sie annehmen, dass sie 

Mühe hätten, das Niveau B2 beziehungsweise B1 zu erreichen. Dieses 

Sprachniveau nicht erreichen dürften vermutlich auch viele der soge-

nannten Fachkräfte beziehungsweise Expats, die für unsere Wirtschaft 

als unentbehrlich gelten, aber primär Englisch sprechen. Aus all diesen 

Gründen lehnen wir den Antrag der SVP entschieden ab und bitten Sie, 

dies auch zu tun.  

 

Fabian Müller (FDP, Rüschlikon): Sie haben ja gesehen, wir bemühen 

uns um eine ausgewogene Vorlage und orientieren uns in weiten Teilen 

am Status quo und auch am Vorschlag des Regierungsrates. Wenn wir 

hier nun doch eine punktuelle Verschärfung zur Diskussion stellen, 

dann aufgrund der Erfahrung und der Überzeugung, dass das gute Be-

herrschen der deutschen Sprache in unserem Kanton eben doch eine 

äusserst wichtige Schlüsselkompetenz für eine erfolgreiche Integration 

darstellt, und vor allem, dass es ein noch höheres Niveau braucht, um 

überhaupt eine Chance zu haben, an der direkten Demokratie sinnvoll 

zu partizipieren und mit den Institutionen aufgeklärt zu interagieren. 

Und hier stellen wir schon fest, es gibt noch Luft nach oben oder eben 

«there is room for improvement» für diejenigen, die es auf Deutsch 

nicht verstanden haben. Und genau dies ist der Punkt: Für die Alltags-

kommunikation, wenn es etwa darum geht, sich mit Arbeitskolleginnen 

und -kollegen zu verständigen oder mit den Lehrpersonen des Kindes 

zu sprechen, mag ein mündliches B1 ausreichen. Und auch mit einem 

A2 schriftlich kommt man durch, wenn es etwa darum geht, einfache 

WhatsApp oder andere Kurznachrichten zu verschicken, das ist gar 

keine Frage und verdient auch Respekt insbesondere für all jene Perso-

nen, die keine besondere Nähe zur Bildung haben und trotzdem innert 

angemessener Zeit im Alltag gut auf Deutsch zurechtkommen. In der 
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Praxis wundert man sich dann aber trotzdem, dass bereits diese Mini-

malanforderungen bei eingebürgerten Schweizerinnen und Schweizern 

nicht immer erfüllt sind. Der wohl wichtigste Unterschied zwischen ei-

ner C-Niederlassung und dem Bürgerrecht liegt allerdings gar nicht so 

sehr in der Alltagswelt – die ist für Niedergelassene und Eingebürgerte 

recht ähnlich –, sondern im Stimmrecht und im aktiven und passiven 

Wahlrecht. Und es ist halt gleichzeitig Fluch und Segen der direkten 

Demokratie – mehr Segen als Fluch alles in allem –, dass wir regelmäs-

sig zur Urne gerufen werden und uns halt auch um komplexe Sachge-

schäfte kümmern müssen, mündlich übrigens genauso wie schriftlich, 

wenn wir beispielsweise an politische Weisungen denken. Und da kann 

man sich schon fragen, ob zum Beispiel ein A2 schriftlich ausreicht, um 

diese Fragestellungen, sei es auch nur annähernd – ich sage nicht abzu-

handeln, aber wenigstens – zu verstehen. Denn bei A2 geht es darum, 

Sätze und häufig gebrauchte Ausdrücke zu verstehen, die mit Bereichen 

von ganz unmittelbarer Bedeutung zusammenhängen, wie zum Beispiel 

Informationen zu Person, Familie, Einkaufen, Arbeit, Geld, Krankheit, 

nähere Umgebung und so weiter und so fort. Es geht um das Verständ-

nis elementarer Dinge, um einfache, routinemässige Situationen, in de-

nen es um einen direkten Austausch von Informationen für vertraute 

und geläufige Dinge geht, wie der europäische Referenzrahmen selber 

angibt. Wenn wir nun an die Vorlagen denken, die uns die direkte De-

mokratie immer wieder zumutet, sind wir doch Lichtjahre von diesen 

Anforderungen entfernt, und zwar ganz unabhängig davon, ob das uns 

passt oder nicht. Näher ist da der Beschrieb von B2, wo es darum geht 

– ich zitiere wieder sinngemäss –, Hauptinhalte auch komplexer Texte 

auch zu abstrakten Themen zu verstehen oder einen Standpunkt zu einer 

aktuellen Frage zu erläutern und Vor- und Nachteile verschiedener 

Möglichkeiten angeben zu können. Das scheint zum Verständnis einer 

Weisung, aber auch sonst im Kontakt mit den Institutionen nötig zu 

sein, und in diesem Punkt sind die Bundesvorgaben definitiv zu tief. 

Um dies beurteilen zu können, bleiben wir am liebsten ganz nahe an der 

Quelle mit den Definitionen, die der europäische Referenzrahmen sel-

ber angibt, und lassen uns nicht von einzelnen Studien weismachen, 

dass wir ja im Prinzip alle mit massiven Sprachdefiziten unterwegs sind 

und auch als Muttersprachlerinnen und Muttersprachler nur mit Mühe 

und Not über ein B1 hinauskämen. Das wäre dann wirklich eine kultur-

pessimistische Bankrotterklärung, vermutlich ist es aber ganz einfach 

eine Sage oder eine optische Täuschung. Sicher ist hingegen: Sprache 

ist der Schlüssel zur Integration und Sprache ist auch der Schlüssel zur 
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direkten Demokratie. Wir bitten Sie deshalb um Unterstützung dieses 

Antrags.  

 

Sonja Gehrig (GLP, Urdorf): Der Mensch ist ein kommunikatives We-

sen, entsprechend wichtig ist die Sprache in unserem Alltag. Und Spra-

che ist meistens ein wichtiger, wenn nicht gar der wichtigste Schlüssel 

für die Integration. Integration bedeutet nichts anderes als die Fähigkeit, 

im Alltag teilzunehmen. Sprachkenntnisse sind gleichzeitig eine Vo-

raussetzung wie auch ein Katalysator für eine erfolgreiche Integration. 

Es ist daher korrekt und sinnvoll, bei Einbürgerungswilligen zu prüfen, 

wie es um die sprachliche Kompetenz steht. Und der Politik kommt die 

wichtige Aufgabe zu, die Sprachanforderungen für die Einbürgerung zu 

definieren. Wir sollten dabei die Messlatte angemessen hoch, aber nicht 

zu hoch setzen. Wir sollten das mit Augenmass tun. Um es vorwegzu-

nehmen, die Grünliberalen unterstützen weder eine Verschärfung noch 

eine Abschwächung der vom Bund vorausgesetzten und bewährten 

Sprachkenntnisse.  

Zum einen finden wir es richtig und wichtig, dass Einbürgerungswillige 

im Kanton Zürich Deutsch und nicht irgendeine andere Landessprache 

sprechen und schreiben können. Schliesslich müssen sie ein Brot in der 

Bäckerei auf Deutsch und nicht auf Italienisch bestellen, und die Ab-

stimmungsunterlagen erscheinen ebenfalls auf Deutsch und nicht auf 

Französisch. Kenntnisse einer Landessprache anstelle von Deutsch-

kenntnissen sind für uns deshalb nicht ausreichend, dies insbesondere 

auch mit Blick auf die Integration und Integrationsfähigkeit. Für das 

Argument einer Verschärfung der Voraussetzungen bei den Sprach-

kenntnissen vom Niveau A2 schriftlich und B1 mündlich auf B1 schrift-

lich und B2 mündlich, wie von der rechten Ratsseite gefordert, haben 

wir Verständnis. Eine solche Verschärfung greift aber zu kurz und ist 

realitätsfremd. Es geht bei der Einbürgerung um die Eingliederung in 

den Alltag, nicht um die Ausbildung zum Journalisten. Wir sehen die 

aktuellen Voraussetzungen als massvoll an. Das heute gültige Niveau 

entspricht etwa den Fremdsprachenkenntnissen nach einem Sek-Ab-

schluss. Das von rechts geforderte Niveau entspräche den Französisch-

kenntnissen bei der Matura. Und was für einen Teil der Schweizer Be-

völkerung zu schwierig zu erreichen ist und auch nie erreicht werden 

könnte, dürfen wir auch nicht von Ausländerinnen und Ausländern ver-

langen, die sich einbürgern lassen möchten. Mit dem Niveau der aktu-

ellen Sprachtests können sich Einbürgerungswillige im Alltag durch-

schlagen und zum Beispiel Elterngespräche an der Schule oder Behör-
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denverkehr verfolgen. Verschärfte Anforderung mit B2 würde bedeu-

ten, dass gemäss den Anforderungen der Sprachtests komplexe Texte 

zu konkreten und abstrakten Themen wie auch Fachdiskussionen ver-

standen werden. Das ist schon etwas hochgegriffen. Deshalb gilt: Blei-

ben wir bei Bewährtem und bleiben wir vor allem realistisch. Fordern 

wir aber die verlangten Niveaus A2 und B1 auch konsequent ein! Ich 

denke, allein nur durch das Einfordern, wird es in der Praxis eine Ver-

schärfung geben, aber nicht auf dem Papier. Die Grünliberalen lehnen 

aus diesen Gründen eine Verschärfung der Sprachkompetenzen, wie 

von rechts gefordert, ab. Besten Dank.  

 

Silvia Rigoni (Grüne, Zürich): Das ist ein weiterer Versuch, die Krite-

rien zu verschärfen und die Hürden zu erhöhen, was wir selbstverständ-

lich ablehnen. Die Erhöhung auf B1 schriftlich und B2 mündlich ist 

nicht verhältnismässig und wird zahlreiche Menschen von der Einbür-

gerung ausschliessen. Zu bemerken ist, dass in der Regel ja nicht einmal 

Schweizerinnen und Schweizer mit einem Volksschulabschluss dieses 

Niveau erreichen. Auch wenn das nicht dem Bild der FDP entspricht, 

auch viele Muttersprachlerinnen und Muttersprachler verstehen zum 

Beispiel eine Weisung nicht, auch einige verstehen ein Abstimmungs-

büchlein nicht. Da gibt es immer wieder verschiedene Aufforderungen, 

sei es aus politischen oder fachlichen Kreisen, an die Politik, an die 

Verwaltung, sich doch einer einfacheren Sprache zu bedienen, damit 

auch die Mehrheit oder möglichst alle Menschen in der Bevölkerung 

die Chance haben, zu verstehen, was da geschrieben kommt. Bildungs-

ferne Ausländerinnen und Ausländer werden also, wenn diese Rege-

lung angenommen wird, trotz sehr guter Integration an den hohen An-

forderungen scheitern. Es wird sich besonders nachteilig auf die Frauen 

auswirken, welche in gewissen Herkunftsländern ja nur wenig Schule 

besuchen konnten. Und wer keinen guten Schulsack aus dem Her-

kunftsland mitbringt, kann dieses Niveau von Deutschkenntnissen nur 

in absoluten Ausnahmefällen erreichen. Der faktische Ausschluss von 

ganzen Personengruppen mit einer tiefen Bildung kommt für uns nicht 

infrage und daher lehnen wir diesen Minderheitsantrag ab.  

 

Diego Bonato (SVP, Aesch) spricht zum zweiten Mal: Kennen Sie die 

Abkürzung «DaZ» in der Primarschule, Deutsch als Zweitsprache, ein 

Stützunterricht für Kinder, die kaum deutsch sprechen? Nun gibt es Ge-

meinden, in denen die DaZ-Quote höher ist als die Ausländerquote. 

Schauen Sie nach in der Statistik der Bildungsdirektion, die wird ver-

öffentlicht. Das zeigt auf, dass es eingebürgerte Schweizerinnen und 
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Schweizer gibt, die es fertigbringen, dass ihre Kinder nicht deutsch 

sprechen. Das ist insbesondere in links-grünen Hochburgen feststellbar. 

Das Bundesgesetz schreibt aber vor, dass Familien, die eingebürgert 

werden, die Pflicht haben, ihre Kinder so zu erziehen und so zu befähi-

gen, dass sie deutsch sprechen können. Dies wird offensichtlich ver-

letzt. Die Sprachkenntnisse sind unbedingt zu steigern.  

 

Abstimmung 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Diego 

Bonato gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 96 : 74 

Stimmen (bei 0 Enthaltungen), dem Antrag der Kommission zuzu-

stimmen.  

 

§ 9. e. Grundkenntnisse 

 

Keine Bemerkungen; genehmigt. 

 

§ 10. Verfahren 

a. Gesuch 

 

Minderheitsantrag Sibylle Marti, Urs Dietschi, Michèle Dünki-Bät-

tig, Davide Loss (in Vertretung von Nicola Yuste), Silvia Rigoni:  

Abs. 2 streichen. 

Abs. 3 wird zu Abs. 2. 

 

Sibylle Marti (SP, Zürich): Die SP steht Kostenvorschüssen grundsätz-

lich äusserst kritisch gegenüber. Wir lehnen Kostenvorschüsse insbe-

sondere deshalb ab, weil sie, wie auch Gebühren, im Kern unsozial sind. 

Sie belasten Personen mit wenig Geld stärker als Leute mit viel Geld. 

Der als Kostenvorschuss geleistete Betrag steht während der Dauer des 

Verfahrens nicht zur Verfügung. Ausserdem wirken Kostenvorschüsse 

abschreckend und können einbürgerungswillige Personen davon abhal-

ten, überhaupt ein Gesuch zu stellen, auch wenn sie sehr gute Aussich-

ten auf Erfolg hätten. Gerade bei Einbürgerungsverfahren, bei denen 

wir grundsätzlich dafür plädieren, auf die Erhebung von Gebühren ganz 

zu verzichten, sehen wir keinen Anlass, Kostenvorschüsse zu erheben. 

Und auch falls dieser Rat nicht darauf verzichten sollte, Gebühren für 

das Einbürgerungsverfahren zur erheben, sind Kostenvorschüsse unnö-

tig. Die einbürgerungswilligen Personen sollen für das Verfahren dann 

bezahlen, wenn es abgeschlossen ist und sie das Schweizer Bürgerrecht 

bekommen haben.  
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Diego Bonato (SVP, Aesch): Dieser Antrag der SP und der Grünen zur 

Streichung der Vorschusspflicht ist ein Vorbote zu den späteren Anträ-

gen, zur schlichten Streichung der Gebühren für Einbürgerungsverfah-

ren auf kantonaler wie auch auf kommunaler Ebene. Wir von der SVP 

sind aber genau gegenteiliger Meinung und werden bei den Gebühren 

die Begünstigungen, die vom Regierungsrat vorgesehen sind, bekämp-

fen. Die Begründung werden Sie später noch hören. Für die SVP/EDU-

Fraktion ist die Streichung der Vorschusspflicht aber somit kein Thema 

und wir lehnen diesen Antrag ab.  

 

Sonja Gehrig (GLP, Urdorf): Um es vorwegzunehmen, die Grünlibera-

len lehnen alle Minderheitsanträge zum Verfahren, also die Paragrafen 

10 und 11 ab. Einen Kostenvorschuss für den Aufwand des Einbürge-

rungsverfahrens zu verlangen, ist keine Schikane, sondern eine übliche 

Forderung. Auf einen Kostenvorschuss zu verzichten, wie von Links-

grün gefordert, das lehnen die Grünliberalen ab. Aber eine Frist für eine 

Mitwirkungspflicht, wie von FDP und SVP gefordert, braucht es nun 

wirklich auch nicht. Es ist wohl im eigenen Interesse der Antragstellen-

den, beim Verfahren mitzuwirken. Eine eigentliche Mitwirkungspflicht 

ist bereits in mehreren Gesetzen auf Ebene Bund und im Handbuch ver-

ankert. Ein Ultimatum für eine Frist bedeutet vor allem eines: einen hö-

heren Bürokratieaufwand. Denn schliesslich müsste die Einhaltung der 

unnötigen Frist überprüft werden, und das kann ja wirklich nicht in eu-

rem Interesse sein, liebe FDP und SVP.  

 

Hans-Peter Brunner (FDP, Horgen): Kostenvorschüsse haben dann ei-

nen Sinn, wenn sie ordnungsmässig dahingehend wirken, dass keine 

Gesuche gestellt werden, die dann effektiv nicht eingelöst werden. Und 

entsprechend ist die Erfahrung einfach die, dass sehr oft in solchen 

komplexen Verfahren Gesuche gestellt werden, die dann später eben 

nicht erfüllt werden können. Und so hat das Gemeinwesen ein Interesse 

daran, hier einen Kostenvorschuss als eine gewisse Garantie zu verlan-

gen. Der Schönheitsfehler an dieser Regelung ist eigentlich nur der, 

dass nur ein Kostenvorschuss für das kantonale Verfahren, nicht aber 

für das Gemeindeverfahren hier ebenfalls einberechnet ist. Ich bitte Sie, 

diesen Minderheitsantrag abzulehnen.  

 

Abstimmung  

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Sibylle 

Marti gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 115 : 59 
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Stimmen (bei 0 Enthaltungen), dem Antrag der Kommission zuzu-

stimmen.  

 

§ 10a. b. Mitwirkungspflicht 

 

Minderheitsantrag (in Verbindung mit §§ 11–14) Michael Biber, 

Diego Bonato, Hans-Peter Brunner, Fabian Müller, Stefan Schmid, 

Erika Zahler, Christina Zurfluh Fraefel 

b. Mitwirkungspflicht 

§ 10 a. 1 Die Bewerberinnen und Bewerber sind zur Mitwirkung ver-

pflichtet. 
2 Die zuständige Behörde setzt der Bewerberin oder dem Bewerber eine 

Frist zur Erfüllung ihrer bzw. seiner Mitwirkungspflicht und weist auf 

die Säumnisfolgen hin. 
3 Sie weist das Gesuch ab, wenn die Bewerberin oder der Bewerber ih-

rer bzw. seiner Mitwirkungspflicht in unentschuldbarer Weise nicht 

nachkommt. 

 

Hans-Peter Brunner (FDP, Horgen): Es geht hier darum, dass es 

wünschbar ist, dass hier eine Möglichkeit für die Direktion besteht, zu-

sätzliche Berichte von der Polizei einzuholen. Das ist wünschbar, es ist 

aber nicht ganz klar nötig, denn es führt natürlich zu einer Aufblähung 

der Bürokratie, die hier kommen könnte. Entsprechend sind wir der 

Meinung, dass das, was jetzt hier vorliegt, genügend ist, um im Verlauf 

des Prozesses, der ja mehrstufig ist, die notwendigen Abklärungen tref-

fen zu können. Umso wichtiger ist es – und ich betone das –, dass noch 

ein Recht der Gemeinden besteht, zusätzliche Auskünfte einzuverlan-

gen. In diesem Sinne bitten wir Sie, hier dem Regierungsantrag zu fol-

gen.  

 

Sibylle Marti (SP, Zürich): Ja, lieber Hans-Peter Brunner, du hast jetzt 

zu einem Antrag gesprochen, der erst noch kommt. Ich spreche jetzt 

zum Antrag der FDP, zum Antrag von Michael Biber. 

Paragraf 10a, den die FDP neu in die Vorlage aufnehmen will, ist kom-

plett unnötig. Selbstverständlich haben die einbürgerungswilligen Per-

sonen eine Mitwirkungspflicht. Und wir bestreiten das auch nicht, wenn 

wir diesen Antrag ablehnen. Die Mitwirkungspflicht gilt aber nach all-

gemeinen verfassungsrechtlichen Grundsätzen und der gelebten Praxis 

schon heute. Das heisst, dass es auch ohne diesen Paragrafen möglich 

ist, auf ein Einbürgerungsgesuch nicht einzutreten, es zu sistieren oder 

gar abzuweisen, wenn jemand seine Mitwirkungspflicht verletzt und 
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zum Beispiel nach mehrmaliger Aufforderung bestimmte unverzicht-

bare Dokumente nicht beibringt oder einen geforderten Sprachkurs in-

nert Frist nicht absolviert. Aus diesem Grund macht der Antrag keinen 

Sinn und bläht die Vorlage unnötig auf. Wir müssen nicht etwas, das 

sowieso gilt, ins Gesetz schreiben. Es ist etwas ironisch, dass gerade die 

FDP, die sonst immer vehement für schlanke Gesetze plädiert, hier ei-

nen neuen Paragrafen einführen will, den es gar nicht braucht, weil er 

etwas postuliert, das sowieso gegeben ist. Wir lehnen den Antrag der 

FDP ab.  

 

Silvia Rigoni (Grüne, Zürich): Warum muss Mitwirkung im Gesetz hier 

ausnahmsweise ausdrücklich verlangt werden? Es ist ja wohl selbstver-

ständlich, dass man bei einem Vorhaben, wie der Einbürgerung, mit-

wirkt. Wenn man es nötig findet, das hier reinzuschreiben, kann man 

das als Hinweis deuten, wie man Ausländerinnen und Ausländer bezüg-

lich ihrer Kooperation grundsätzlich einschätzt. Wahrscheinlich geht es 

hier um Vorurteile über das Wesen von Menschen aufgrund ihrer Nati-

onalität. Gesetze, die mit Vorurteilen in Zusammenhang gestellt werden 

können, braucht es nicht. Vorurteile gehören nicht ins Gesetz und ei-

gentlich auch sonst nirgendwohin. Wir lehnen den Antrag ab.  

 

Abstimmung 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Michael 

Biber gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 89 : 86 

Stimmen (bei 0 Enthaltungen), dem Antrag der Kommission zuzu-

stimmen.  

 

§ 11b. Prüfung durch die Direktion 

Abs. 1 

 

Keine Bemerkungen; genehmigt. 

 

Abs. 2 

Minderheitsantrag Diego Bonato, Stefan Schmid, Erika Zahler, 

Christina Zurfluh Fraefel:  
2 Die Direktion holt zur ergänzenden Prüfung der Voraussetzung nach 

Abs. 1 lit. d einen Bericht ein über allfällige Einträge der Bewerberin 

oder des Bewerbers im Datenbearbeitungs- und Informationssystem 

der Kantonspolizei. 

Abs. 2 wird zu Abs. 3. 
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Diego Bonato (SVP, Aesch): Zur Prüfung des Einbürgerungsgesuches 

durch die Politik wurde im Jahre 2018 eine parlamentarische Initiative 

eingereicht, Nummer 194/2018. Erstunterzeichner war SVP-Kantonsrat 

Stefan Schmid. Die PI verlangte, dass einerseits die zuständige Direk-

tion einen Erhebungsbericht bei der Kantonspolizei über die Bürger-

rechtsbewerber einholt und diesen Erhebungsbericht der Gemeinde zur 

Beurteilung vorlegt und anderseits die Gemeinde bei den Gemeindepo-

lizeien oder bei der Kantonspolizei zusätzliche Auskünfte einholen 

kann, falls sie zusätzliche Verdachtsmomente hat. In der STGK haben 

wir dieses Anliegen analog eingebracht.  

Bitte sehr, für die SVP ist klar: Die alleinige Prüfung des Bundesstraf-

registers VOSTRA genügt nicht, um sich ein vollständiges Bild betref-

fend Respektierung unserer Sicherheit und Ordnung zu machen. Das 

Bundesstrafregister gibt keine Auskunft über eine ganze Reihe von 

strafrechtlich relevanten Handlungen, die für die Beurteilung der Integ-

rationswilligkeit und die Integrationsfähigkeit von Bedeutung sind. 

Ohne die Liste der in der PI erwähnten Handlungen zu wiederholen, 

bringt ein kantonaler oder kommunaler Polizeibericht insbesondere 

eine Aussage zu häuslicher Gewalt und Unterdrückung, dies insbeson-

dere gegenüber Frauen, und auch eine Aussage zur Respektierung der 

Grundprinzipien unserer Bundesverfassung. Die Einhaltung unserer 

Gesellschaftsprinzipien ist elementar für unsere liberale Gesellschaft. 

Die Prüfung dieser Einhaltung ist mehr als angebracht, und zwar auf 

kantonaler wie auch auf kommunaler Ebene. Die SVP/EDU-Fraktion 

beantragt darum nicht nur die Anpassung des Paragrafen 11, Prüfung 

durch die Direktion, sondern auch die Anpassung des Paragrafen 13, 

Prüfung durch die Gemeinden, beides im Sinne eines Polizeiberichtes.  

 

Sibylle Marti (SP, Zürich): Der von der SVP geforderte Antrag will den 

Kanton dazu verpflichten, bei der Kantonspolizei über alle einbürge-

rungswilligen Personen einen zusätzlichen Bericht einzufordern. Das 

ist überflüssig. Während des Einbürgerungsverfahrens werden be-

stimmte Einbürgerungsvoraussetzungen mehrmals geprüft. Dazu ge-

hört insbesondere die Voraussetzung «Beachtung der öffentlichen Si-

cherheit und Ordnung», die auch den strafrechtlichen Leumund mitein-

schliesst. Für die Prüfung dieser Voraussetzung sind der Kanton und 

der Bund zuständig und dieses Kriterium wird während des Verfahrens 

insgesamt viermal geprüft. Gesamthaft umfasst das Einbürgerungsver-

fahren 25 Prüfschritte, die zu unterschiedlichen Zeitpunkten erfolgen. 

In Einzelfällen ist es zudem schon heute möglich, weitere Datenanfra-
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gen und Sachverhaltsabklärungen bei den Polizeiorganen vorzuneh-

men. Aufgrund dessen ist nicht einzusehen, was der Sinn eines für jede 

einbürgerungswillige Person zwingend einzuholenden zusätzlichen Be-

richt der Kantonspolizei sein soll, zumal der Aufwand völlig unverhält-

nismässig wäre. Wir lehnen den Antrag der SVP ab.  

 

Hans-Peter Brunner (FDP, Horgen): Vorab entschuldige ich mich für 

den Lapsus von vorhin. Ich war um eine Seite verrutscht und das war 

voll mein Fehler. Ich möchte hier einfach nochmals bestätigen, dass, 

wenn ich richtig gesprochen hätte, das Abstimmungsergebnis vielleicht 

noch knapper ausgefallen wäre. Es tut mir leid.  

Nun zu diesem Vorschlag hier: Es ist so, dass wir von der FDP meinen, 

wie ich das gesagt habe, dass es ein zu grosser Aufwand wäre bei rund 

8000 Gesuchen pro Jahr automatisch einen Polizeibericht erstellen zu 

lassen. Beim nächsten Paragrafen, der Prüfung durch die Gemeinde, ha-

ben wir eine andere Ansicht und werden diese auch vertreten. Vielen 

Dank. 

 

Sonja Gehrig (GLP, Urdorf): Viel zu reden gab in der Kommission, 

welche Unterlagen für die Beurteilung der Einbürgerungsvorausset-

zung durch Kanton und Gemeinden herangezogen werden müssen. Die 

SVP möchte den Kanton verpflichten, neben den Strafregisterauszügen 

auch Einträge der kantonalen Polizeiorgane zu prüfen. Aus rechtlicher 

Sicht ist dies eine schlechte Idee. Ein Strafregisterauszug ist die Folge 

einer Verurteilung beziehungsweise eines rechtsstaatlichen Verfahrens 

mit Einspracheberechtigung und so weiter. Demgegenüber gelten kan-

tonale Polizeieinträge beziehungsweise deren Aussagen nicht als recht-

liche Beurteilungsgrundlagen. Es können dort Vermutungen stehen, 

ohne Angabe, ob eine Anschuldigung stimmte oder daraus eine Verur-

teilung erfolgte. Der unklare Inhalt von Einträgen führt zu einem Mehr-

aufwand nicht primär nur bei der Polizei, denn diese muss ihre Einträge 

einfach nur weiterleiten, aber vor allem für Personen, die die Einbürge-

rung prüfen müssen. Steht in einem Rapport ein Sachverhalt, den sie 

nicht einordnen kann, wird die Polizei gebeten, eine Erklärung abzuge-

ben. Da steht dann zum Beispiel, dass jemand wegen Verdachts auf 

Drogenbesitz kontrolliert wurde. Aber ob er wirklich Drogen besass, 

steht nicht drin. Oder der Nachbar hat Anzeige wegen Verdachts auf 

Cannabis-Pflanzen erstattet. Es steht aber nicht drin, ob tatsächlich auch 

Cannabis gefunden wurde. Wie will man das handhaben? Kommt da 

der nächste Fichen-Skandal? Das bietet viel Potenzial für Rekurse. Sol-

che Polizeiberichte werden nicht zur Einsicht für Externe erstellt, sind 
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unvollständig und nicht rekursfähig beziehungsweise juristisch nicht 

belastbar.  

Eine weitere Idee der SVP ist, dass eine Gemeinde zusätzliche Aus-

künfte zur Person einholen soll. Bei wem? Beim Lehrer oder Arbeitge-

ber? Das ist aus datenschutzrechtlichen Gründen sehr, sehr heikel. 

Heute schon können Kanton und Gemeinden mit oder ohne Verdacht 

nach den Polizeieinträgen fragen, falls sie möchten, sogar für alle Ein-

bürgerungen. Ein Automatismus ist nicht sinnvoll, die bisherige Praxis 

hat sich bewährt und soll beibehalten werden. Das wichtigste Argument 

gegen diese Minderheitsanträge ist aber, wie gesagt, dass ein Polizei-

eintrag oder willkürliche Recherchen rechtlich nicht «verhebet». Wir 

Grünliberalen wollen keinen zweiten Fichen-Skandal und lehnen diese 

Minderheitsanträge ab.  

 

Ratspräsident Benno Scherrer: Ich wollte das Gesetz fertigberaten, das 

wird heute nicht möglich sein. Wir schliessen heute noch Paragraf 11 

ab.  

 

Silvia Rigoni (Grüne, Zürich): Interne Einträge bei der Kantonspolizei 

gehören nicht zu den Akten eines Einbürgerungsverfahrens. Es sind in-

terne Arbeitsinstrumente der Polizei und sie sollen es auch bleiben. Erst 

wenn es nach polizeilicher Ermittlung zu einer Anzeige kommt, ist das 

für ein Einbürgerungsverfahren relevant. Bereits heute ist gewährleis-

tet, dass diese Informationen fliessen. Es braucht also keine Berichte 

der Kantonspolizei über Einträge, bei denen es ja eigentlich meist um 

Beobachtungen und Hypothesen geht. Ein vager Verdacht darf nicht 

ausreichen, ein Einbürgerungsverfahren zu stoppen. Dazu braucht es 

schon ein laufendes Verfahren oder eine Verurteilung. Auf Vorrat und 

standardmässig Berichte einzuholen, ist völlig unverhältnismässig. Wir 

danken Ihnen, wenn Sie die Kantonspolizei nicht mit unangebrachtem 

Berichte-Schreiben belasten, und lehnen diesen Antrag ab.  

 

Hans Egli (EDU, Steinmaur): Der Minderheitsantrag, den wir hier be-

sprechen, ist nicht, wie von der SP-Sprecherin gesagt und behauptet, 

überflüssig. Nein, ohne diesen Minderheitsantrag, wenn er keine Mehr-

heit erlangt, werden wir eine Blackbox-Einbürgerung haben. Die Be-

gründung zum Minderheitsantrag der Bürgerrechtsverordnung: Er for-

dert legitime und begründete, berechtigte Einbürgerungsvoraussetzun-

gen. Grundsätzlich sollen nur ehrenwerte Personen, wie in jedem Land 

auf der Welt üblich, in den Genuss des Schweizer Bürgerrechts kom-

men. Die im Minderheitsantrag gestellten Forderungen sind im Sinne 
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des Staates und der Bürger. Weder häusliche Gewalt noch Tätlichkeiten 

im Rotlichtmilieu noch Scheinehen, noch andere Verstösse gegen das 

Schweizer Gesetz, noch missbräuchlicher Sozialhilfebezug und so wei-

ter dürfen geduldet oder sogar belohnt werden. All diese genannten For-

derungen sind selbstredend Grund genug, um die Einbürgerung zu ver-

weigern. Mit der vorgesehenen Gesetzesänderung kann man die Moti-

vation zur Einbürgerung überprüfen. Die Beurteilung der Integrations-

willigkeit und die Integrationsfähigkeit soll den Behörden ermöglichen, 

zusätzliche Auskünfte bei der Gemeinde- und/oder der Kantonspolizei 

einzuholen. Das neue Bürgerrechtsgesetz soll keine Voraussetzungsni-

vellierung nach unten machen, sondern mit ihm soll man weiterhin 

überprüfen können – und zwar in allen Belangen überprüfen können –, 

ob die Person die Voraussetzungen erfüllt, die eine Einbürgerung unter 

den genannten Voraussetzungen ermöglicht. Von diesem Gesichts-

punkt aus bitte ich Sie, diesem Minderheitsantrag zuzustimmen. Danke.  

 

Abstimmung 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Diego 

Bonato gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 124 : 47 

Stimmen (bei 0 Enthaltungen), dem Antrag der Kommission zuzu-

stimmen. 

 

Ratspräsident Benno Scherrer: Wir unterbrechen hier die Beratung 

zum kantonalen Bürgerrechtsgesetz und fahren am 4. Oktober 2021 mit 

Paragraf 12 weiter.  

 

Die Beratung wird unterbrochen, Fortsetzung am 4. Oktober 2021. 

 

 

10. Verschiedenes 

 

Fraktions- und persönliche Erklärungen 

 

Fraktionserklärung der SP zur Situation in Afghanistan  

Michèle Dünki-Bättig (SP, Glattfelden): Ich verlese Ihnen eine Frakti-

onserklärung der SP mit dem Titel «Mitgefühl allein genügt nicht»:  

Die Nachrichten und Bilder, die uns aus Afghanistan erreichen, machen 

tief betroffen. Tausende von Menschen verstecken sich in unvorstellba-

rer Angst vor den Taliban oder sind bereits auf der Flucht. Ihre Situation 
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macht uns fassungslos und wütend. Der überstürzte Rückzug der west-

lichen sogenannten «Schutzmächte» und die Übernahme der Macht 

durch die Taliban lassen wissentlich Verbündete und besonders vul-

nerable Menschen im Stich. Nach dem abrupten Ende der Evakuie-

rungsflüge sind sie den Taliban schutzlos ausgeliefert. Auch wenn die 

neuen Herrscher in Kabul in den letzten Tagen die Welt mit vagen Zu-

sicherungen zu beruhigen versuchten, zeigt die Erfahrung: Demokratie 

und Menschenrechte sind in Afghanistan in höchster Gefahr. Die Ge-

walt gegen die Zivilbevölkerung wird zunehmen, insbesondere Frauen 

und Mädchen sind akut an Leib und Leben bedroht. Die Perspektiven 

für ein Leben in Frieden und Freiheit sind mehr als düster. 

Für die SP ist klar: Wenn wir keine sicheren Ausreisemöglichkeiten 

schaffen, werden Tausende von Menschen sich selber auf die Flucht 

machen müssen. Wenn wir jetzt nicht handeln, werden unzählige 

Frauen, Männer und Kinder in der Wüste verdursten oder im Meer er-

trinken. Jetzt braucht es rasche und grosszügige Hilfe. Auch die 

Schweiz muss einen aktiven Beitrag leisten. Jedes Menschenleben, das 

wir durch unbürokratische Hilfe retten können, zählt. 

Unsere Sorge gilt aber vor allem auch den Afghaninnen und Afghanen, 

die schon in der Schweiz leben. Sie können selber aktiv kaum etwas 

tun, um ihren Angehörigen im Land zu helfen. Für sie fordern wir: Es 

dürfen keinerlei Rückschaffungen mehr nach Afghanistan stattfinden. 

Allen Afghaninnen und Afghanen in der Schweiz muss Flüchtlingssta-

tus gewährt werden. Afghaninnen und Afghanen mit Ausweis F sollen 

den Ausweis C, also die Niederlassungsbewilligung, oder den Ausweis 

B, also Aufenthaltsbewilligung, erhalten. Der Familiennachzug muss 

vereinfacht und sofort möglich werden; besonders wichtig ist dies für 

Frauen und Kinder, die auf der Flucht speziell gefährdet sind und unter 

den Umständen am meisten zu leiden haben. Im Rahmen von Resettle-

ment-Programmen oder der Erteilung von humanitären Visa sollen bis 

zu 10'000 gefährdete Menschen in der Schweiz Schutz und Aufnahme 

finden. 

Wir fordern den Regierungsrat auf, sich dafür auf Bundesebene mit 

Nachdruck einzusetzen. Zudem bitten wir den Regierungsrat dringend, 

dafür zu sorgen, dass die Afghaninnen und Afghanen in dieser trauma-

tischen Zeit eng begleitet und unterstützt werden können. Besten Dank.  

 

Neu eingereichte parlamentarische Vorstösse 

– Einrichtung von Krisenzentren für Opfer sexueller Gewalt 

Motion Silvia Rigoni (Grüne, Zürich), Sibylle Marti (SP, Zürich), 

Angie Romero (FDP, Zürich), Andrea Gisler (GLP, Gossau), Judith 
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Anna Stofer (AL, Zürich), Yvonne Bürgin (Die Mitte, Rüti), Barbara 

Günthard Fitze (EVP, Winterthur) 

– Weniger Druck auf das Opfer dank des Berner Modells 

Postulat Susanna Lisibach (SVP, Winterthur), Sandra Bossert (SVP, 

Wädenswil), Nina Fehr Düsel (SVP, Küsnacht)  

– Praxis des interkulturellen Dolmetschens an der Volksschule 

Anfrage Jasmin Pokerschnig (Grüne, Zürich), Anne-Claude Hensch 

Frei (AL, Zürich), Isabel Garcia (GLP, Zürich), Leandra Columberg 

(SP, Dübendorf) 

– Doppelt so viele weibliche Fahrgäste verletzen sich im öffentli-

chen Verkehr 

Anfrage Judith Anna Stofer (AL, Zürich), Manuel Sahli (AL, Win-

terthur) 

– Corona-Massentests an Zürcher Schulen 

Anfrage Daniel Heierli (Grüne, Zürich) 

– Kapazität der Intensivstationen an Zürcher Spitälern 

Anfrage Daniel Heierli (Grüne, Zürich) 

– Rechtliche Grundlagen für Tempo-60-Strecken innerorts auf 

dem Staatsstrassennetz 

Anfrage Thomas Schweizer (Grüne, Hedingen), Jonas Erni (SP, Wä-

denswil) 

– Klarheit über Belegung Intensivstationen 

Anfrage Maria Rita Marty (SVP, Volketswil), Daniel Wäfler (SVP, 

Gossau), Hans Egli (EDU, Steinmaur)  

– Lärmbelastung Bucheneggstrasse 

Anfrage Gabriel Mäder (GLP, Adliswil), Davide Loss (SP, Thalwil), 

Thomas Schweizer (Grüne, Hedingen) 

– Kapazitäten auf den Intensivstationen 

Anfrage Bettina Balmer-Schiltknecht (FDP, Zürich), Birgit Tog-

nella-Geertsen (SP, Zürich), Ronald Alder (GLP, Ottenbach)  

 

 

Schluss der Sitzung: 12.05 Uhr 

 

 

Zürich, den 13. September 2021 Die Protokollführerin: 

 Heidi Baumann 
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Von der Protokollprüfungskommission der Geschäftsleitung genehmigt am 25. Ok-

tober 2021. 
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